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Z wischen Istanbul und Sao Paulo 
liegen mehr als 10 000 Kilome¬ 
ter. Trotzdem ähneln sich die Bil¬ 
der: Hunderttausende dicht gedrängt 
auf den Straßen, Protestaktionen Tag 
für Tag, mehrere Wochen lang. Die 
Folgen des globalisierten Kapitalis¬ 
mus führen Kontinente übergreifend 
zu Massenaktionen neuer Dimension. 
„Der Riese ist erwacht“ lautete einer 
der Slogans in Brasilien. 

Die konkreten Anlässe und Umfeld- 
Situationen sind verschieden. In der 
Türkei wuchs der Widerstand gegen 
die Zerstörung eines Parks in Istan¬ 
bul innerhalb weniger Tagen in lan¬ 
desweite Protestaktionen mit mehr 
als 1 700 Demos hinüber. Sie richte¬ 
ten sich vor dem Hintergrund tief ver¬ 
wurzelter sozialer Unzufriedenheit 
zunehmend auch gegen die Selbst¬ 
herrlichkeit und autoritäre Machtaus¬ 
übung Erdogans und seinen Versuch, 
eine schleichende „Re-Islamisierung“ 
der Türkei einzuleiten. 

In Brasilien entzündete sich der Pro¬ 
test an Preiserhöhungen im öffentli¬ 
chen Nahverkehr. Rasch wurde dar¬ 
aus aber ein massenhafter Ausbruch 
von Unzufriedenheit mit Demonst¬ 
rationen von mehr als einer Million 
Menschen in über 100 Städten. Sie 
richteten sich im Umfeld einer seit 


2002 regierenden sozialdemokrati¬ 
schen „Arbeiterpartei“, die den Kon¬ 
flikt mit dem In- und Auslandskapi¬ 
tal nicht wagt und deren Reformver¬ 
sprechen deshalb weitgehend auf der 
Strecke blieben, gegen die milliar¬ 
denschwere Geldverschleuderung für 
teure Prestigeprojekte zur Fußball- 
WM 2014 und Olympiade 2016. Und 
zugleich gegen die damit verbundene 
Korruption bei der Vergabe profita¬ 
bler Aufträge und Konzessionen an 
Private, während die Qualität der öf¬ 
fentlichen Dienste, des Nahverkehrs 
in den Ballungsgebieten, des Gesund- 
heits- und Bildungswesens miserabel 
ist. 

Bei aller Unterschiedlichkeit gibt 
es aber eine wichtige Gemeinsam¬ 
keit: Millionen Menschen sind offen¬ 
sichtlich nicht mehr bereit, sich mit 
den bestehenden Verhältnissen, mit 
den sozialen Verwerfungen des Ka¬ 
pitalismus und antidemokratischer 
Machtausübung einfach abzufinden. 
Das haben die Vorgänge in der Tür¬ 
kei und Brasilien auch mit den anhal¬ 
tenden Protesten im Süden Europas 
gemeinsam. In Portugal war für den 
27. Juni ein neuer Generalstreik ge¬ 
gen den von der EU diktierten Spar¬ 
kurs angekündigt. In Spanien lauteten 
Slogans bei 80 Demos Anfang dieses 


Monats: „Todos unidos contra la Troi¬ 
ka“ und „No debemos, no pagamos“ 
(„Alle vereint gegen die Troika“, „Wir 
schulden nichts, wir zahlen nichts“). In 
Griechenland brachten massive Pro¬ 
teste gegen die willkürliche Schlie¬ 
ßung des öffentlichen Fernsehens 
und Rundfunks und die abrupte Ent¬ 
lassung aller dort Beschäftigten die 
bisherige Regierungskoalition zum 
Platzen. Auch wenn das Ausscheiden 
der „linksdemokratischen“ DIMAR 
aus der Regierung noch nicht zum so¬ 
fortigen Verlust der Parlamentsmehr¬ 
heit und Neuwahlen führte, dürften 
die Tage der derzeitigen Regierung 
der Rechtskonservativen mit der so¬ 
zialdemokratischen PAS OK als Hilfs¬ 
truppe gezählt sein. 

Zu den Gemeinsamkeiten der Vor¬ 
gänge in Brasilien und der Türkei 
gehört auch, dass große Teile der ar¬ 
beitenden Bevölkerung in die Aktio¬ 
nen einbezogen waren, aber zugleich 
„neue Kräfte“ aus den sogenannten 
„Mittelschichten“ mit guter Ausbil¬ 
dung, Handy- und Internetkenntnis¬ 
sen, aber ohne zufriedenstellende Be¬ 
rufsperspektiven aktiv wurden und oft 
eine initiierende und auch führende 
Rolle spielten. Vielfach ist das vor¬ 
wiegend spontane Aufbegehren al¬ 
lerdings nicht mit klaren Vorstellun¬ 


gen von den möglichen Alternativen 
verbunden. Das äußert sich in einer 
Vielfalt von oft diffusen Vorstellungen 
und Forderungen, bis hin zur Ableh¬ 
nung von „Politik“ und „Parteien“ und 
organisierten Formen des Kampfes 
überhaupt. Dies öffnet Spielräume 
für Spaltungsmanöver und auch für 
die Unterwanderung der Bewegung 
durch reaktionäre Rechtskräfte und 
Rechtsextremisten. 

Weder Erdogans brutale Polizeirepres¬ 
sion in der Türkei noch der Versuch 
der brasilianischen Präsidentin Dilma 
Rousseff, die auf gebrochene Unzufrie¬ 
denheit durch öffentliche Verständnis- 
und Sympathiebekundungen und neue 
große soziale Ankündigungen in einer 
TV-Rede zu beruhigen, werden aber 
auf Dauer Erfolg haben. Die Türkische 
Kommunistische Partei (TKP) hat in 
einer Erklärung vom 21. Juni hervor¬ 
gehoben: „Das Ausschlaggebende ist 
die Tatsache, dass das von der AKP- 
Diktatur ignorierte Volk aufgestanden 
ist“. Das sei die Haupterrungenschaft 
des bisherigen Widerstands. Es werde 
nicht gelingen, das Volk wieder zum 
Schweigen zu bringen und in den Zu¬ 
stand der Erstarrung und des Desin¬ 
teresses zurückzudrängen. Hoffen wir, 
dass dies nicht nur für die Türkei gilt. 

Georg Polikeit 


Obamas Friedensnobelpreis für die Whistleblower 

Ludwig Ouidde und Carl von Ossietzky als historische Vorbilder - Auch die Nazis sahen das Verbrechen bei den „Verrätern" 


Die Geheimdienste der „freien Welt“ 
und ihre Auftraggeber schäumen vor 
Wut: Ihre gesetzwidrige Kommunika¬ 
tionskriminalität mitsamt der Verbre¬ 
chen auf den Kriegsschauplätzen und 
viele „verdeckte Operationen“ wur¬ 
den aufgedeckt. Barack Hussein Ob- 
ama zeigt sich für Momente auf der 
Weltbühne von Berlin fast sprachlos. 
Für die DKP die erneute Forderung: 
Obama soll den 2009 verliehenen 
Friedensnobelpreis endlich an das 
Norwegische Preiskomitee zurückge¬ 
ben. Damals lautete die Begründung, 
er habe sich außergewöhnlich be¬ 
müht, die Zusammenarbeit zwischen 
den Völkern zu stärken. Das muss sein 
Auslandsgeheimdienst wohl falsch 
verstanden haben. 

Whistleblower leben gefährlich, weil 
sie die kriminellen und politischen 


Machenschaften der Herrschenden 
offenlegen. Die „Cuban five“ arbeite¬ 
ten, ohne laute Whistleblower zu sein, 
konspirativ in den USA. Ihre Frie¬ 
densarbeit wurde von der US-Justiz 
als Spionage ausgelegt und mit langen 
Gefängnisstrafen belegt. 

Der Friedensnobelpreisträger von 
1927, Ludwig Quidde, konnte sich sei¬ 
nes Lebens in Deutschland ebenfalls 
nicht mehr sicher sein. Der Pazifist 
und Vorsitzende der Deutschen Frie¬ 
densgesellschaft musste 1933 in die 
Schweiz fliehen. 

Für 1935 war Carl von Ossietzky mit 
dem Preis ausgezeichnet worden, ver¬ 
liehen wurde er 1936 in Abwesenheit 
des Preisträgers. Die Annahme hat¬ 
ten die Nazis verboten. Sie warfen 
ihm vor, verbotene Rüstungsprojek¬ 
te aufgedeckt zu haben. Auch das er¬ 


innert an aktuelle Zusammenhänge. 
Die Wut der Nazis auf Ossietzky hat¬ 
te noch einen anderen Grund. Der 
Publizist, der kein Kommunist war, 
hatte bei der Reichspräsidentenwahl 
1932 aufgerufen, nicht Hindenburg - 
sondern Ernst Thälmann (KPD) die 
Stimme zu geben. Ossietzky starb, 
politisch ungebrochen, an den Fol¬ 
gen der Haft, zu dem die Nazis ihn 
verurteilt hatten. 

Julian Assange und Bradley Manning 
sowie nun Edward Snowden sind auf 
der Flucht vor den Häschern aus den 
USA. Snowden hatte als Mitarbeiter 
des US-Geheimdienstes National Se¬ 
curity Agency (NSA) das Programm 
„Prism“ aufdeckt, das widerrechtlich 
auch in die private Kommunikation 
eindringen kann. „Effektiver“ noch 
soll „Tempus“ des britischen Geheim¬ 


dienstes Government Communica¬ 
tions Headquarters (GHCQ) spionie¬ 
ren. Bradley Manning ist bereits in U- 
Haft. Ihm wird vorgeworfen, schwere 
Verbrechen der US-Armee öffentlich 
gemacht zu haben, unter anderem Er¬ 
schießungen von Zivilisten und Fol¬ 
tereinsätze. Er befindet sich seit 2010 
in strenger Isolationshaft. In der Ma¬ 
rine Corps Base Quantico drohen ihm 
psychische und körperliche Schäden. 
Manning, der homosexuell ist, wurde 
gezwungen nackt vor seiner Zelle an¬ 
zutreten. 

Von zahlreichen Juristen und Initia¬ 
tiven weltweit wurde das Verfahren 
gegen Manning kritisiert. Assange 
und Snowden gelten die Wünsche 
zunächst wenigstens für ein sicheres 
Asyl. 

Uwe Koopmann 


Thema der Woche 


Brasilien empört sich 

Eine Befragung der Demonstranten 
in Säo Paulo ergab: 84 Prozent haben 
keine Parteipräferenz. Ihre Motive 
auf die Straße zu gehen, sind unter¬ 
schiedlich ... 

Nicht registriert wurde, dass die 
Mehrheit der Demonstranten über 
vernetzte Kommunikationsmittel ver¬ 
fügt und somit koordiniert reagieren 
kann, insbesondere gegen infiltrierte 
Provokateure. 
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Weltdokumentenerbe: 
„Manifest“ und „Kapital“ 

Das „Manifest der Kommunistischen 
Partei“ und der erste Band von „Das 
Kapital“ von Karl Marx gehören seit 
letzter Woche zum UNESCO-Weltdo- 
kumentenerbe. Die deutsch-niederlän¬ 
dische Gemeinschaftsnominierung ist 
ab sofort im „Memory of the World“- 
Register, im „Gedächtnis der Mensch¬ 
heit“, verzeichnet, wie die deutsche 
UNESCO-Kommission nach einer 
Tagung des Internationalen Komitees 
im südkoreanischen Gwangju mitteil¬ 
te. Insgesamt wurden 54 Dokumente 
aus 40 Ländern neu in das UNESCO- 
Weltregister aufgenommen. 

Das Memory of the World Programm, 
1992 zum Erhalt des dokumentari¬ 
schen Erbes ins Leben gerufen, ver¬ 
folgt laut UNESCO zwei Ziele. Zum 
einen sollen Dokumente vor Zerstö¬ 
rung durch Umwelteinflüsse, schlechte 
Lagerbedingungen sowie zeitbedingte 
Zersetzung des Materials bewahrt wer¬ 
den, zum anderen soll der weltweite 
Zugang zu kulturell bedeutsamen und 
historisch wichtigen Dokumenten auf 
neuen informationstechnischen We¬ 
gen sichergestellt werden. Entstehen 
soll ein Weltregister der historisch be¬ 
deutendsten Dokumente wie wertvolle 
Buchbestände, Handschriften, Partitu¬ 
ren, Unikate, Bild-, Ton- und Filmdo¬ 
kumente. 

Die Schriften von Marx (und Engels) 
seien berücksichtigt worden, „weil die¬ 
se weltweit einen großen Einfluss auf 
soziale Bewegungen hatten“, erklärte 
die UNESCO-Kommission. Das „Ma¬ 
nifest der Kommunistischen Partei“ 
von 1848 und „Das Kapital“, Band 1 
von 1867, wurden in fast allen Sprachen 
weltweit veröffentlicht. Vom „Mani¬ 
fest“ existiert heute noch eine hand¬ 
schriftliche Seite, die in einem Ams¬ 
terdamer Archiv lagert, ebenso die 
von Karl Marx persönlich kommen¬ 
tierte Ausgabe des ersten Bands von 
„Das Kapital“. 

Die beiden Werke sind nach Ansicht 
der UNESCO auch ein eindrucksvol¬ 
ler Beleg für den Schutzbedarf von 
Dokumenten. Denn die Originale bei¬ 
der Schriften sind verschollen. Für das 
Register wurden daher die erste Seite 
eines handschriftlichen Manuskripts 
des Manifests von Karl Marx und sei¬ 
ne persönliche Ausgabe von „Das Ka¬ 
pital“ mit seinen eigenen Anmerkun¬ 
gen ausgewählt. 


Die DKP im Internet 
www.dkp.de/ 

mit der Seite des Partei Vorstan¬ 
des 

• www.dkp-online.de/ 

mit der Seite der UZ 

• www.unsere-zeit.de/ 

mit dem neuen Newsportal 

• news.dkp.de 
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Castkolumne von Gebhard Hofner 


Gegen Lohndumping 
per Werkvertrag 


Das Thema ist nicht neu, aber die Art 
und der Umfang der Anwendung von 
Werkverträgen lässt eine neue Quali¬ 
tät erahnen. 

Werkverträge sind nicht per se ver¬ 
werflich: die Inspektion des Autos, 
die Reparatur der Waschmaschine, 
das Streichen des Wohnzimmers, al¬ 
les Werkverträge im privaten Um¬ 
feld. Kritisch wird es in den Betrieben, 
wenn durch Werkverträge eine neue 
Art und Dimension prekärer Beschäf¬ 
tigung entsteht und die erkämpften 
Besitzstände bedroht. In die Schlag¬ 
zeilen geriet das Thema Werkvertrag 
durch die Undercover-Reportage ei¬ 
nes Fernsehjournalisten. Er hatte bei 
Daimler über eine externe Firma für 
8,19 EUR gearbeitet, der festange¬ 
stellte Kollege neben ihm erhält das 
Doppelte. 

In der Realität bereitet die Abgren¬ 
zung zwischen echten Werk- oder 
Dienstleistungsverträgen und illega¬ 
ler Arbeitnehmerüberlassung zuneh¬ 
mend Schwierigkeiten. Dabei dreht es 
sich keineswegs um einen akademi¬ 
schen Disput, sondern um die Frage 
von Entlohnung und Absicherung der 
Betroffenen sowie Mitbestimmung 
der Betriebsräte. Nicht nur Juristen, 
auch Betriebsräte und natürlich die 
Betroffenen sehen eine enorme Grau¬ 
zone. 

In einer Handlungshilfe der IG Me¬ 
tall für Betriebsräte heißt es: „Es liegt 
immer dann ein „Scheinwerkvertrag“ 
vor, wenn der Beschäftigte des Subun¬ 
ternehmens oder der Soloselbststän¬ 
dige in den Betrieb, in dem er beschäf¬ 
tigt wird, eingegliedert wurde.“ Aller¬ 
dings das „Bundesarbeitsgericht ist 
mit seiner Rechtsprechung so restrik¬ 
tiv, dass es zunehmend schwerer fällt, 
den Unterschied zwischen „Überlas¬ 
sen von Arbeitsleistung“ (das Kenn¬ 
zeichen der Arbeitnehmerüberlas¬ 
sung) und echten Werkverträgen he¬ 
rauszuarbeiten.“ 

Wann ist ein externer Kollege in den 
Betrieb eingegliedert? Das LAG 
Berlin-Brandenburg hat kürzlich et¬ 
was Klarheit ins Dunkel gebracht und 
festgestellt: „Richten sich die vom 
Auftragnehmer zu erbringenden Leis¬ 
tungen nach dem Bedarf des Auftrag¬ 
gebers, so spricht dies ganz erheblich 
gegen das Vorliegen eines Werk- oder 
Dienstvertrages und für eine Einglie¬ 
derung der Arbeitnehmer in den Be¬ 
trieb des Auftraggebers.“ (Az 15 Sa 
1217/12) 

Bei ihrer Betriebsrätebefragung 2012 
stellte die IG Metall eine Verdoppe¬ 
lung des Einsatzes von Werkvertrags¬ 
beschäftigten gegenüber früheren 
Jahren fest. Exakte Zahlen können 
die Betriebsräte nicht nennen, außer 
für einzelne Gewerke im Betrieb - 
woher sollten sie die Zahlen auch 
haben? Interessant ist, dass die Ar¬ 
beitgeber lauthals gegen die „bloßen 



Behauptungen“ der IG Metall pro¬ 
testieren - aber keine Zahlen liefern 
können oder wollen. 

Für die IG Metall ist das Thema Werk¬ 
vertrag von strategischer Bedeutung: 
wenn der Flächentarifvertrag durch 
andere, legale Beschäftigungsformen 
unterlaufen wird, droht er an Bedeu¬ 
tung zu verlieren, wird die Verteidi¬ 
gung oder gar Erweiterung tarifli¬ 
cher Rechte zunehmend schwieriger. 
In den vergangenen Jahren hat die 
IG Metall, auch in Verbindung mit 
dem DGB, mit den Unternehmerver¬ 
bänden der Leiharbeitsbranche eini¬ 
ge Tarifverträge abgeschlossen. Über 
die Haken und Ösen dieser Tarifver¬ 
träge ist auch in dieser Zeitung schon 
viel geschrieben worden. In manchen 
Betrieben gibt es robuste Regelun¬ 
gen, die den Einsatz von Leiharbeit 
und Werkvertragseinsatz begrenzen 
und Mindeststandards sichern. 
Betriebsräte in betroffenen Betrie¬ 
ben sehen vielfältige Gründe für den 
wachsenden Einsatz von Werkver¬ 
tragsarbeit: 

• Unterlaufen der Tarifverträge der 
Leiharbeitsbranche, so unbefriedi¬ 
gend diese auch sind 

• Unterlaufen von Mindestlöhnen, die 
in einzelnen Branchen bestehen 

• Lohndumping durch Scheinselb¬ 
ständigkeit 

• Faktische Leiharbeit ohne Geneh¬ 
migung als Verleiher 

• Einsatz von ausländischen Arbeits¬ 
kräften ohne Einhalten der Entsen¬ 
derichtlinie 

• Unterlaufen der Mitbestimmungs¬ 
rechte der Betriebsräte 

• Outsourcen ohne die Probleme 
räumlicher Verlagerung 

Sicher ist, dass sich das gesellschaft¬ 
liche Problem prekärer Arbeit durch 
Vereinbarungen und Tarifverträge 
zu Leiharbeit und Werkvertragsar¬ 
beit nicht lösen lässt, bestenfalls ein¬ 
schränken. Die bevorstehenden Wah¬ 
len könnten eine gute Gelegenheit 
sein, das Thema der Werkvertragsar¬ 
beit breiter zur Debatte zu bringen. Es 
wird nach der Bundestagswahl sicher 
nicht leichter, Lösungen im Interesse 
der Betroffenen zu erzielen. 


*Unser Autor ist Gesamtbetriebsrats¬ 
vorsitzender bei Dematic 


Amazon-Mitarbeiter setzen Streik fort 

Protest sollen ausgeweitet werden 


Der Streik bei Amazon geht weiter. 
Die Gewerkschaft ver.di will langfris¬ 
tig noch mehr Standorte bestreiken. 
Knapp 1 000 Mitarbeiter haben ihren 
zweitägigen Streik beim Internetver¬ 
sandhändler Amazon nach Angaben 
der Gewerkschaft ver.di letzte Woche 
fortgesetzt. Am größten deutschen 
Standort in Bad Hersfeld beteiligten 
sich 700 Beschäftigte an dem Aus¬ 
stand, in Leipzig waren es 250 Mitar¬ 
beiter gewesen. 

ver.di will auf lange Sicht den Streik 
auf weitere Standorte in Deutsch¬ 
land ausweiten. Dazu sollen weitere 
gewerkschaftliche Strukturen aufge¬ 
baut werden, um eine hohe Streik¬ 
beteiligung zu erzielen, ver.di sieht 
bereits erste Streikerfolge. Es gebe 
Hinweise, dass Lieferfristen für Be¬ 
stellungen verlängert worden sind. Ge¬ 
werkschaftssekretär Thomas Schnei¬ 


der sagte in Leipzig: „Wir verursachen 
mit dem Streik bereits Wirkungstref¬ 
fer.“ Er kritisierte, dass Amazon Ge¬ 
gendruck auf die Mitarbeiter aufbaut. 
Mit dem ersten zweitägigen Ausstand 
in der Auseinandersetzung kämpft 
ver.di für einen Tarifvertrag nach den 
Bedingungen des Einzel- und Ver¬ 
sandhandels mit höheren Löhnen, 
Urlaubs- und Weihnachtsgeld sowie 
Nachtzuschlägen ab 20.00 Uhr. Das 
US-Unternehmen lehnt diese Forde¬ 
rungen ab und orientiert sich an der 
Bezahlung in der Logistikbranche. 
Amazon ist der weltgrößte Online- 
Versandhändler, er hat in Deutschland 
acht Lager und 9 000 Mitarbeiter. Am 
größten deutschen Standort in Bad 
Hersfeld arbeiten mehr als 3 300 Men¬ 
schen in zwei Versandlagern, in Leip¬ 
zig sind es etwa 2 000 in einem Ver¬ 
sandzentrum. 


Tarifverhandlungen 
ergebnislos unterbrochen 

Tarifrunde Einzelhandel Baden-Württemberg vor weiteren Streiks 


A uch die dritte Verhandlung in der 
Tarifrunde des Einzelhandels in 
Baden-Württemberg brachte 
keine Annäherung. Die Arbeitgeber¬ 
seite legte zwar ein erstes Angebot zu 
Entgelterhöhungen vor, beharrte aber 
auf der Erfüllung ihrer Gegenforde¬ 
rungen zum gekündigten Manteltarif¬ 
vertrag und zur Entgeltstruktur. Diese 
Themen seien nur als „Gesamtpaket“ 
verhandelbar. ver.di hat dieses Gesamt¬ 
paket als inakzeptabel zurückgewiesen. 
Die nächste Verhandlung wurde, unter 
Vorbehalt der Arbeitgeberseite, für den 
11. Juli terminiert. 

Die Gegenforderungen der Einzel¬ 
handelsunternehmer sind: Niedrigere 
Eingruppierung für Kassiererinnen an 
Verbrauchermarktkassen, Einführung 
einer neuen, niedrigeren Entgeltgrup¬ 
pe für „Hilfstätigkeiten“ wie Warenver- 
räumung und Auffülltätigkeiten, Strei¬ 



chung aller Spät-, Nacht-, Sonn- und 
Feiertagszuschläge für diese „Hilfstä¬ 


tigkeiten“, Streichung des Zuschlages 
für das Zuendebedienen nach dem Ar¬ 
beitszeitende. 

ver.di-Verhandlungsführer Bernhard 
Franke: „Für viele Beschäftigte, die 
häufig auf staatliche Zusatzleistungen 
angewiesen sind, bedeutet es harte Ein¬ 
schnitte in ihre Existenzgrundlage. Nicht 
mit uns!“ Den Einzelhandelskonzernen 
gehe es darum, Kosten zu senken, „da¬ 
bei setzten diese selbst die Ursachen für 
zunehmenden Konkurrenzdruck, indem 
sie immer mehr Arbeiten für immer we¬ 
niger Geld an Fremdfirmen outsourcen. 
Und am Ende wird der alleinerziehen¬ 
den Mutter, die in Teilzeit Regale ein¬ 
räumt, vorgehalten, ihr Tarifgehalt sei 
nicht mehr bezahlbar. Das ist ein Sit- 
tenverfall, dem wir uns vereint entge- 
genstellen müssen.“ ver.di wird in den 
kommenden Tagen weiter zu Streikak¬ 
tionen in den Betrieben aufrufen. 


Verschlechterung der Arbeitsbedingungen verhindern 

DKP Niedersachsen: Solidaritätserklärung in der Tarifauseinandersetzung im Einzelhandel 

Zu den Tarifauseinandersetzungen im Einzelhandel hat der Bezirksvorstand der DKP Niedersachsen eine Solidaritätser¬ 
klärung an die Beschäftigten verfasst, in dem er sich mit dem Kampf der Einzelhandelsbeschäftigten für mehr Lohn und 
gegen die Kündigung des Manteltarifvertrages solidarisch erklärt. 

In der Erklärung heißt es: 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Wir,die Mitgliederder Deutschen Kommunistischen Partei (DKP) in Niedersachsen,erklären uns mit Euch in Eurem Kampf 
um mehr Lohn und gegen die Kündigung des Manteltarifvertrages solidarisch. 

Eure Entgeltforderung nach i Euro mehr pro Stunde ist berechtigt und muss durchgesetzt werden! Die Entgelte im Ein¬ 
zelhandel haben mit fairer Bezahlung für die abgeforderte Arbeit nichts zu tun. Sie sind sowohl dem Konkurrenzkampf 
der Konzerne geschuldet, als auch ein Zeichen mangelnder Wertschätzung von Dienstleistungsarbeit in einem stark von 
Frauen geprägten Bereich. 

Seit Jahren haben die Einzelhandelskonzerne mit Flexibilisierung, prekären Jobs und Niedriglöhnen ihre Gewinne auf 
Kosten der Beschäftigten erhöht. Mehr als 20 Milliarden Euro Gewinn pro Jahr streichen die Unternehmer ein. Die Inha¬ 
ber führender Discounter gehören zu den reichsten Menschen in Deutschland. 

Der Angriff auf den Manteltarifvertrag hat mit Modernisierung nur insoweit zu tun, als es modern geworden ist, die 
Errungenschaften der Arbeiter- und Gewerkschaftsbewegung zu schleifen. Mit weiterer Flexibilisierung, einem neuen 
Niedriglohnbereich ohne Spät- und Nachtzuschläge, der Abgruppierung von Kassiererinnen, der Abschaffung des Er¬ 
fahrungsaufstieges und der Streichung von Zuschlägen, würden die Einkommen und Arbeitsbedingungen weiter ver¬ 
schlechtert. Das muss verhindert werden! 

Gerechte Löhne wird es im Kapitalismus nie geben, aber wir streiten mit Euch dafür, dass sie ausreichen, um ein selbst¬ 
bestimmtes und gesundes Leben zu führen.„Gutes Leben“ heißt für uns weiter: eine anständige Wohnung, Urlaub und 
die Teilhabe an Bildung, Kultur und politischem Leben. Frech ist, dass die Arbeitgeber weder ein Angebot für Lohn und 
Gehalt vorgelegt haben, noch einen neuen Verhandlungstermin benannt haben. Wir sind der Meinung, dass die Einbe¬ 
ziehung der Öffentlichkeit und der Kunden sehr wichtig ist und bieten dabei unsere Unterstützung an! 

DKP Niedersachsen, Werner Hensel, Bezirksvorsitzender 


Die Debatte um weitere 


A uf dem letzten ver.di-Bundes- 
kongress 2011 wurden eine Rei¬ 
he von Anträgen behandelt, die 
sich mit dem Thema Arbeitszeitver- 
kürung befasst haben. In der auf dem 
Kongress angenommenen Arbeitszeit¬ 
politischen Entschließung wurde for¬ 
muliert: „Die Verkürzung der Arbeits¬ 
zeit und deren humane Gestaltung sind 
zentrale tarif- und gesellschaftspoliti¬ 
sche Handlungsfelder der ver.di. ver. 
di hält daran fest, Arbeitszeitverkür¬ 
zungen mit vollem Lohnausgleich und 
Personalausgleich durchzusetzen. Sie 
sind ein wichtiger Beitrag, um Arbeit 
menschlicher zu machen und Arbeit 
gerecht zu verteilen, sie sind erfor¬ 
derlich, um Beschäftigung zu sichern 
und Arbeitslosigkeit abzubauen, ver. 
di lehnt die arbeitszeitpolitische Roll¬ 
back-Strategie der Arbeitgeber, die 
auf eine Verlängerung der Arbeitszeit, 
angefangen bei der Wochenarbeitszeit 
bis hin zur Lebensarbeitszeit, abzielt, 
entschieden ab. ver.di wird sich diesen 
Angriffen der Arbeitgeberseite be- 
triebs- und tarifpolitisch entschieden 
entgegenstellen.“ 

In dem zentralen Beschluss werden 
dann unterschiedliche Formen der 
Arbeitszeitverkürzung aufgeführt, für 
die es gilt gewerkschaftliche, betriebli¬ 
che und gesellschaftliche Aktivitäten 
zu entwickeln. Hierzu wurden auf dem 
Kongress eine Reihe von Anträgen be¬ 
raten und beschlossen unter anderem 
Anträge zur Reduzierung der Wo¬ 
chenarbeitszeit (35- bzw. 30-Stunden- 
Woche bei vollem Lohn- und Perso¬ 


nalausgleich), Anträge zur Eröffnung 
einer entsprechenden Debatte in den 
betrieblichen und gewerkschaftliche 
Strukturen von ver.di, bis hin zu An¬ 
trägen für die Durchführung einer 
bundesweiten Kampagne zur Arbeits¬ 
zeitverkürzung. Im Antrag Al 15 wur¬ 
de formuliert „ver.di wird daher einen 
neuen Vorstoß für eine Debatte um die 
Gestaltung der Arbeitszeit und einer 
Verkürzung der Arbeitszeit organisie¬ 
ren. Der Bundesvorstand wird aufge¬ 
fordert, die erforderlichen Bedingun¬ 
gen für eine intensive Diskussion zu 
organisieren und dafür Sorge zu tra¬ 
gen, dass die Ergebnisse und Schluss¬ 
folgerungen dieser Debatte in künfti¬ 
gen Initiativen und Forderungen um¬ 
gesetzt werden“. 

Um diese Diskussion voranzubringen, 
trafen sich auf Initiative des Bereiches 
Tarifpolitik beim ver.di-Bundsvor- 
stand, ein Teil der Antragsteller der 
oben genannten Anträge, sowie haupt- 
und ehrenamtliche Vertreter aus unter¬ 
schiedlichen ver.di Bezirken und Fach¬ 
bereichen am 23. 5. 2013 in Berlin zu 
einem Workshop unter dem Titel „Ar¬ 
beitszeitverkürzung ein Auslaufmodell 
oder Gestaltungsfeld demografischer 
Herausforderungen? “. 

Das Themenspektrum der Veranstal¬ 
tung war aber breiter gespannt und im 
Verlauf des Workshops auch wesent¬ 
lich konkreter bestimmt, als es der Ti¬ 
tel der Veranstaltung vermuten lässt. 
So wurde in den Diskussionsrunden 
immer wieder das Thema 35- bzw. 
30-Stunden-Woche aufgegriffen. 1 


Ein Bericht von einem 

In ihrer Begrüßung stellte die stellver¬ 
tretende ver.di-Vorsitzende Andrea 
Kocsis, die im ver.di-Bundesvorstand 
auch für den Bereich Tarifpolitik ver¬ 
antwortlich ist, fest, dass die auf dem 
Bundeskongress gefassten Beschlüs¬ 
se zum Thema Arbeitszeitverkürzung 
(AZV) mit Leben gefüllt werden 
müssen und zu klären ist, wie mit dem 
Thema AZV in der Gesamtorganisa¬ 
tion und in den Fachbereichen in der 
nächsten Zeit umgegangen wird. 

Arbeitszeitpolitische 
Initiative der jungen ver.di 

Jörg Wiedemuth, Leiter der tarifpoliti¬ 
schen Grundsatzabteilung von ver.di, 
zeichnete in seinem Beitrag die histo¬ 
rische Linie von ver.di zum Thema Ar¬ 
beitszeitverkürzung auf. Schwerpunkt 
bildete dabei die Arbeitszeitpolitische 
Initiative von ver.di aus den Jahren 
2002 bis 2005, die zurückzuführen war 
auf eine Entschließung des ver.di Grün¬ 
dungskongresses von 2001. Geplant war 
für die Jahre 2002 bis 2005 ein Vorge¬ 
hen in drei Phasen, eine Analysephase 
(Arbeitszeitwünsche der Beschäftig¬ 
ten, Hemmnisfaktoren ...) einer Akti¬ 
vierungsphase (gemeinsamer Verstän¬ 
digungsprozess, Herausbildung eines 
Arbeitszeitbewusstseins ...) und eine 
Mobilisierungsphase (Einmündung in 
ein gemeinsames tarifpolitisches Vor¬ 
gehen). Während dieser Zeit entstan¬ 
den eine Reihe von Publikationen, Ak¬ 
tionsvorschläge etc. die auch heute noch 
Bestand haben und mit denen weiterhin 
gearbeitet werden kann. 
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Beschäftigte wollen mehr Rechte 

IC Metall führte bisher größte Umfrage in Betrieben in Deutschland durch 


A uf Grundlage einer zwischen 
Februar und April 2013 unter 
514 134 Mitarbeitern aus mehr 
als 8 400 Betrieben gemachten Mega- 
Umfrage mit dem Titel „Arbeit sicher 
und fair“ meldet sich die IG Metall drei 
Monate vor den Bundestagswahlen zu 
Wort. Von den Befragten waren rund 
ein Drittel nicht Mitglieder der IG Me¬ 
tall. 8 % Prozent der Befragten haben 
von der Möglichkeit zusätzlich in ei¬ 
nem dafür vorgesehenen Kommen¬ 
tarfeld eigene Statements abzugeben, 
Gebrauch gemacht. Wegen der großen 
Teilnehmerzahl zeichne die Umfrage 
ein repräsentatives Stimmungsbild, so 
die IG Metall. 

Diese Befragung durch die IG Metall, 
ist die größte Umfrage unter den Be¬ 
schäftigten in Deutschland, die je ge¬ 
macht wurde. Mit dem erhobenen Da¬ 
tenmaterial unterstützt die IG Metall 
unter anderem ihre Forderungen nach 
besseren Arbeitsbedingungen und 
gesetzlichen Regelungen gegen den 
Missbrauch von Leiharbeit und Werk¬ 
verträgen. „Die Beschäftigten wollen 
eine neue Ordnung auf dem Arbeits¬ 
markt, faire Altersübergänge, gerech¬ 
te Bildungschancen, und sie wollen 
Beruf und Familie vereinbaren“, sag¬ 
te Gewerkschaftschef Berthold Hu¬ 
ber bei der Vorstellung der Umfrage in 
Frankfurt. Über 90 Prozent der Befrag¬ 
ten hätten sich für eine entschlossene 
Eindämmung des Niedriglohnsektors 
ausgesprochen. Die Beschäftigten er¬ 
warteten zudem einen fairen Ausgleich 
für die in ihren Berufen eingeforderte 
Flexibilität. 

Weitere Ergebnisse der Befragung: 
Unbefristete Arbeitsverträge und ein 
regelmäßiges Einkommen sind den 
Beschäftigten in Deutschland beson¬ 
ders wichtig. 88 % der Befragten nann¬ 
ten unbefristete Arbeitsverträge „sehr 
wichtig“, für 83 % war ein „verläss¬ 
liches Einkommen“ am wichtigsten. 
Über 90 % forderten darüber hinaus 
eine Eindämmung des Niedriglohn¬ 
sektors. Huber warf bei der Presse¬ 
konferenz den Unternehmen verbrei¬ 
tete Tarifflucht vor, die umso schärfere 
Gesetze anstelle tariflicher Regelun¬ 
gen notwendig mache. „Der gesetzli¬ 
che Mindestlohn ist die gerechte Strafe 


für Tarifflucht und Dumpinglöhne.“ Ein 
weiteres Anliegen der Beschäftigten 
ist, das zeigt die Untersuchung auch, 
das Thema Weiterbildung. 73 % sahen 
sie als wesentlichen Faktor der beruf¬ 
lichen Entwicklung. Lediglich 4 % Pro¬ 
zent der Befragten halten ihre gesetz¬ 
lichen Rentenerwartungen für „gut“ 
und 35 % glauben „gerade noch“ da¬ 


von leben zu können. Doch 42 % sind 
sich sicher: „Es wird nicht ausreichen“. 
Und nur rund jeder vierte der Befrag¬ 
ten sieht sich derzeit finanziell in der 
Lage, durch private „Vorsorge“ die 
Rentenerwartung deutlich zu verbes¬ 
sern. 

Die Ergebnisse der Befragung belegen, 
dass die Beschäftigten stärker berück¬ 
sichtigt und beteiligt werden wollen - 
und zwar auf allen Ebenen. IG Metall 
Vize Detlef Wetzel dazu: „Für uns als 
IG Metall ist Beteiligung ein Schlüs¬ 
selthema in der Gestaltung unserer Ar¬ 
beit. Den einsamen Entscheidungen in 
den Elfenbeintürmen von Politik und 
Wirtschaft setzen wir Demokratie 
entgegen. Die Messlatte einer größe¬ 
ren Teilhabe und Beteiligung hat sich 
die IG Metall auch selbst auferlegt. 
Die IG Metall macht nicht nur Poli¬ 
tik für die Beschäftigten, sondern mit 
den Beschäftigten. Wir beteiligen sie 
und hören auf ihre Meinungen. Unse¬ 


re Befragung ist deshalb für uns kein 
Selbstzweck, sondern die Grundlage 
für unsere weitere Arbeit.“ 

Nach Ansicht der IG Metall sind die 
Beschäftigten die wahren Experten im 
Betrieb und sollen bei den verschie¬ 
densten betrieblichen Fragen mitbe¬ 
stimmen können. Denn, eine stärkere 
Beteiligung der Arbeitnehmerinnen 


und Arbeitnehmer mache aus Jobs 
Berufe und aus Erwerbstätigkeit gute 
Arbeit. Einmal alle vier Jahre wählen 
gehen, reiche nicht aus. Den Menschen 
müssten auch zwischendurch Beteili¬ 
gungsmöglichkeiten gegeben werden. 
„Deshalb fordern wir neben einer 
Stärkung der Volksentscheide auf po¬ 
litischer Ebene auch in den Betrieben 
ein individuelles Beteiligungsrecht der 
Beschäftigten - für alle Fragen zu ih¬ 
rer Arbeitssituation“, sagte Wetzel. Der 
Zweite IG-Metall-Vorsitzende fordert 
aber auch eine stärkere Beteiligung 
der Gewerkschaftsmitglieder: „Das 
gibt Gewerkschaften als Vertreter ei¬ 
nes großen Teils der Leistungsträger 
der Gesellschaft noch mehr Gewicht. 
Das hilft dem ganzen Land.“ Für ihn ist 
deshalb klar: „Politik, Wirtschaft und 
Gewerkschaften: Wir alle müssen mehr 
Beteiligung wagen!“ 

Die IG Metall wertete die Ergebnis¬ 
se als Beleg für eine thematische Ent¬ 


fremdung zwischen Beschäftigten und 
Politik. „Die Parteien diskutieren im 
Wahlkampf 2013 bisher völlig an den 
Menschen vorbei“, erklärte Berthold 
Huber, Vorsitzender der IG Metall. 
Er vermisse Debatten über eine „neue 
Ordnung auf dem Arbeitsmarkt. Ich 
sage der Politik: Sie werden die Men¬ 
schen nur dann für Wahlen begeistern, 
wenn Sie deren The¬ 
men bearbeiten“. 
Eine konkrete Wahl¬ 
empfehlung zuguns¬ 
ten einer bestimm¬ 
ten Partei werde es 
nicht geben, erklär¬ 
te Huber weiter, ließ 
aber doch erkennen, 
dass er sich auch gut 
die Neuauflage ei¬ 
ner „Großen Ko¬ 
alition“ aus CDU/ 
CSU und SPD vor¬ 
stellen könne, wie 
von 2005 bis 2009. 
Huber sagte dazu 
gegenüber Journa¬ 
listen, er habe nach 
dem Ausbrechen 
der Wirtschaftskri¬ 
se 2008/2009 durch 
gute Beziehungen 
zum damaligen Bundesarbeitsminister 
und heutigen Hamburger Bürgermeis¬ 
ter Olaf Scholz (SPD) „erfolgreiche In¬ 
strumente“ wie die „Abwrackprämie“ 
für Altautos oder großzügige Kurz¬ 
arbeitsregelungen erreichen können. 
Solche Instrumente könnten künftig 
wieder nötig werden und „wären un¬ 
ter Schwarz-Gelb nicht möglich gewe¬ 
sen“, meinte Huber. 

Nicht nur diese Aussage Hubers zeigt, 
wie wenig er die Beschäftigen wirk¬ 
lich als die eigentlichen Experten ernst 
nimmt. Statt auf sie, setzt er erneut auf 
gute Beziehungen zum geschäftsfüh¬ 
renden Ausschuss des Kapitals. Er for¬ 
dert weder mehr Rechte für Betriebs¬ 
räte noch für Vertrauensleute. Statt 
mehr kollektive Mitbestimmung der 
Belegschaften über das wie und was 
und für wen produziert wird, fordert 
Berthold Huber mehr individuelle Be¬ 
teiligungsmöglichkeiten der Beschäf¬ 
tigten. Manfred Dietenberger 


Druck zeigt 
Wirkung 

Burger King will 
Arbeitsrecht akzeptieren 

Als einen großen Erfolg der Betriebs¬ 
räte, der Gewerkschaft Nahrung-Ge- 
nuss-Gaststätten (NGG) und als Er¬ 
gebnis des öffentlichen Drucks hat 
Michaela Rosenberger, stellvertreten¬ 
de NGG-Vorsitzende, das Einlenken 
des geschäftsführenden Gesellschaf¬ 
ters der Burger King GmbH bezeich¬ 
net. Ergün Yildiz hat die Betriebsräte 
und die Beschäftigten informiert, dass 
er sich an die Regeln des Tarifvertra¬ 
ges und des Betriebsverfassungsgeset¬ 
zes halten werde. 

„Unser Druck und unsere öffentli¬ 
chen Aktionen zeigen erste Wirkung. 
Wir werden die Ankündigungen von 
Ergün Yildiz jedoch sehr kritisch be¬ 
gleiten und erwarten, dass er sie auch 
tatsächlich und langfristig umsetzt. Da¬ 
ran haben wir leider noch große Zwei¬ 
fel. Es gibt Anzeichen dafür, dass sich 
die Burger King GmbH durch Rechts¬ 
anwalt Helmut Naujoks beraten lässt. 
Naujoks ist darauf spezialisiert, Men¬ 
schen mit besonderem Kündigungs¬ 
schutz, wie Betriebsräte, zu entlassen. 
Eine konstruktive Zusammenarbeit 
der Geschäftsführung der Yi-Ko Hol¬ 
ding mit den Betriebsräten, die ihre 
verantwortungsvolle Arbeit als Arbeit¬ 
nehmervertretungen ohne Einschrän¬ 
kungen ausüben wollen, sieht anders 
aus. Yildiz muss auch hier eine Kurs¬ 
korrektur vornehmen, da der Konflikt 
sonst weiter eskalieren wird“, fordert 
Rosenberger. 

Hintergrund: Die 91 noch in Eigenregie 
von Burger King Deutschland betrie¬ 
benen Restaurants waren Anfang Mai 
an die Yi-Ko Holding verkauft worden. 
Ergün Yildiz hatte zunächst u. a. mitge¬ 
teilt, dass alle Betriebs Vereinbarungen 
gekündigt werden, Dienstpläne nicht 
mehr von den Betriebsräten kontrol¬ 
liert werden dürften, Umkleidezeiten 
nicht mehr als Arbeitszeiten bezahlt 
sowie die Löhne für geringfügig Be¬ 
schäftigte und Neueingestellte gekürzt 
werden. Die Burger King GmbH hat 
mehr als 3 100 Beschäftigte in 91 Re¬ 
staurants. In jedem dritten Restaurant 
sind Betriebsräte gewählt worden, die 
einen Gesamtbetriebsrat bilden. 



Arbeitszeitverkürzung in den Betrieben organisieren 

ver.di-Arbeitszeitworkshop in Berlin 


Dass diese Initiative vorerst scheiterte, 
lag unter anderem an den unterschied¬ 
lichen Positionen der einzelnen Fachbe¬ 
reiche innerhalb von ver.di zu dem The¬ 
ma AZV und auch daran, dass andere 
Gewerkschaften im DGB dieses Thema 
nicht aufgegriffen und offensiv verfolgt 
haben. Jörg Wiedemuth sprach in die¬ 
sem Zusammenhang auch von einer ar¬ 
beitszeitpolitischen Rollback-Strategie 
der Kapitalseite seit 2005 und machte 
dies unter anderem an der Niederlagen 
der IG Metall im Streik um die Anglei¬ 
chung der Arbeitszeiten in den neuen 
Bundesländern im Bereich der Metall- 
und Elektroindustrie fest. 

Sylvia Krabs, ebenfalls von der Tarifpo¬ 
litischen Grundsatzabteilung von ver.di, 
ging in ihrem Beitrag auf das Ergebnis 
einer Umfrage ein, die ver.di zum The¬ 
ma AZV punktuell in Betrieben und ge¬ 
werkschaftlichen Gliederungen durch¬ 
geführt hat. 

Bei dieser Umfrage ging es darum den 
Stellenwert von Arbeitszeitverkürzung 
und Arbeitszeitgestaltung in den ein¬ 
zelnen Fachbereichen zu eruieren. Die 
Teilnehmer des Workshops in Berlin 
kritisierten die Tatsache, dass diese Be¬ 
fragung an der Basis der Organisation 
nicht angekommen sei und von daher 
diese Umfrage keinen repräsentativen 
Charakter haben könne. Sylvia Krabs 
räumte dann auch ein, dass durch die 
punktuelle Befragung allenfalls Tenden¬ 
zen erkennbar geworden sind, jedoch 
nicht der tatsächliche gewerkschaftli¬ 
che und betriebliche Wille bezüglich 
weiterer Arbeitszeitverkürzungen ab¬ 


gelesen werden kann. Von daher würde 
eine neue, umfassendere Befragung zur 
gegebenen Zeit Sinn machen. 

Ökonomische Rahmenbe¬ 
dingungen und notwendige 
gesellschaftliche Bündnisse 

Der Kollege Norbert Reuter aus dem 
Bereich Wirtschaftpolitik beim ver.di 
Bundesvorstand ging in seinem Beitrag 
auf die wirtschaftlichen Rahmenbe¬ 
dingungen der Arbeitszeitdebatte ein. 
Dabei veranschlagte er die tatsächliche 
Zahl der Arbeitslosen in Deutschland 
bei ca. 4,6 Millionen. Reuter ging auch 
auf die sinkende Wachstums- und Pro¬ 
duktivitätsentwicklung in Deutschland 
seit den 1950er Jahren ein und stellte 
fest, dass durch die herrschende Wachs¬ 
tumsfixierung der Unternehmen und 
der Bundesregierung die Arbeitslo¬ 
sigkeit nicht zu reduzieren, geschwei¬ 
ge denn zu beseitigen sei, dies können 
nur durch eine signifikante Arbeitszeit¬ 
verkürzung erreicht werden, somit sei 
das Thema AZV keineswegs überholt 
bzw. ein Auslaufmodell. 

Die Kollegin Margareta Steinrücke, 
Referentin für Gleichstellungs- und 
Geschlechterpolitik der Arbeitneh¬ 
merkammer Bremen, stellte in ihrem 
Beitrag die Arbeit der Bremer Arbeits¬ 
zeitinitiative 2 dar, die getragen wird 
von Gewerkschaften, sozialen Verbän¬ 
den und attac. Eine zentrale Forderung 
dieser Initiative sind menschen- und 
zukunftsgerechte Arbeitszeiten, dies 
setzt eine Arbeitsumverteilung statt 
weiterer Arbeitszeitverlängerung vor¬ 


aus. Deshalb setzt sich die Initiative für 
eine Umverteilung von Arbeit zur Be¬ 
kämpfung der Arbeitslosigkeit, für die 
Verwirklichung partnerschaftlicher Le¬ 
benschancen und für die Zukunftspers¬ 
pektiven junger Menschen ein. Solche 
gesellschaftlichen Bündnisse zur Re¬ 
duzierung der Wochenarbeitszeit sind 
erforderlich, wenn es gelingen soll, der 
öffentlichen und betrieblichen Debatte 
um eine weitere Wochenarbeitszeitver¬ 
kürzung neuen Schwung zu verleihen. 
Weiterhin führte die Kollegin Steinrü¬ 
cke aus, das die Arbeitnehmerkammer 
Bremen in Zusammenarbeit mit ver.di, 
der IG Metall, der NGG und des Bre¬ 
mer Forums für Arbeit den Entwurf 
für ein Gesetz zur Beschäftigungsför¬ 
derung durch Arbeitsumverteilung 
(BFAU) in Auftrag gegeben hat. Als 
Begründung hierfür führte sie eine 
anzustrebende geschlechtergerechte 
Neuverteilung aller Arbeit (Erwerbs-, 
Haus- und Sorgearbeit) an, so wie sie 
das Referat Gleichstellungspolitik der 
Arbeitnehmerkammer fordert. Eine 
drastische Verkürzung der Normalar¬ 
beitszeit auf eine 30-Stunden-Woche 
für Männer und Frauen sei ein ent¬ 
scheidender Schritt dorthin. 

Die politische Debatte in 
den Betrieben organisieren 

Steffen Lehndorff vom Institut Ar¬ 
beit und Qualifikation an der Uni 
Duisburg-Essen ging in seinem Bei¬ 
trag auf das Thema „Arbeitszeitpoli¬ 
tik: Gesellschaftspolitik im Betrieb“ 
ein und zeigte die aktuellen Ausgangs¬ 


bedingungen und Herausforderungen 
aus seiner Sicht auf. Lehndorff stellte 
fest, dass in den Betrieben das Thema 
Wochenarbeitszeitverkürzung aktuell 
kaum präsent sei. Während laut einer 
Allensbacher Umfrage 61 % der Be¬ 
schäftigten in der Bundesrepublik von 
den Gewerkschaften erwarten, dass sie 
sich für höhere Löhne einsetzten, er¬ 
warten lediglich 9 % der Beschäftig¬ 
ten, dass sich die Gewerkschaften für 
eine kürzere Arbeitszeit einsetzen. 
Dies ist sicherlich zum einen durch die 
defensive gewerkschaftliche Tarifpoli¬ 
tik der vergangenen Jahre zu erklären, 
die es unter anderem zugelassen hat, 
dass sich ein riesiger Niedriglohsek¬ 
tor in Deutschland etablieren konn¬ 
te und die Binnenkaufkraft stagniert 
bzw. gesunken ist. Zum anderen hängt 
dies aber auch damit zusammen, dass 
es in den vergangenen Jahren keine 
wahrnehmbare arbeitszeitpolitische 
Debatte in den bundesdeutschen Ge¬ 
werkschaften gegeben hat. Lehndorff 
plädierte daher für eine Debatte um 
und für die Durchsetzung von neuen 
Arbeitszeitmodellen, die gemeinsam 
mit den Beschäftigten zu entwickeln 
seien. 

Ihm ist zuzustimmen, dass die Betrie¬ 
be das zentrale Handlungsfeld beim 
Thema Arbeitszeitverkürzung und Ar¬ 
beitszeitgestaltung sind, ohne eine ent¬ 
sprechende klare zentrale Beschluss¬ 
lage der Gewerkschaft(en) und eine 
starke gesellschaftliche Unterstützung 
gerade auch der sozialen Bewegungen 
beim Thema Arbeitszeitverkürzung, 


wie dies auf dem Kongress in Berlin 
„Umverteilen - Macht - Gerechtig¬ 
keit“ (siehe UZ vom 31. 5. 2013) der 
Fall war, wird eine weitere, relevante 
Verkürzung der Wochenarbeitszeit je¬ 
doch nicht zu haben sein. 

Mitte September soll es eine Fortset¬ 
zung des Arbeitszeitworkshops geben, 
dann sollen konkrete Schritte bezüg¬ 
lich der weiteren Themensetzung, der 
Forderungsentwicklung, der weiteren 
Analyse der aktuellen betrieblichen 
und gewerkschaftlichen Bedingungen, 
sowie der gesellschaftlichen und ge¬ 
werkschaftlichen B ündnismöglichkei- 
ten diskutiert und festgelegt werden. 
In den Betrieben muss „ver.di wieder 
die tarifpolitische Kraft entwickeln, 
allgemeine Arbeitszeitverkürzungen 
in allen ver.di Branchen durchzuset¬ 
zen“, so wie dies im Tarifpolitischen 
Programm von ver.di formuliert ist. 
Deshalb muss nun die gewerkschaftli¬ 
che und vor allem die betriebliche De¬ 
batte um eine weitere Verkürzung der 
Wochenarbeitszeit bei vollem Lohn- 
und Personalausgleich, mit dem Ziel 
einer 30-Stunden-Woche vorangetrie¬ 
ben werden. Falk Prahl 


1 Bezug wurde hier genommen auf eine 
Broschüre von Heinz-J. Bontrup/Mohs- 
sen Massarat (Hrsg.) „Arbeitszeitver¬ 
kürzung jetzt! 30-Stunden-Woche for¬ 
dern“ pad Verlag 2013 

2 http://www.bremer-arbeitszeitinitia- 
tive.de/cms/ 
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FDJ-Prozess: Erst Gewalt, 
dann Vertagung 

In einer Presseerklärung der FDJ heißt 
es: Am 19. 6.11.30 Uhr sollte der Pro¬ 
zess am Amtsgericht Berlin Tiergarten 
gegen zwei Mitglieder der Freien Deut¬ 
schen Jugend beginnen. Tatvorwurf: 
Tragen des FDJ Emblems. 

Aber ein Prozess kam erst mal gar nicht 
zustande. Denn die Angeklagten, die 
natürlich ihr FDJ-Blauhemd trugen, 
durften nicht ins Gericht. Stattdessen 
ließ der Richter polizeiliche Maßnah¬ 
men gegen die Angeklagten durchfüh¬ 
ren und deren Blauhemden beschlag¬ 
nahmen. Und sein Urteil wusste er 
auch schon ohne und vor dem Prozess: 
Schuldig! 

So nicht! Hier geht es nicht um ein 
Symbol, hier wird eine Organisation 
verboten. Aber die lassen wir uns nicht 
von Herren Richtern nehmen, für die 
auch ohne Verhandlung eine Verurtei¬ 
lung feststeht und die dann auch noch 
die Polizei rufen lassen! Trotz dieser 
abschreckenden Maßnahmen war der 
Zuschauerraum bis zum letzten Platz 
gefüllt. Nun wurde erst einmal ein Be¬ 
fangenheitsantrag gegen den Richter 
gestellt, bis zur Entscheidung darüber 
ist der Prozess ausgesetzt. 

Die Besucher des Prozesses zeigten sich 
entsetzt über das Vorgehen der Polizei, 
die einen der Angeklagten mehrmals zu 
Boden rissen und an die Wand klatsch¬ 
ten. Seine Anwältin wurde mit Gewalt 
daran gehindert, ihrem Mandaten zu 
Hilfe zu kommen. Der ehemalige Rek¬ 
tor der Humboldt Universität Heinrich 
Fink war fassungslos, ob des offensicht¬ 
lich rechtswidrigen und gewaltbereiten 
Vorgehens der Justiz und der Polizei. 
„Warum ist es plötzlich ein Problem 
ein Blauhemd zu tragen?“ 

Rechtspopulisten auf Vormarsch 

Der Sozialwissenschaftler Phillip Be¬ 
cher hat kürzlich eine Studie über den 
Rechtspopulismus in Europa und den 
Vereinigten Staaten veröffentlicht. 
Mittlerweile gibt es in fast der Hälf¬ 
te der 27 EU-Mitgliedsstaaten Partei¬ 
en rechts von der „bürgerlichen Mit¬ 
te“, die Sitze in den nationalen Volks¬ 
vertretungen oder dem Europäischen 
Parlament erlangt haben. In den USA 
profiliert sich die von Öl-Multis unter¬ 
stützte Tea-Party-Bewegung als eine 
Kraft, die sozialen und demokratischen 
Fortschritt bekämpft. Es ist bereits von 
einer „Renaissance des Rechtspopulis¬ 
mus“ die Rede. Die Internetseite www. 
hintergrund.de veröffentlicht ein In¬ 
terview mit Phillip Becher über jüngs¬ 
te Entwicklungen des Phänomens, die 
Unterschiede zum Faschismus und wel¬ 
che Auswirkungen der Rechtspopulis¬ 
mus in den Regierungen hat. Sie fragte 
nach dem Verhältnis von Wilders, Stra- 
che & Co zum Neokonservatismus und 
Zionismus, ihren neuen Ideologemen 
und Strategien und ob die politischen 
Antworten der Anti-Rechts-Bündnisse 
überhaupt noch zeitgemäß sind. Das In¬ 
terview kann gelesen werden auf: http:// 
www.hintergrund.de/201 306 212 638/ 
politik/welt/aufstand-der-eliten.html. 

Polnische KZ-Überlebende 
in Müllheim 

Auf Einladung des Friedensrats Mark¬ 
gräflerland weilten polnische ehema¬ 
lige KZ Häftlinge in Müllheim. Zu¬ 
nächst traf man sich auf dem Friedhof 
in Niederweiler an der Gedenktafel für 
den polnischen Zwangsarbeiter Julian 
Garlewicz, der 1942 gehenkt wurde, 
weil er eine deutsche Frau liebte. Die¬ 
ter Grether berichtete den Gästen aus 
Polen eindringlich über das damalige 
Geschehen. Danach wurde der Müll- 
heimer Friedhof aufgesucht. Hier sind 
Kinder ehemaliger Zwangsarbeiter aus 
Polen begraben, die noch nach Kriegs¬ 
ende an seinen Folgen starben. Uli Ro¬ 
dewald informierte die Gäste über die 
Aktion des Friedensrats „Blumen für 
die Kinder“ am Jahrestag der Befreiung 
am 8. Mai. 

Beim Erfahrungsaustausch im Galerie¬ 
cafe „Blauer Elefant“ wurde über die 
indivduellen Schicksale der polnischen 
Gäste gesprochen. Die 84-jährige Wie- 
slawa Borysiewicz - Überlebende von 
Auschwitz - machte deutlich: Die Ver¬ 
gangenheit verplichte, heute zu han¬ 
deln, für ein friedliches Zusammenle¬ 
ben - der Menschen und der Völker. 


Der NSU vor Gericht 

Was kann die juristische Aufarbeitung der neonazistischen Attentate klären? 


S eit Anfang Mai wird gegen Bea¬ 
te Zschäpe, einziges überlebendes 
mutmaßliches Mitglied des „Na¬ 
tionalsozialistischen Untergrundes“ 
(NSU), und vier der Hilfeleistung be¬ 
schuldigten Personen vor dem Oberlan¬ 
desgericht München verhandelt. Zehn 
Menschen sollen die Rechtsterroris¬ 
ten kaltblütig und hinterhältig ermor¬ 
det haben. Mehrere Bombenanschlä¬ 
ge werden ihnen zugerechnet, über 
ein Dutzend Bankraube. 13 Jahre lang 
konnten sich die - zunächst polizeilich 
gesuchten - drei Jenaer Neonazis frei in 
Deutschland bewegen. So frei, dass sie 
auch nach neun tödlichen Anschlägen 
auf Migranten und einem Polizisten¬ 
mord in fünf verschiedenen Bundeslän¬ 
dern nicht gefasst werden konnten. Erst 
ein angeblicher Doppelselbstmord im 
November 2011 konnte die schwerbe¬ 
waffneten Killer stoppen. Dies zumin¬ 
dest behauptet die Anklageschrift der 
Bundesanwaltschaft, die wiederum das 
Drehbuch zum Prozess vor dem OLG 
München darstellt. 

Passend zu dieser Lesart - verschwo¬ 
rene Täter, die sich zwar diverser Hel¬ 
fer bedienten, deren Gruppe aber im 
Kern nur aus drei voll eingeweihten 
Personen bestand - erklärte das Bun¬ 
deskriminalamt vor einigen Monaten 
den NSU für „aufgelöst“. Zwei Mitglie¬ 
der tot, nur eine Überlebende; und eine 
Person macht eben keine Gruppe. Der 
juristische Kniff, Beate Zschäpe wegen 
zehn Morden, an denen sie vermutlich 
nicht persönlich teilgenommen hat (zu¬ 
mindest verfügt die Bundesanwaltschaft 
dafür über keinerlei Beweise), ankla- 
gen zu können, liegt in der Annahme, 
der NSU sei eine terroristische Verei¬ 
nigung (§ 129a, StGB) gewesen. In ei¬ 
nem solchen Falle ist kein individueller 
Tatnachweis gegen die Mitglieder nötig, 
es genügt die gemeinsame Zielsetzung. 
Vor Gericht würde es also reichen, Bea¬ 
te Zschäpe nachzuweisen, die Taten ge¬ 
billigt und logistisch unterstützt zu ha¬ 
ben, um sie zu verurteilen. 

Doch neben Zschäpe sitzen vier wei¬ 
tere Personen auf der Anklagebank: 
Der ehemalige NPD-Funktionär Ralf 
Wohlleben, der Neonazi Andre Emin- 
ger, der einstige Helfer Holger Gerlach 
und der - wegen seiner damaligen Ju¬ 
gend vermutlich nicht unter Erwachse¬ 


nenstrafrecht fallende - Carsten S„ der 
bislang als einziger Angeklagter aussa¬ 
gewillig war. Sie alle sollen dem NSU 
geholfen haben, mit falschen Papieren, 
Waffen, Geld. Eine gemeinsame Vertei¬ 
digungsstrategie der Angeklagten zeich¬ 
net sich bislang nicht ab: Beate Zschäpes 
Verteidigertrio besteht aus Fachanwäl¬ 
ten, die bislang nicht wegen Verteidi¬ 
gung von Neonazis auffällig wurden. 
Die Anwälte haben ihrer Mandantin 
geraten, von ihrem Schweigerecht Ge¬ 
brauch zu machen. Auch Wohlleben und 
Eminger, die sich beide nicht aus ihrer 
politischen Szene verabschiedet haben, 
schweigen. Ralf Wohlleben wird von Ni¬ 
cole Schneiders, mit der er bereits ge¬ 
meinsam im NPD-KreisVorstand in Jena 
tätig war, und Olaf Klemke, einem An¬ 
walt, der schon häufiger Neonazis ver¬ 
trat, verteidigt. Gerlach gab eine Erklä¬ 
rung ab, in der er die gegen ihn erhobe¬ 
nen Vorwürfe einräumte. Nur Carsten 
S., der bereits vor zehn Jahren aus der 
rechten Szene ausgestiegen sein will, äu¬ 
ßerte sich umfänglich und belastete sich 
selbst dabei über den Gegenstand der 
Anklage hinaus. Wohlleben, der dem 
NSU die erste Waffe besorgt haben soll, 


könnte tiefer involviert sein als die An¬ 
klageschrift annimmt - nach Aussagen 
von S. sei er in alle Entscheidungen ein¬ 
geweiht gewesen und hätte ihn als Mit¬ 
telsmann zu den im Untergrund leben¬ 
den NSU-Mitgliedern instruiert. 

Bis in den Januar 2014 sind Sitzungsta¬ 
ge vor dem OLG München angesetzt; 
etliche der Nebenklageanwälte, die die 
Angehörigen der NSU-Opfer wie auch 
Überlebende der Bombenattentate, 
die der NSU in Köln verübt haben soll, 
vertreten, gehen von einer mindestens 
zweijährigen Verfahrensdauer aus. Die¬ 
ser „Jahrhundertprozess“ könnte sich 
in die Länge ziehen. Der Schrecken der 
Taten, die Ideologie des Rassismus und 
Neofaschismus, das gnadenlose Herren¬ 
menschentum, das hinter den Morden 
steht - all das ändert nichts daran, dass 
die bürgerliche Unschuldsvermutung 
bis zu einer Verurteilung auch hier zu 
greifen hat. Nicht wir sind es, die die¬ 
se Gesetze erfunden haben, doch wir 
müssen ihre Erfinder gelegentlich an 
das kleine Einmaleins der bürgerli¬ 
chen Rechtsprechung erinnern. Gegen 
die strukturellen Bedingungen, die es 
drei damals jugendlichen Neonazis aus 


Jena ermöglicht haben könnten, zur 
effektivsten Killertruppe der BRD zu 
werden und die creme de la creme der 
deutschen Ermittler jahrelang zu nar¬ 
ren, wird vor dem OLG München so¬ 
wieso nicht prozessiert. Wäre dem an¬ 
ders, gäbe es keinen Verfassungsschutz 
mehr, denn der deutsche Inlandsge¬ 
heimdienst ist der eigentliche Geburts¬ 
helfer des NSU. Ohne seine Protektion, 
ohne die Gelder, die von „Vertrauens¬ 
leuten“ weitergereicht wurden, wäre der 
NSU kaum so reibungslos abgetaucht. 
Gegen sich selbst aber wird der deut¬ 
sche Staat allerdings kaum Anklage er¬ 
heben. Doch die schier unglaubliche 
Geschichte des NSU hat viele Men¬ 
schen in diesem Land sensibilisiert, die 
eine Verzahnung zwischen Rechtsterro¬ 
rismus und staatlichen Ämtern bislang 
nicht für möglich gehalten hätten. Ge¬ 
nau hier gilt es, antifaschistisch tätig zu 
werden. Und einen Prozess, der kaum 
einen Bruchteil der Beteiligten auf der 
Anklageschrift führt, nicht überzube¬ 
werten - eine Erklärung, warum dies 
alles möglich war, ist von hier schließ¬ 
lich nicht zu erwarten. 

Sebastian Carlens 



Mit dem Friedensmobil auf großer Deutschlandtour 

Rentner kämpft mit persönlicher Roadshow gegen steigende Militärausgaben 


Köln, 21. Juni 2013 - Rentner Jochen 
Petzschmann (72) ist aufgeregt. Am 
Montag, dem 24. Juni, startet er in Köln 
seine große Deutschlandtour, bei der 
er von Überlingen bis Berlin in über 
20 Städten Station machen und Tausen¬ 
de von Kilometern zurücklegen wird. 
Sein Ziel: Die Menschen zu überzeu¬ 
gen, dass endlich Schluss sein muss mit 
ständig wachsenden Militärausgaben. 
Sein Gefährt: Der eheliche Wohnwa¬ 
gen. Den hat Petzschmann mit Hilfe ei¬ 
nes Graffitikünstlers zum Friedensmo¬ 
bil umgerüstet. Mit seiner Roadshow 
unterstützt der Rentner die Kampagne 
„20 Millionen Euro mehr vom Militär!“ 
des Forums Ziviler Friedensdienst (for- 
umZFD). Unter diesem Motto macht 
der Kölner Verein Druck auf die Poli¬ 
tik, mehr Geld für zivile Konfliktbear¬ 
beitung aufzubringen. Zur Bundestags¬ 
wahl 2013 fordert das forumZFD die 
neue Bundesregierung und den Deut¬ 
schen Bundestag auf, drei Jahre lang je 
20 Millionen Euro mehr für den Zivilen 
Friedensdienst bereitzustellen. Petzsch- 
manns Tour endet am 1. September, 
dem Anti-Kriegstag, in Berlin. 

Auf seiner Fahrt wirbt Petzschmann für 
den Ausbau des Zivilen Friedensdiens¬ 
tes und sammelt Unterschriften auf 
den Marktplätzen Deutschlands: „Je¬ 
der ist für den Frieden, aber wir haben 
mit dem Zivilen Friedensdienst eine 
ganz konkrete Alternative zu Krieg 
und Gewalt!“, sagt Petzschmann. „Auf 
meiner Tour werde ich mit Hunderten 
Menschen über unsere Arbeit sprechen 
und sie dafür gewinnen, unsere Kampa¬ 


gne zu unterstützen - per Unterschrift, 
Spende oder mit eigenen Aktionen.“ 
Seit 2011 fordert das forumZFD mit 
der Kampagne „20 Millionen mehr 
vom Militär!“ mehr Geld für den Zi¬ 
vilen Friedensdienst. Denn zivile Frie¬ 
densfachkräfte können Konflikte ent¬ 
schärfen, bevor sie zu Gewalt und 
Krieg führen, während militärische 
Einsätze meist zu spät kommen und 
enorm teuer sind. Doch obwohl die 
meisten Deutschen Kriegseinsätze ab¬ 
lehnen, investiert die Bundesregierung 
weiter in Militärinterventionen: Seit 
1999 sind die deutschen Militäraus¬ 


gaben um etwa 40 Prozent gestiegen. 
Mit 20 Millionen Euro können weite¬ 
re 200 Friedensfachkräfte dabei helfen, 
Krieg und Gewalt frühzeitig zu stop¬ 
pen. 20 Millionen Euro - das sind 250 
Flugstunden eines Eurofighters, sieben 
Tage Afghanistan-Einsatz der Bundes¬ 
wehr oder gerade mal 0,06 Prozent des 
deutschen Verteidigungsetats. Wer die 
Kampagne unterstützen möchte, kann 
auf www.20 millionen-mehr-vom-mili- 
taer.de online unterzeichnen. Weitere 
Informationen und Bildmaterial unter 
www.20 millionen-mehr-vom-militaer. 
de/presse. Zfd/AR 


Mit der Roadshow unterstützt der 
Rentner die Kampagne „20 Millio¬ 
nen Euro mehr“ des Forums Ziviler 
Friedensdienst. Zur Bundestags¬ 
wahl 2013 fordert das forumZFD 
die neue Bundesregierung und den 
Deutschen Bundestag auf, drei Jah¬ 
re lang je 20 Millionen Euro mehr 
für Zivilen Friedensdienst bereitzu¬ 
stellen. Petzschmanns Tour endet 
am 1. September, dem Anti-Kriegs- 
tag, in Berlin. Hier wird Jochen 
Petzschmann zusammen mit Ak¬ 
tivisten des forumZFD alle wäh¬ 
rend der Kampagne gesammelten 
Unterschriften öffentlichkeitswirk¬ 
sam an die Wahlkampfzentralen 
der im Bundestag vertretenen Par¬ 
teien übergeben. 

Losging's am Montag,den 24. Juni 
in der Kölner Schildergasse. Es 
folgten Termine in Bonn, Aachen, 
Nürnberg, München und Augs¬ 
burg. Jetzt stehen an: 

Samstag, 29.6. Freising, ab 
09:00 Uhr, Untere Hauptstraße 
Sonntag, 30.6. Überlingen, ab 
10:00 Uhr 

Dienstag, 2.7. Karlsruhe, ab 

10:00 Uhr, Stephanplatz 
Mittwoch, 3.7. Mannheim, ab 
10:00 Uhr, Paradeplatz 
Freitag, 5.7. Jülich, ab 

10:00 Uhr, Marktplatz 

Die zweite Tour startet am 19. Au¬ 
gust und führt durch das Rhein- 
Main-Gebiet bis nach Berlin. 



Jochen Petzschmann und Mareike Wingerath haben ihren Wohnwagen zum 
Friedensmobil umgestaltet. 
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Die Peer-Steinbrück-Schau 

Es läuft nicht rund mit dem Kandidaten 


D ie erste Etappe des Wahlkamp¬ 
fes der SPD war mehr Krampf 
als Kampf. Pleiten, Pech und 
Pannen begleiteten den Kandidaten 
bis zum heutigen Tag. Wir brauchen 
die Details dieser Ge¬ 
schichte hier nicht er¬ 
neut auszubreiten. Alle 
Interessierten konnten 
sie Monat für Monat in 
den Medien verfolgen. 

Mitleid und Trost hat er 
wohl nur bei seiner Frau 
Gertrud und seinen drei 
Töchtern gefunden, die 
über die Kandidatenkür 
gar nicht erfreut waren. 

Ihnen ist offensichtlich 
verborgen geblieben, 
dass der sich bereits vor 
Jahren als besten Kanz¬ 
ler-Kandidaten selbst 
ausrief. Das hat seiner¬ 
zeit sogar Generalse¬ 
kretärin Nahles erzürnt. 

Nachdem jedoch spä¬ 
ter Alt-Bundeskanzler 
Schmidt mit „Er kann 
es“ dem Mann die Hand 
auflegte, spielt er inzwi¬ 
schen eine Rolle als ein 
in die Pflicht Genommener - die Frank¬ 
furter Allgemeine Zeitung schreibt so¬ 
gar über einen „Opfergang 44 
Nun hat es auch, und das Bekanntwer¬ 
den ist neu, zwischen Parteivorsitzen¬ 
dem und Kandidaten öffentlich ge¬ 
rumst. Wie wir inzwischen wissen, sol¬ 
len sich die beiden in den letzten neun 
Monaten zwei Mal kräftig angeblafft 
haben. Na, wenn das mit der Zahlen¬ 
angabe mal stimmt. Die Bild-Zeitung, 
die sich gegenwärtig um Aufbesserung 
des Image des Kandidaten bemüht - 
nicht ohne Grund heuerte Steinbrück 
einen Bild-Mann als seinen neuen Pres¬ 
sesprecher an -, wollte nun wissen, wa¬ 
rum er seinem Parteichef Illoyalität (!) 
vorgeworfen habe. Steinbrücks O-Ton: 
„Das war kein persönlicher Vorwurf 
an Sigmar Gabriel. Es ging um einen 
Weckruf. Die SPD muss wissen: In den 
letzten drei Monaten vor der Wahl 
müssen sich alle hinter der Kampagne 
und dem Kanzlerkandidaten versam¬ 
meln. Alle.“ 

Steinbrück ist kein schlechter Schau¬ 
spieler. Er hat vor allem den sozialde¬ 
mokratischen Mitgliedern und Wäh¬ 
lern in seiner politischen Karriere 
vieles vorgespielt. Einen Opfergang 
für die soziale Marktwirtschaft mach¬ 
te er als Ministerpräsident von Nord¬ 
rhein-Westfalen, in dem er die Agen- 
da-2010-Politik offensiv verteidigte, die 
Landtagswahl „grandios“ verlor und 
Finanzminister in einer Regierung der 
Partei wurde, die die SPD vordem „ent¬ 
schieden“ bekämpfte. Einen Opfergang 
machte er als „einfacher“ Bundestags¬ 
abgeordneter und sahnte ab, was es zu 
holen gab. Nun steht er wieder zu ei¬ 
nem Opfergang bereit und erweckt mit 


SPD-Wahlversprechen Erwartungen, 
Hoffnungen und Illusionen - die hier¬ 
zulande wirklich Herrschenden sehen 
dieser Schau mit Interesse zu und den¬ 
ken sich ihren Teil. Sie haben ja gute 


Erfahrungen mit ihrem Peer gemacht. 
In der Krise lässt er das Finanz- und 
Großkapital nicht verkommen. 

Auf dem kürzlich in Berlin durchge¬ 
führten SPD-Konvent haben wir wie¬ 
der einen gut getrimmten Schauspieler 
erlebt, der dort seine Frau Gertrud vor¬ 
stellte. Diese hat uns den allwissenden 
und energiegeladenen Fettnäpfchen¬ 
treter als herzensgut vorgestellt, der 
nur in den Medien heruntergemacht 
werden würde. Das rührte selbst den 
derartig Gerühmten fast zu Tränen. 
Das ist seine Rolle - mit allen zur Ver¬ 
fügung stehenden politischen und emo¬ 
tionalen Mitteln Punkte für die SPD zu 
sammeln. 

Aber um die Erfüllung dieser Haupt¬ 
aufgabe steht es für seine Partei nicht 
gut. Und der Kandidat kommt beson¬ 
ders schlecht dabei weg. Wir kennen 
ja alle die Umfragewerte, die uns der 
ARD-Deutschlandtrend und das ZDF- 
Politbarometer monatlich melden. Die 
Union liegt bei 40 Prozent und ihr Ko¬ 
alitionspartner FDP wackelt bei fünf 
Prozent. Die SPD hingegen kommt aus 
dem Keller von Mitte 20 nicht heraus. 
Allein durch die Grünen könnten sie 
gemeinsam auf rund 40-Prozentpunk- 
te kommen. 

Nun hat das der SPD-unfreundliche 
Magazin Focus vor einer Woche eine 
Umfrage veröffentlicht, die keines¬ 
wegs überraschend ergab, dass Peer 
Steinbrück „derzeit keine Chance ge¬ 
gen die Union und Angela Merkel“ hat. 
Nach einer Umfrage des Meinungsfor¬ 
schungsinstituts YouGov „würden sich 
39 Prozent der 18- bis 29-jährigen für 
Angela Merkel und rund 13 Prozent für 
Steinbrück entscheiden, wenn sie den 


Regierungschef direkt wählen könnten. 
Besonders groß fiele der Unterschied 
bei den Wählerinnen aus: 42 Prozent 
würden Merkel wählen, acht Prozent 
den SPD-Kandidaten. 35 Prozent wür¬ 
den keinen der beiden 
Politiker wählen“. 

Auch bei der Parteien¬ 
präferenz mit der Frage: 
„Welche Partei würden 
Sie wählen, wenn am 
Sonntag Bundestags¬ 
wahl wäre“ erhielten die 
Unionsparteien CDU 
und CSU 24 Prozent der 
Stimmen der Jungwäh¬ 
ler, die SPD nur 17 Pro¬ 
zent, die Grünen 14 Pro¬ 
zent, die FDP vier Pro¬ 
zent, „Die Linke“ und 
die Piraten jeweils sechs 
Prozent und der Rechts¬ 
ausleger „Alternative 
für Deutschland“ vier 
Prozent. 

Weiter in der von Fo¬ 
cus gemachten Umfra¬ 
ge: „Gefragt nach ih¬ 
rer Meinung zu Merkel 
und Steinbrück halten 
47 Prozent Merkel für 
„durchsetzungsstark“ (Steinbrück 
22 Prozent), 36 Prozent nennen die 
Kanzlerin als „vertrauenswürdig“ 
(Steinbrück 13 Prozent), „sympathisch“ 
finden Merkel 32 Prozent (Steinbrück 
14 Prozent). 43 Prozent glauben, dass 
mit Merkel Deutschland wirtschaftlich 
stark bliebe (Steinbrück 17 Prozent). 
Lediglich bei der Frage nach sozialer 
Gerechtigkeit liegt Steinbrück vorne: 
21 Prozent meinen, er stehe dafür, dass 
es in Deutschland gerechter zugehe 
(Merkel: 20 Prozent). 

Man mag diesen Zahlen glauben oder 
nicht - sie zeigen ein bestimmtes Stim¬ 
mungsbild in der Bevölkerung dieses 
Landes. Die Ex-Bundesjustizministerin 
Zypries, ins Schattenkabinett Stein¬ 
brücks berufen, mag das alles jedoch 
nicht glauben und führt das auf „eine 
Negativ-Kampagne der deutschen Me¬ 
dien“ gegen den SPD-Kanzlerkandida- 
ten zurück. „Peer Steinbrück kommt 
überall gut an, wo er direkt mit den 
Leuten in Kontakt tritt.“ Sie rät, nicht 
mehr auf die Vermittlung von Peers 
Botschaften durch die Medien zu set¬ 
zen, sondern nach dem Vorbild der US- 
Kampagnen den direkten Kontakt mit 
dem Wähler zu suchen. „Es bleibt uns 
jetzt nur noch Mundfunk statt Rund¬ 
funk.“ 

Das zu hören, wird dem neuen Presse¬ 
sprecher Steinbrücks, gar nicht gefal¬ 
len. Denn der arbeitet, siehe Bild-In¬ 
terview mit Gabriel und Steinbrück am 
23. Juni, vorher mit Steinbrück bei der 
FAZ, fleißig daran, die Medien für eine 
Steinbrück-Schau zu gewinnen. Ob der 
Kandidat allerdings seine Schaukämp¬ 
fe an der Basis noch gewinnen kann, 
bleibt mehr als fraglich. Rolf Priemer 



Geändertes Schulrecht in Niedersachsen 

Erfolg für beharrliche Initiative 


Die Aktivistinnen und Aktivisten für 
das „Volksbegehren für gute Schulen“ 
waren mehr als zwei Jahre mit großem 
Einsatz auf die Straßen und Plätze des 
Landes gegangen, um Unterschriften 
für eine Änderung des Schulgeset¬ 
zes in Niedersachsen zu sammeln. Sie 
wollten einmal erreichen, dass die dis¬ 
kriminierenden Bedingungen für die 
Neugründung von Gesamtschulen be¬ 
seitigt werden. Weiterhin wandten sie 
sich gegen den Zwang, auch an Inte¬ 
grierten Gesamtschulen das Abitur 
schon nach 8 Jahren (G8) abzulegen. 
Dadurch wäre das erfolgreiche Modell 
des gemeinsamen Unterrichts bis zur 
10. Klassenstufe zerschlagen worden. 
Zwar gelang es nicht, die erforderli¬ 
chen 600 000 Unterschriften (10 Pro¬ 
zent der Wahlberechtigten) für ein er¬ 
folgreiches Volksbegehren zu sammeln, 
aber die Anstrengungen der Initiative 
bewirkten eine breite öffentliche Dis¬ 
kussion über Schul- und Bildungsfra¬ 


gen und die schließlich eingereichten 
über 250 000 Unterschriften waren als 
politischer Faktor nicht zu ignorieren. 
Sozialdemokraten und Grüne, damals 
noch in der Opposition, machten sich 
also die Forderungen des Bündnisses in 
ihren Wahlprogrammen zu eigen. 
Nach dem für beide Parteien glückli¬ 
chen Ausgang der Landtagswahlen war 
es für die neue Landesregierung also 
eine Frage der politischen Glaubwür¬ 
digkeit, die Bestimmungen des Schul¬ 
rechts entsprechend zu ändern - sinn¬ 
vollerweise noch vor Beginn des neuen 
Schuljahres: Neue Gesamtschulen kön¬ 
nen nun auch mit vier statt bisher min¬ 
destens fünf Parallelklassen gegrün¬ 
det und das Abitur kann wieder in der 
13. Klasse abgenommen werden. 

Die Initiative wertet dies als großen 
Erfolg. In einer Presseerklärung heißt 
es dazu: „Wir sind sehr zufrieden mit 
diesem Ergebnis, denn zwei grundle¬ 
gende Inhalte des Volksbegehrens für 


gute Schulen in Niedersachsen wer¬ 
den jetzt auf parlamentarischem Wege 
doch noch verwirklicht. [...] Hier wer¬ 
den langjährige Forderungen von El¬ 
tern und Schulträgern umgesetzt. Es 
geht nicht um ideologisch motivierte 
Änderungen, die durch das Parlament 
gepeitscht werden, wie die Opposition 
glauben machen will. Die Rückkehr 
zum Abitur nach 13 Jahren ist für die 
Schülerinnen der richtige Weg. Das 
zeigt auch die derzeitige Debatte um 
das Thema Schulstress an Gymnasien.“ 
Und in der Tat, die Initiative kann für 
sich in Anspruch nehmen, Schulpolitik 
aus der Sphäre der Expertendiskussion 
und interessengelenkten Klientelpoli¬ 
tik auf die Straße zu holen und kon¬ 
kret zu machen. Gewerkschaftliche und 
parteipolitische Unterstützung waren 
dann hilfreich, aber keine Bewegung 
ohne Anstoß! Entsprechend fröhlich 
wurde der Ausgang der Abstimmung 
dann vor dem Landtag gefeiert. rws 


Herr Gauck steht mit erhobenen Hän¬ 
den - segnend, bittend? - im Hochwas¬ 
sergebiet, Frau Merkel schreitet prüfend 
Sandsackformationen ab. Herr Gauck 
geht Arm in Arm mit Herrn Obama, 
Frau Merkel berührt immerhin seine 
Schulter: zwei Lakaien, denen gestat¬ 
tet wird, den Körper des Königs zu be¬ 
tasten. Immerhin: Der hatte sich seiner 
Jacke entledigt, war also menschlicher. 
Und schließlich krümmt man sich brav 
vor Demut, wenn der Fürst ein Lächeln 
zeigt. In St. Petersburg, bei Herrn Putin, 
hat Frau Merkel sich ein Lächeln nicht 
erlaubt: Die Stimmungs-Spürnase weist 
den Russen in die Schranken - nachdem 
sich zuvor die russische Regierung Ein¬ 
mischung in der Beutekunstfrage verbe¬ 
ten hatte. Den bösen Russen mögen die 
Medien, als Ablenkung von Drohnen- 
Misere und NSU-Debakel. Frau Merkel, 
mit uninteressierter Härte, inszeniert ei¬ 


nen Zank um Kriegstrophäen, lässt aber 
das Handelsvolumen unangetastet. Sie 
produziert Bilder und Schlagzeilen, die 
bis Ende September haften sollen. Im 
Wahlkampf verschwinden Schamgren¬ 
zen. Die Meinungsführer wollen Frau 
Merkel als große Schwester in der Gro¬ 
ßen Koalition. Dafür werden Umfragen 
in Auftrag gegeben, dafür werden Bil¬ 
der gemacht, dafür werden Reden ge¬ 
schwungen. In diesem Falle, bei den 
Kriegstrophäen, allerdings vor einem 
schrecklichen Hintergründen Kontra¬ 
henten ist Frau Merkel nie zimperlich 
umgegangen; ein paar Goldtöpfe aber 
gegen Millionen Kriegstote - so weit 
hat sie sich noch nie vorgewagt. Mag 
sein, dass sie auf Härte umschwenkt, 
weil die Aussichten so gut gar nicht 
sind. Das immerhin wäre ein Lichtblick, 
trotz Flutbildern und Bilderflut. 

Lübbertus Rehwinkel 


Gedenken an Düsseldorfer 
Kommunisten 

Ermordung von Hilarius Cilges jährte sich zum 80. Mal 


Insgesamt rund 60 Antifaschisten haben 
am 20. Juni des von den Faschisten er¬ 
mordeten Düsseldorfer Kommunisten 
Hilarius Gilges gedacht. Die Ermor¬ 
dung von Gilges, der Mitglied des Kom¬ 
munistischen Jugendverband Deutsch¬ 
lands (KJVD) und der Kommunisti¬ 
schen Partei Deutschland (KPD) war, 
hatte sich in diesem Jahr zum 80. Mal 
gejährt. 

Der junge Afrodeutsche, der sich auch in 
der Agitprop-Theatergruppe Wolfgang 
Langhoffs, die den Namen „Nordwest 
Ran“ trug, engagierte, war in der Nacht 
zum 20. Juni 1933 von Angehörigen der 
SS und der SA aus seiner Wohnung in 


Von der Ritterstraße aus zogen die An¬ 
tifaschisten weiter über den „Hilarius- 
Gilges-Platz“ an der Kunstakademie hin 
zum Joseph-Beuys-Ufer, wo der bestia¬ 
lisch zugerichtete Leichnam des Kom¬ 
munisten am Morgen des 21. Juni 1933 
auf gefunden worden war. Dort trafen 
die Teilnehmer des Gedenkrundganges 
auf knapp ein Dutzend Menschen, die 
sich versammelt hatten, um an einer un¬ 
ter anderem von Düsseldorfer Kommu¬ 
nalpolitikern organisierten Kundgebung 
teilzunehmen. 

Bereits im Vorfeld des Gedenkens hat¬ 
ten Vertreter der „Gruppe Hilarius“ 
und der örtlichen DKP kritisiert, dass 



der Düsseldorfer Altstadt verschleppt, 
brutal misshandelt und schließlich er¬ 
mordet worden. Er wurde nur 24 Jah¬ 
re alt. Schon zuvor hatte er unter der 
Repression der Nazis zu leiden gehabt, 
die ihn bereits 1931 für den Tod eines 
„Stahlhelm“-Mitgliedes verantwortlich 
gemacht hatten, der bei Auseinanderset¬ 
zungen während einer Straßenschlacht 
mit Nazigegnern tödlich verletzt wor¬ 
den war. Gilges war daraufhin zu einem 
Jahr Haft verurteilt worden. 

Der Gedenkrundgang, zu dem die 
nach dem ermordeten afrodeutschen 
Kommunisten benannte Düsseldorfer 
„Gruppe Hilarius“, die DKP und die 
Partei „Die Linke“ aufgerufen hatten, 
startete vor dem Haus in der Düsseldor¬ 
fer Ritter Straße 36, in dem Hilarius Gil¬ 
ges zuletzt wohnte und aus dem er von 
den Faschisten verschleppt worden war, 
mit einem Redebeitrag des Düsseldor¬ 
fer Ratsmitgliedes Frank Laubenburg. 
Dieser kritisierte unter anderem die Ge¬ 
denkpolitik der Stadt Düsseldorf, in des¬ 
sen Rahmen noch immer auch Hitler- 
Anhänger geehrt würden. Beispielhaft 
nannte Laubenburg das am Rhein ge¬ 
legene Robert-Lehr-Ufer. Robert Lehr 
war der Düsseldorfer Oberbürgermeis¬ 
ter, der 1932 Adolf Hitler im Düsseldor¬ 
fer Industrieclub begrüßte, während die 
Kommunisten und Nazigegner Hilarius 
Gilges und Maria Wächter vor der Tür 
mit ihrer Agitprop-Gruppe „Nordwest- 
Ran“ gegen den Auftritt des Faschisten¬ 
führers demonstrierten. 


an der am Joseph-Beuys-Ufer ange¬ 
brachten Gedenktafel für Gilges, die 
von der Bildhauerin Hannelore Köhler 
gefertigt wurde, die Inschrift „Hilarius 
Gilges geb. am 28.4.1909 in Düsseldorf. 
Farbiger Steptänzer und Mitglied der 
Agitprop-Gruppe W. Langhoffs. Am 
20.6.1933 in Düsseldorf von den Na¬ 
tionalsozialisten ermordet.“ zu lesen 
stehe. Sie monierten konkret, dass die 
Behauptung, Gilges sei Steptänzer ge¬ 
wesen, „historisch nicht nur überhaupt 
nicht belegt“ sei, sondern vielmehr von 
Zeitzeugen wie etwa der Antifaschis¬ 
tin Maria Wächter, die ebefalls aktiv in 
der Agitpropgruppe war, „explizit“ für 
falsch erklärt wurde. 

Darüber hinaus ging ein Redner der 
„Gruppe Hilarius“ im Rahmen des Ge¬ 
denkrundganges auch auf aktuelle poli¬ 
tische Auseinandersetzungen ein. „Es ist 
ohnehin schon schlimm genug, dass wir 
uns 68 Jahre nach der Befreiung vom 
Faschismus immer wieder alten und jun¬ 
gen Nazis entgegenstellen müssen“, kon¬ 
statierte er. „Noch schlimmer“ werde 
dies jedoch dadurch, dass „antifaschis¬ 
tisches Engagement kriminalisiert wird, 
dass Antifaschisten in ,gute 4 und ,böse‘ 
eingeteilt werden oder ihre Arbeit gar 
als ,vulgär 4 und ihr Niveau als unterir¬ 
disch 4 bezeichnet“ würden. Zudem übte 
der junge Antifaschist massive Kritik 
an der staatlichen Extremismusdoktrin 
und den zunehmenden Sammelabschie¬ 
bungen von Sinti und Roma vom Düs¬ 
seldorfer Flughafen. Markus Bernhardt 
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„Nicht reformierbar 

Die Krise um den griechischen Sender ERT offenbart mehr als eine Regierungskrise 


Häusliche Gewalt 

Mehr als ein Drittel aller Frauen ist 
nach Angaben der Weltgesundheits¬ 
organisation WHO Opfer häuslicher 
Gewalt. Besonders häufig seien Über¬ 
griffe auf Frauen durch ihre Partner in 
großen Teilen Asiens und im Nahen 
Osten. Dort seien 37 bis 38 Prozent 
der Frauen betroffen, in Europa und 
den USA mehr als 23 Prozent, hieß es 
am 20. Juni in Genf, wo die neue Studie 
vorgestellt wurde. Flavia Bustreo, die 
Chefin der Abteilung für Familien, 
Frauen- und Kindergesundheit der 
WHO, sprach von einer „schockieren¬ 
den Statistik“ 

Preis gegen Kommunismus 

Für ihren Kampf gegen Präsident Alex¬ 
ander Lukaschenko erhält die belorus¬ 
sische Autorin Swetlana Alexijewitsch 
den Friedenspreis des deutschen Buch¬ 
handels, wurde am 20. Juni in Frankfurt 
mitgeteilt. Die mit 25 000 Euro dotierte 
Auszeichnung wird bei der Frankfurter 
Buchmesse im Oktober verliehen. Mit 
ihr würden alle geehrt, „die im Gefäng¬ 
nis sitzen und etwas anderes machen 
wollen in Belarus“, übermittelte die 
65-jährige Schriftstellerin. „Der Kom¬ 
munismus ist wie eine Viruskrankheit. 
Trotz Heilmitteln kommt er in immer 
neuen Varianten wieder.“ Der SPD- 
Vorsitzende Sigmar Gabriel gratulierte 
umgehend: „Ihre Literatur atmet den 
Geist der Freiheit.“ 

Brennstoff für den Syrien-Krieg 

Der „Freien Syrischen Armee“ (FSA) 
wurden ihren Angaben nach Kriegs¬ 
geräte geliefert, die den „Verlauf der 
Kämpfe verändern“ könnten. Sie wür¬ 
den derzeit an die Kämpfer an der 
Front verteilt. Genauere Angaben zu 
deren Art machte der FSA-Sprecher 
nicht, es handle sich um „Verteidi¬ 
gungswaffen“. In die Hände radikaler 
Islamisten könnten sie nicht geraten, 
so der Sprecher weiter. Man werde au¬ 
ßerdem dafür sorgen, dass die Waffen 
nach dem Ende des Konflikts wieder 
eingesammelt würden. 

Rücktritt angenommen 

Der palästinensische Präsident Mah¬ 
mud Abbas hat am Sonntag das Rück¬ 
trittsgesuch des Ministerpräsidenten 
Rami Hamdallah angenommen und 
damit einen Schlussstrich unter den 
Machtkampf an der Spitze der Paläs¬ 
tinensischen Autonomiebehörde gezo¬ 
gen. Der politisch unerfahrene Hoch¬ 
schulpräsident Hamdallah hatte am 
20. Juni nach nur 18 Tagen im Amt sei¬ 
nen Rücktritt eingereicht. 

Berlusconi vor Gericht 

Das Strafmaß fiel höher aus als von der 
Staatsanwaltschaft gefordert: Der Me¬ 
dienzar und frühere italienische Premi¬ 
er Berlusconi wurde am Montag in Mai¬ 
land wegen Sex mit Minderjährigen und 
Amtsmissbrauchs zu sieben Jahren Haft 
verurteilt. Das Gericht untersagte ihm 
zudem, öffentliche Ämter zu bekleiden. 
Das Urteil ist noch nicht rechtskräftig, 
zwei Instanzen stehen für Berufungen 
offen. Das Mailänder Gericht forderte 
auch Ermittlungen gegen 33 Zeugen 
wegen Falschaussage - darunter vier 
Abgeordnete von Berlusconis Mitte- 
Rechts-Allianz. Am 27. Juni begann in 
Neapel ein Vorverfahren wegen Beste¬ 
chung eines Parlamentariers. Ebenfalls 
am 27. prüfte das Kassationsgericht in 
Rom in letzter Instanz ein Urteil, mit 
dem Berlusconis TV-Holding Fininvest 
zur Zahlung von 560 Millionen Euro 
Entschädigung wegen Bestechung ei¬ 
nes Richters zum Nachteil der Indus¬ 
triegruppe CIR verurteilt wurde. Am 
12. Juli wird ein Urteil gegen drei Ver¬ 
trauensleute Berlusconis wegen Beihil¬ 
fe zur Prostitution erwartet. 

Südkorea will Kampfjets kaufen 

Südkorea hat das Bieterverfahren für 
den Kauf von 60 neuen Kampffliegern 
eröffnet. Im Rennen um den Rüstungs¬ 
auftrag im Volumen von 8,3 Billionen 
Won (rund 5,5 Milliarden Euro) sind 
das Eurofighter-Konsortium, an dem 
der deutsch-französische Rüstungs¬ 
konzern EADS beteiligt ist, sowie die 
beiden US-Konkurrenten Boeing und 
Lockheed Martin. Anfang bis Mitte 
Juli soll eine Kaufentscheidung getrof¬ 
fen werden. 


D er griechische Ministerpräsident 
Antonis Samaras hat mit sei¬ 
nem Entschluss, den staatlichen 
Rundfunk- und Fernsehsender ERT 
von einem Tag zum anderen kurzer¬ 
hand zu schließen, nicht nur eine veri- 
table Regierungskrise herbeigeführt. 
Er hat es vor allem geschafft, die grie¬ 
chische Gesellschaft wieder einmal zu 
polarisieren. Seit jenem 11. Juni be¬ 
herrscht das Thema ERT nicht nur 
die ebenso endlosen wie fruchtlosen 
Debatten in den privaten TV-Sendern 
und sonstigen Medien, sondern auch 
die Gespräche in den Tavernen und - 
zumindest bei den Griechen, die noch 
einen solchen haben - auch am Ar¬ 
beitsplatz. 

Je nach Umfrageinstitut und sicher 
auch je nach Fragestellung lehnen zwi¬ 
schen 30 und 60 Prozent der Befragten 
die Schließung des Senders ab. Immer¬ 
hin hat der Premier erreicht, dass viele 
Griechen durch diese Aktion von ih¬ 
rer eigenen elenden Lage abgelenkt 
werden. Unter den Befürwortern der 
Schließung sind sicherlich auch viele, 
die froh sind, dass dieser Kelch noch 
einmal an ihnen vorbeigegangen ist. 
Und viele von ihnen halten einfach 
nur die Klappe, weil man ja nicht wis¬ 
sen kann, wen es als nächstes treffen 
wird. 

Denn der Premierminister hatte ja sei¬ 
nen „Krisenberatern“ von der Troika 
aus EU, EZB und IWF in die Hand ver¬ 
sprochen, in diesem und im nächsten 
Jahr nicht weniger als 15 000 öffent¬ 
liche Angestellte zu feuern. Insofern 
ist der ERT-Beschluss des Premiers 
wodurch insgesamt 2 656 Mitarbeiter 
in die unverzügliche Arbeitslosigkeit 
geschickt wurden, gleichzeitig auch 
eine Art Maulkorb-Edikt, zumindest 
für die, die um ihren Arbeitsplatz im 
Staatsdienst fürchten müssen. 

Alles andere als erstaunlich ist es da¬ 
her auch, dass die Einflüsterer des 
griechischen Premiers in Berlin, Brüs¬ 
sel und anderswo voll des Lobes sind. 
BRD-Kanzlerin Merkel rühmte das 
Vorgehen von Samaras in beinahe den 
höchsten Tönen und lud ihn für An¬ 
fang Juli nach Berlin ein. Wenige Tage 
vor dem Abschaltungsbeschluss weilte 
der luxemburgische Premier und ehe¬ 
malige Eurogruppenchef höchstper¬ 
sönlich in Athen, wo er sich laut den 
hiesigen Medien geradezu begeistert 
äußerte. „Griechenland kann stolz auf 


Auf das 

Als Kopenhagen am Morgen des 
28. April erwachte, machte die trau¬ 
rige Nachricht von einem Brand im 
Museum des dänischen Widerstands - 
dem Frihedsmuseet - die Runde. Nach 
ersten offiziellen Angaben der Polizei, 
einen Tag später, war das Feuer durch 
einen Unfall, etwa einen Kurzschluss, 
in einem verschlossenen Anbau ent¬ 
standen. Einen weiteren Tag später 
zog die Polizei aus der Tatsache, dass 
der Brand gleichzeitig an zwei Stellen 
außerhalb des Hauptgebäudes aus¬ 
gebrochen war, den genialen Schluss, 
dass es sich um einen Fall von Brand¬ 
stiftung handeln müsse. 

Es war ein trauriger Tag für die noch 
lebenden dänischen Widerstands¬ 
kämpfer, ihre Familien und Freun¬ 
de. Wenn auch die Exponate dank 
der professionellen Arbeit der Feu¬ 
erwehr weitgehend unversehrt wa¬ 
ren: Zwei Drittel des Gebäudes sind 
ausgebrannt. Das macht große Re¬ 
novierungsarbeiten nötig. Die histo¬ 
rische Ausstellung ist daher zur Zeit 
geschlossen. 

Das Werk der extremen Rechten 

Der Brandanschlag fand weniger als 
eine Woche vor der traditionellen Fei¬ 
er des Tags der Befreiung (alljährlich 
am Abend des 4. Mai) und nur zwei 
Tage nach einer wichtigen Meldung zu 
einem viel älteren (und natürlich auch 
ungelösten) Fall eines politischen Ver¬ 
brechens statt: eines Briefbombenan- 


sich sein“, zitierte ihn die „Griechen¬ 
land Zeitung“. Zwar seien die Proble¬ 
me, mit denen das Land seit Beginn 
der Krise zu kämpfen habe, „tragisch“ 
und „dramatisch“, aber dennoch zeigte 
er sich optimistisch, dass Griechenland 
aus der Krise als „Gewinner“ hervor¬ 
gehen und „wahrscheinlich bereits ab 
2014 ein Wirtschaftswachstum aufwei¬ 
sen“ werde. 

Aus welchen trüben Quellen Juncker 
diesen Optimismus schöpft, lässt sich 
schwer erschließen. So wurde am sel¬ 
ben Tag, als Juncker in Athen positi¬ 
ve Stimmung verströmen ließ, gemel¬ 
det, dass 26 Prozent der griechischen 
Haushalte ihre Wasserrechnung nicht 
mehr bezahlen können. In dieser Wo¬ 
che wurden die neuen Zahlen der Ar- 
beitslosen-Statistik bekannt - wie er¬ 
wartet mit neuen Rekordmeldungen. 
Im ersten Quartal wurden laut offi¬ 
zieller (!) Zählung 27,4 Prozent der 
Menschen im arbeitsfähigen Alter als 
arbeitslos registriert, im Großraum 
Athen sind es 28,2 Prozent. Bei den 
Jugendlichen zwischen 15 und 24 Jah¬ 
ren sind 60 Prozent, und bei den 25- bis 
29-Jährigen 40 Prozent der Möglich¬ 
keit der Erwerbstätigkeit beraubt. Be¬ 
sonders kennzeichnend ist, dass das 
Volumen der öffentlichen und priva¬ 
ten Bauaufträge im selben Zeitraum 
um 45 Prozent geschrumpft ist, im 
Raum Athen sogar um 62 Prozent. 
Und nun sind auch noch die hochtra¬ 
benden Pläne zur Privatisierung der 
wenigen gewinn trächtigen Unterneh¬ 
men mit staatlicher Beteiligung in Ge- 


schlags von 1992 auf das Büro der 
Partei „Internationale Socialister“, ei¬ 
ner kleinen dänischen trotzkistischen 
Partei, bei dem ein junger Familienva¬ 
ter getötet wurde. Diese Meldung war 
die Aussage eines schwedischen Nazis, 
für die Briefbombe seien einer oder 
mehrere früher aktive Mitglieder des 
rechtsextremen Netzwerks „Blood & 
Honour“ verantwortlich. 

Bis dahin hatte sich natürlich in die¬ 
sem alten Fall nichts wirklich bewegt, 
ebenso wie der Brandanschlag auf das 
Museum noch nicht aufgeklärt ist. In 
solchen Fällen scheint es eine Traditi¬ 
on der Ineffizienz bei der dänischen 
Polizei zu geben. Eine Ausnahme ist 
die eineinhalbjährige Haftstrafe für 
den ehemaligen Vorsitzenden der 
dänischen Nazipartei DNSB, Jonni 
Hansen, der am 21. Dezember 1999 
vor dem Hauptquartier der Partei mit 
seinem Auto in eine Ansammlung an¬ 
tifaschistischer Demonstranten fuhr. 
Dabei wurden mehrere Menschen 
verletzt. 

Ein Beispiel für die Untätigkeit der 
Polizei ist die Stadt Aarhus, wo rechts¬ 
extreme Gruppen, besonders aus dem 
Fußball-Hooligan-Umfeld, fast zwei 
Jahrzehnte lang Sozialisten, Juden, 
Muslime und Immigranten terrorisie¬ 
ren, beinahe unbehelligt von der Po¬ 
lizei, obwohl es schon viele Drohun¬ 
gen, gewaltsame Übergriffe und Fälle 
von politischem Vandalismus gegeben 
hat. 


fahr. Das Verschleudern der Lottoge¬ 
sellschaft OPAP ist ins Stocken gera¬ 
ten, und auch die Erdgasfirma DEPA 
hat bisher keinen Abnehmer gefun¬ 
den, nachdem die russische Gazprom 
abgewinkt hat, weil sie anscheinend 
den erwarteten Preis nicht zahlen will. 
Somit wird der griechische Staat wohl 
kaum in der Lage sein, den Gläubigern 
die für dieses Jahr zugesagte Summe 
von 2,6 Milliarden Euro zu überwei¬ 
sen. Um aber dennoch von den einge¬ 
gangenen Verpflichtungen nicht ganz 
zurückzutreten, wird man sich neue 
Geldquellen suchen. Der Kaufpreis, 
den der Scheich von Katar dieser Tage 
für eine griechische Insel gezahlt hat, 
wird dafür kaum ausreichen. Und so 
wird es wohl auf immer neue „ Spar¬ 
maßnahmen“ hinauslaufen, was nichts 
anderes als weiteren Sozialabbau be¬ 
deutet. 

Allerdings ist es mehr als bezeichnend, 
dass weder die Regierenden in Athen, 
noch deren Einflüsterer in den ande¬ 
ren EU-Hauptstädten auf die Idee 
verfallen, am ebenfalls rekordver¬ 
dächtigen Militärhaushalt zu schrau¬ 
ben. Der liegt nämlich im krisenge¬ 
plagten Griechenland doppelt so hoch 
wie der Durchschnitt der anderen EU- 
Länder. Wobei es in Athen sämtliche 
Eulen von den Dächern rufen, daß den 
Griechen jegliche Streichung auf die¬ 
sem Gebiet geradezu untersagt wurde, 
denn deutsche, französische, britische 
und andere Rüstungsschmieden ver¬ 
dienen sich dumm und dämlich an der 
Aufrüstung der griechischen Armee. 


Die Zukunft des dänischen 
Widerstandsmuseums 

Die Sammlung von Exponaten des 
Museums wurde ursprünglich von 
dänischen Widerstandskämpfern an 
unterschiedlichen Standorten in Ko¬ 
penhagen ausgestellt, bevor das jetzt 
ausgebrannte Museum der dänischen 
Widerstands 1957 unter der Leitung 
des dänischen Nationalmuseums er¬ 
öffnet wurde. Nach dem Brand ha¬ 
ben einige dänische liberale Politiker 
vorgeschlagen, dass das Museum sich 
nicht nur mit Widerstand, sondern 
auch mit „anderen Seiten der deut¬ 
schen Besatzung“ befassen solle. Tat¬ 
sächlich handelt es sich hier um eine 
ideologische Offensive aus dem „Es¬ 
tablishment“, um der Kollaboration 
der dänischen Regierung während der 
Besatzung den gleichen Stellenwert 
wie dem Kampf der Widerstandsbe¬ 
wegung einzuräumen. Aber nach der 
schnellen militärischen Kapitulation 
vor der deutschen Wehrmacht am 
Tag des Überfalls, dem 9. April 1940, 
der späteren Entscheidung der däni¬ 
schen Regierung, mit den deutschen 
Eroberern zusammenzuarbeiten, der 
Verhaftung von mehr als 300 Kommu¬ 
nisten am 22. Juni 1941 durch die dä¬ 
nische Polizei, dem Verbot der Kom¬ 
munistischen Partei Dänemarks am 
22. August 1941 und der Unterschrift 
der dänischen Regierung unter den 
Antikominternpakt am 25. Novem¬ 
ber 1941 kann es keine Gleichwertig- 


Die Krise um den Sender ERT hat 
zwar zu einer ernsten Regierungskri¬ 
se geführt, das bedeutet jedoch nicht, 
dass die Juniorpartner des konservati¬ 
ven Premiers echte Lösungsvorschläge 
vorweisen können. Die Sozialdemo¬ 
kraten der PASOK und die „Demo¬ 
kratische Linke“ sind vor allem sauer, 
dass sie vom Premier vor vollendete 
Tatsachen gestellt wurden. Und die 
neuen Sozialdemokraten vom Wahl¬ 
bündnis SYRIZA, die unbedingt in 
die Regierung wollen, nutzen flugs die 
Gelegenheit, Neuwahlen zu fordern, 
allerdings mit wenig Aussicht auf Er¬ 
folg. Denn erstens geben die aktuellen 
Umfrage werte keinen Grund, auf ei¬ 
nen Wahlsieg zu hoffen, und zweitens 
würde sich auch nach erneuten Wah¬ 
len keine ernstzunehmende Partei fin¬ 
den, die mit Alexis Tsipras eine Koali¬ 
tion einzugehen bereit wäre. 

Die Kommunistische Partei Griechen¬ 
lands (KKE), die umgehend nach dem 
Samaras-Erlass ihre Sendefrequenz 
zur Verfügung gestellt hatte und zu¬ 
sammen mit der klassenorientierten 
Gewerkschaft PAME am Montag¬ 
abend vor dem Gebäude der ERT ihre 
Solidarität mit den geschassten Jour¬ 
nalisten und Mitarbeitern demonst¬ 
rierte, weist mit vollem Recht darauf 
hin, dass Neuwahlen keine Lösung 
bieten. KKE-Generalsekretär Di- 
mitris Kutsumbas betonte bei dieser 
Gelegenheit, dass nur eine Stärkung 
und Neuformierung der Arbeiterbe¬ 
wegung einen Ausweg aus der Krise 
bieten können. 

Die Kommunisten sind gegen die 
Schließung des ERT und lehnen 
grundsätzlich jegliche weiteren Entlas¬ 
sungen von Mitarbeitern des öffent¬ 
lichen Dienstes ab. „Wir dürfen uns 
nicht beirren lassen von der Propa¬ 
gandawelle, die in diesen Tagen über 
uns hinwegrollt und lediglich verschie¬ 
dene Szenarien einer Lösung vorgau¬ 
kelt“, erklärte Kutsumbas. 
Überraschend wenig Beachtung fand 
eine der Begründungen, die Premier 
Samaras für die Schließung der ERT 
ins Feld führte. Das Unternehmen sei 
„nicht reformierbar“, sagte der Re¬ 
gierungschef. Nun, die Lage im Land 
zeigt indes mehr als deutlich, dass vor 
allem dieses gesellschaftliche System, 
das derartig mit den Menschen um¬ 
springt, nicht reformierbar ist. 

Uli Brockmeyer (z.Zt. Athen) 


keit zwischen Patrioten und Verrätern 
geben. Dies ist auch die Haltung vieler 
noch lebender Widerstandskämpfer, 
zum Beispiel der Organisation „Ak¬ 
tive Modstandsfolk“ („Aktive Wi¬ 
derstandskämpfer“), die erklärte, das 
Museum, das ursprünglich mit Spen¬ 
den aus der Widerstandsbewegung 
aufgebaut wurde, solle nun auch im 
selben Geist rekonstruiert werden. 
Auch die Kommunistische Partei Dä¬ 
nemarks (DKP) ist an der Debatte 
über die Zukunft des Museums be¬ 
teiligt. In einer Erklärung der DKP 
heißt es, das Museum müsse den dä¬ 
nischen Widerstand wahrheitsgetreu 
abbilden, einschließlich des Kampfes 
vieler Kommunisten - eines Kampfes, 
der eine entscheidende Rolle dafür 
gespielt hat, dass Dänemark trotz 
des Bündnisses seiner Regierung mit 
dem faschistischen Deutschland als 
ein Land gilt, das gegen den Faschis¬ 
mus gekämpft hatte. Die DKP schlägt 
weiterhin vor, dass eine Gedenktafel 
mit den Namen der ermordeten däni¬ 
schen Kommunisten, die viele Jahre 
ihren Platz in dem Gebäude der (nicht 
mehr existierenden) kommunisti¬ 
schen Tageszeitung „Land og Folk“ 
hatte, nach der Renovierung des Mu¬ 
seums dort einen neuen Platz finden 
sollte. Henning Jakobsen 

(Übersetzung, a.d. Engl.: M. Idler) 

Der Autor ist Mitglied des ZK der Kom¬ 
munistischen Partei Dänemarks (DKP) 



Solidaritätsdemonstration vor dem ERT-Gebäude 


Ineffizient gegen Rechts 

Museum des dänischen Widerstandes wurde ein Brandanschlag verübt 
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Obamas „Abrüstungsinitiative“ - 
ein „unprofessioneller Bluff“ 

Russische Reaktionen auf die Rede des US-Präsidenten in Berlin 



N ach dem START-III-Vertrag von 
2010 wollen die USA und Russ¬ 
land bis 2017 ihre strategischen 
Atomwaffenbestände auf jeweils 1 550 
Sprengköpfe und 800 Interkontinen¬ 
talraketen abrüsten. In seiner Berliner 
Rede hat Präsident Obama nun vorge¬ 
schlagen, diese Waffen um ein weiteres 
Drittel zu kürzen. Eine auf den ersten 
Blick begrüßenswerte Initiative. Hängt 
die Gefahr eines die menschliche Zivi¬ 
lisation bedrohenden atomaren Weltin¬ 
fernos seit dem ersten und bisher ein¬ 
zigen Einsatz von Atomwaffen in Hiro¬ 
shima und Nagasaki durch die USA am 
Ende des zweiten Weltkrieges doch wie 
ein Damoklesschwert über der Mensch¬ 
heit. Der Kampf um die Abschaffung 
der Atom- und anderer Massenvernich¬ 
tungswaffen wurde und bleibt die her¬ 
ausragende Aufgabe aller friedlieben¬ 
den Menschen. 

Bei näherer Betrachtung - d.h. unter 
Einbeziehung solcher neuer Faktoren 
wie der Umbrüche bei den moderns¬ 
ten Waffentechnologien sowie der Ein¬ 
kreisung Russlands durch den Aufbau 
des Raketen-Ab wehr System von USA 
und NATO - werden jedoch die Pfer¬ 
defüße der „Obama-Initiative“ sicht¬ 
bar. Hinzu kommt, dass die strategi¬ 
schen Atomwaffen Großbritanniens 
und Frankreichs, die zum Russland be¬ 
drohenden strategischen Atomwaffen¬ 
potential der NATO gehören, ebenso 
wie die etwa 200 einsatzbereiten takti¬ 
schen Atomwaffen der USA, die in fünf 
europäischen Ländern stationiert sind, 
unerwähnt bleiben. 

Obamas „Abrüstungsvorschlag“ könn¬ 
te in Verbindung mit diesen Faktoren 
das Gleichgewicht der strategischen 
Abschreckung zwischen den beiden 
atomaren Hauptmächten zerstören, das 
diese bisher vor einem mit Atomwaffen 
geführten Krieg bewahrt hat. 

Natürlich konnte sich der US-Präsident 
nicht der Illusion hingeben, dass die 
russischen Politiker und Militärexper¬ 
ten die Pferdefüße übersehen würden. 
Der Hauptzweck der „Abrüstungsini¬ 
tiative“ scheint darum eher zu sein, die 
Öffentlichkeit in die Irre zu führen. Da¬ 
rin ist Obama bekanntlich ein Meister. 

Russische Reaktionen 

In Russland ist sein Vorschlag jedenfalls 
auf einhellige Ablehnung gestoßen. So 
erklärte der russische Präsident Wla¬ 
dimir Putin denn auch postwendend - 


ohne Obama und seinen Vorschlag zu 
erwähnen: „Wir können nicht zulassen, 
dass das Gleichgewicht im System der 
strategischen Abschreckung gestört 
und die Wirksamkeit unserer Atom¬ 
waffenkräfte gemindert wird.“ 
Außenminister Lawrow betonte: „Die 
strategische Stabilität wird auch von 
den strategischen Raketenabwehrsys¬ 
temen beeinflusst. Auch die Pläne der 
USA zur Schaffung von strategischen 
Waffen mit nicht-nuklearen Sprengsät¬ 
zen haben Einfluss oder werden in ab¬ 
sehbarer Zukunft Einfluss haben auf 
die strategische Stabilität.“ Bei Gesprä¬ 
chen über die strategische Stabilität sei¬ 
en alle Einflussfaktoren zu betrachten. 
Auch Vizeaußenminister Sergej Ryba- 
kow unterstrich: „Bevor wir darüber 
sprechen, ob wir die Zahl der Spreng¬ 
köpfe weiter zurückfahren, müssen 
wir eine akzeptable Lösung für das 
Raketenabwehrproblem finden.“ Und 
Vizeministerpräsident Dmitri Rogosin 
erklärte in seiner nicht gerade diplo¬ 
matischen Art, dass Obama entweder 
vom Wesen der Sache nichts verstehe, 
„blufft, heuchelt bzw. völlige Unprofes¬ 
sionalität demonstriert“. 

Nicht weniger deutlich als bei den Po¬ 
litikern ist auch bei den militärpoli¬ 
tischen Experten die Absage an die 
„Obama-Initiative“. So stellte der Chef¬ 


redakteur der Zeitschrift „Nazionalna- 
ja Oborona“ (Nationale Verteidigung) 
und Mitglied des Gesellschaftlichen 
Rates beim russischen Verteidigungs¬ 
ministerium, Igor Korotschenko, ge¬ 
genüber der Agentur RIA Novosti fest, 
dass die Initiative von Obama für Russ¬ 
land „absolut unannehmbar“ sei. Dies 
untermauerte er mit der Bedrohung 
durch den US-Raketenschild. Die USA 
bauten ihre potentiellen Möglichkei¬ 
ten zum Abfangen der russischen bal¬ 
listischen Interkontinentalraketen aus 
und versuchten parallel dazu, Russland 
eine „hastige Atom-Abrüstung aufzu- 
drängen“.Korotschenko zufolge könne 
dadurch eine Situation entstehen, in 
der sich ein bedeutender Teil des rus¬ 
sischen Kernwaffenpotentials in den 
2030er oder 2040er Jahren als wertlos 
herausstellt. 

Nach einem Beitrag auf der Internet¬ 
seite hakanune.ru geht auch General¬ 
oberst d.R. Leonid Iwaschow, Präsident 
der Akademie für geopolitische Prob¬ 
leme, davon aus, dass eine weitere ra¬ 
dikale Kürzung der atomaren Waffen¬ 
potentiale die Verteidigungsfähigkeit 
Russlands gegen eine US-Aggression 
unzulässig einschränken würde und sein 
Land sich darum unter keinen Umstän¬ 
den am Gängelband Washingtons füh¬ 
ren lassen dürfe. 


Iwaschow betont, dass sich die Mili¬ 
tärstrategie der USA verändert habe. 
Sie hätten einen qualitativen Sprung 
bei anderen Waffenarten gemacht, vor 
allem bei den Flügelraketen. Deshalb 
sei es für Washington vorteilhaft, die 
weltweiten atomaren Waffenbestän¬ 
de, insbesondere die russischen, derart 
zu beschränken, dass die USA in die 
Lage versetzt würden, die verbleiben¬ 
den Atomwaffen durch ihr Raketenab¬ 
wehrsystem, einschließlich des europä¬ 
ischen, zu neutralisieren, sodass diese 
keine Gefahr mehr für die USA darstel¬ 
len. Bei allen anderen Waffenarten aber 
seien die USA militärisch überlegen. 
Angesichts dessen empfiehlt Iwaschow 
der russischen Führung, den Vereinig¬ 
ten Staaten als erstes vorzuschlagen, 
das Problem des Raketenabwehrsys¬ 
tems zu erörtern und für den Fall, dass 
diese nicht bereit seien, dessen Ent¬ 
wicklung zu stoppen, die Frage des 
Austritts aus dem START-III-Vertrag 
zu stellen. Beim Abschluss dieses Ver¬ 
trages sei von der russischen Seite ein 
Zusatz eingebracht worden, nachdem 
sich Russland das Recht des Austritts 
aus dem Vertrag vorbehält, wenn die 
USA die Entwicklung ihres Raketen¬ 
abwehrsystems nicht einstellen. 

Das Resümee aus alledem: Eine wei¬ 
tere radikale Abrüstung der Atomwaf¬ 
fen der USA und Russlands macht die 
Welt nur dann sicherer und ist nur dann 
zu erreichen, wenn als Voraussetzung 
dafür auf alle Pläne verzichtet wird, 
sich selbst durch Raketenabwehrsys¬ 
teme und andere Maßnahmen unver¬ 
wundbar, die andere Seite aber vertei¬ 
digungsunfähig gegen eine Aggression 
zu machen. 

Zugleich muss sie letztlich eingebettet 
werden in ein System kollektiver Si¬ 
cherheit, das auch die Abrüstung der 
anderen Atomwaffen besitzenden Län¬ 
der, die Verhinderung der Entstehung 
neuer Atommächte sowie die Abschaf¬ 
fung aller Massenvernichtungswaffen 
einbezieht und Schranken setzt für die 
Entwicklung neuer verheerender Waf¬ 
fentechnologien, die in ihrer Wirkung 
Massenvernichtungswaffen gleich¬ 
kommen. Davon sind wir leider weit 
entfernt. Solange das so ist, scheint die 
Bewahrung des strategischen Gleichge¬ 
wichts der Abschreckung zwischen den 
USA und Russland, so furchterregend 
es ist, unverzichtbar zu sein. 

Willi Gerns 


Alles außer Integration 

Die „Alianza del Pacifico“ - Gegenmodell zu ALBA und Fünfte Kolonne gegen China? 


Er war selig, der Josef Oehrlein. Der 
FAZ-Korrespondent pries das letztes 
Jahr entstandene „Pazifikbündnis“ in ei¬ 
nem Artikel am 7. Juni unter dem Titel 
„Frischer Wind am Pazifik“. Und freu¬ 
te sich, dass die „Alianza del Pacifico“ 
ein gemeinsames Bruttoinlandsprodukt 
aufweist, das mehr als ein Drittel aller 
lateinamerikanischen BIPs ausmacht. 
Hätte er sich noch etwas schlauer ge¬ 
macht, hätte er noch nachschieben kön¬ 
nen, dass das Bündnis aus Mexiko, Ko¬ 
lumbien, Peru und Chile mit 573 Mil¬ 
liarden US-Dollar auch mehr als die 
Hälfte der Exporte Lateinamerikas 
durchführt (55 Prozent). Aber das er¬ 
fährt die FAZ-Leserschaft nicht, was er¬ 
staunen mag. Vielleicht, weil die von der 
FAZ beworbenen „klugen Köpfe“ sich 
fragen würden, worauf denn die Expor¬ 
te beruhen. 

Denn diese vier Länder sind ausge¬ 
sprochene Bergbaustaaten und nicht 
nachhaltige Rohstoffexporte sind in 
Lateinamerika in den letzten Jahren 
der Hauptmotor für das BIP. Das führt 
wiederum dazu, dass diese Länder ein 
stärkeres „Wachstum“ haben als mehr 
veredelungsindustrialisierte Staaten 
wie Brasilien oder Argentinien. Aber 
nicht nur Josef Oehrlein, sondern auch 
die Staatspräsidenten Pena, Santos, 
Humala und Pinera betonten natürlich 
nicht die Schattenseiten ihrer Koope¬ 


ration, als sie sich vom 20. bis 24. Mai 
in Cali trafen. 

Diese liegen in der naturzerstörerischen 
Extraktivismuspolitik, die die Lebens¬ 
grundlagen im Andenraum gefährdet, 
um dann ohne weitere Entwicklungs¬ 
nachhaltigkeit Mineralien und Edelme¬ 
talle verkaufen zu können. In Mexiko 
gilt das entsprechend für das Erdöl, und 
es ist absehbar, dass eine solche Politik 
nicht lange gut gehen kann. 

Raul Zibechi, politischer Aktivist und 
Autor aus Uruguay, hat in einem Text 
für die mexikanische „La Jornada“ dar¬ 
auf hingewiesen, dass von den Exporten 
der vier Staaten nur ganze 2 Prozent in 
ein anderes der beteiligten Länder ge¬ 
hen - was ein Indikator ist, dass kaum 
veredelte Produkte ausgeführt werden. 
Im MerCoSur dagegen, dem Wirt¬ 
schaftszusammenschluss von Argenti¬ 
nien, Brasilien, Uruguay und Venezu¬ 
ela (Paraguay ist suspendiert und wird 
gerade erst wieder an den MerCoSur 
herangeführt), der mit 438 Milliarden 
US-Dollar 42 Prozent der lateiname¬ 
rikanischen Exporte stellt, liegt dieser 
Wert immerhin bei 13 Prozent. Auch 
dort ist also Einiges ausbaufähig, aber 
die Strukturen sind, vor allem in Brasi¬ 
lien, schon ab den sechziger Jahren auf 
eine eigene Weiterverarbeitung gelenkt 
worden, was heute den Unterschied 
ausmacht. 


Nun ist das Pazifikbündnis anderer¬ 
seits auch nicht vorwiegend deswegen 
gegründet worden um bessere Wirt¬ 
schaftszahlen zu erzielen. Um Rohstof¬ 
fe zu exportieren ist eine wirtschaftli¬ 
che Integration nicht erforderlich und 
vielleicht auch gar nicht einmal zweck¬ 
dienlich. 

Daher geht es neben der Konkurrenz 
zum MerCoSur, der ein Kind Brasiliens 
ist, um ein politisches Gegenmodell zu 
ALBA. In dem Zusammenhang ist in¬ 
teressant, dass es inzwischen eine ganze 
Reihe von regionalen Beobachterstaa¬ 
ten bei der Pazifikallianz gibt: Urugu¬ 
ay, Dominikanische Republik, Ecuador, 
El Salvador, Paraguay, Costa Rica und 
Honduras. Angeblich sind Uruguay und 
Costa Rica sogar an einer Vollmitglied¬ 
schaft in der Pazifikallianz interessiert. 
Und auch Europa und andere „beob¬ 
achten“ mit: Frankreich, Portugal, Spa¬ 
nien, Neuseeland, Australien und Japan. 
Letztere geben einen Hinweis auf die 
im Hintergrund mitschwingende Stra¬ 
tegie der USA, die selbst ja geradezu 
auffällig dezent im Hintergrund ver¬ 
bleiben: Raul Zibechi nennt das Pazifik¬ 
bündnis das „amerikanische Bein“ der 
so genannten „Transpazifischen Part¬ 
nerschaft“ (TPP), die der Asien-Chef 
der Financial Times, David Pilling, am 
22. Mai so beschreibt: „Das unerklärte 
Ziel der TPP ist es ein hoch angeleg¬ 


tes Wirtschaftsabkommen unter Aus¬ 
schluss der zweitgrößten Wirtschafts¬ 
macht zu schaffen, während ansonsten 
alles dabei sein darf: Vietnam, USA, 
Kanada, Australien, Brunei, Chile, Ma¬ 
laysia, Peru, Japan und andere ...“ Ganz 
offensichtlich sollen nicht allein „Brasi¬ 
liens“ MerCoSur und „Kubas/Venezu¬ 
elas“ ALBA getroffen werden, sondern 
China. 

Das teilt Josef Oehrlein seiner Leser¬ 
schaft nicht mit, und es mag sein, dass er 
das nicht sieht. Denn sein Lieblingsgeg¬ 
ner ist zwar kürzlich verstorben, aber 
politisch noch lebendig: Hugo Chävez 
und dessen Idee von Integration. Da¬ 
her lässt der FAZ-Autor „Experten“ in 
dem Pazifikbündnis ein „Gegengewicht 
zu der (...) populistisch ausgerichteten 
Bolivarischen Allianz für Amerika“ se¬ 
hen. Das macht ihn auch blind für die 
Beschränktheit der Beschlüsse von 
Cali, die er selbst aufzählt: Gesund¬ 
heitsschutz, Pflanzenschutz, Klima¬ 
wandelfolgenforschung. Denn - so der 
Beschluss von Cali - für diese hehren 
Ziele investieren die vier Staaten aus 
den 573 Milliarden Exportumsatz jeder 
gerade einmal 250 000 US-Dollar, wie 
Raul Zibechi anmerkt. Was nachweist, 
wie wenig es um Problemlösung geht. 
Und zeigt, was einen Fachmann von ei¬ 
nem FAZ-Mann unterscheidet. 

Günter Pohl 


Teure Erdbeeren 

Saisonarbeiter in Spanien 
werden betrogen 

Jedes Jahr gibt es, wenn der Sommer 
und damit die Hitze kommt, Wald¬ 
brände in Andalusien. Aber nicht nur 
dies, sondern auch Skandale, die mit der 
Erdbeerernte in Huelva, im spanischen 
Südwesten, mit den Arbeitsbedingun¬ 
gen und der Entlohnung der Saisonar¬ 
beiter Zusammenhängen. Dieses Mal 
trifft es 120 Arbeiter und Arbeiterin¬ 
nen aus Bulgarien, die seit mehr als ei¬ 
nem Monat in der Stadt Cartaya dar¬ 
auf warten, dass ihre Löhne ausgezahlt 
werden. Es geht um insgesamt mehr als 
250 000 Euro, etwa 2 000 pro Person. 
Einige der Betroffenen betonen aller¬ 
dings, dass diese Ausstände auch „Alt¬ 
lasten“ betreffen, und sie trotzdem - aus 
Mangel an Arbeitsmöglichkeiten im ei¬ 
genen Land - wiedergekommen sind. 
Allerdings beschwerten sie sich dieses 
Mal bei den Behörden über die ausge¬ 
bliebenen Lohnzahlungen. Und so kam 
es dazu, dass ihr Fall untersucht wurde. 
Der Unternehmer behauptet nun, dass 
er gar keine Mittel habe, um die Schul¬ 
den zu begleichen. Der Leiter der Uni¬ 
on der Kleinbauern (UPA) in Huelva, 
Antonio Luis Martin Curi, erklärte die 
Zeitung „Huelva Information“: „Wir 
haben schon vor langer Zeit davor ge¬ 
warnt, dass so etwas passieren kann.“ 
Die Marktpreise lägen weit unter den 
tatsächlichen Produktionskosten. 
Allerdings sind die Beschwerden nicht 
auf die Nichtzahlung der Löhne be¬ 
grenzt: „Wir sind sechs Leute in einen 
Raum“, wurde dem andalusischen öf¬ 
fentlich-rechtlichen Fernsehen „Canal 
Sur“ erläutert. Es gibt keine Waschma¬ 
schine, keinen Kühlschrank, jede Person 
zahlt im Monat aber 100 Euro Miete für 
die Unterkunft. Eine Frau erklärte in 
perfektem Spanisch: „Ich bin schwan¬ 
ger und ich habe eine sechs Jahre alte 
Tochter, die hier auch schläft. Ich möch¬ 
te mit meinem Geld nach Hause gehen 
und nie wieder zurückkommen.“ 

Die Betroffenen können aber nicht zu¬ 
rück nach Bulgarien. Sie können die 
Reise gar nicht bezahlen. Und sie wis¬ 
sen nicht, wann ihnen zudem die Miet¬ 
rechnung für die Hütten, in denen sie 
während der Erdbeersaison mehr als 
einen Monat schlafen mussten, gestellt 
wird. Nur einmal am Tag gibt es eine 
Mahlzeit, weil sie pro Person bislang 
lediglich 50 oder 100 Euro erhalten ha¬ 
ben. Im Camp gibt es mehrere Kinder. 
Am 16. Juni wurde bekannt, wie in ei¬ 
ner anderen Gemeinde in der Provinz 
Huelva, in La Redondela, Saisonarbei¬ 
ter aus Marokko und Bulgarien ausge¬ 
nutzt wurden. 14 von ihnen lebten in ei¬ 
ner Hühnermastanlage ohne fließendes 
Wasser oder Strom und mussten dafür 
pro Person auch noch 50 Euro im Mo¬ 
nat zahlen. Auch sie klagten bei den 
Behörden, weil sie am Ende der Saison 
ihre Löhne nicht erhielten. Zudem hat¬ 
te der Unternehmer die Arbeiter gar 
nicht erst angemeldet und damit nicht 
für ihre soziale Absicherung gesorgt. 

In der Provinz Huelva werden durch¬ 
schnittlich etwa 250 000 Tonnen Erd¬ 
beeren pro Jahr geerntet (weit mehr als 
90 Prozent der spanischen Gesamtpro¬ 
duktion). Ein Teil davon landet - vor al¬ 
lem bevor hier die Saison beginnt - als 
Billigware in deutschen Supermärkten. 
Das war bislang nur möglich, weil die 
Branche in Spanien seit Jahren die EU- 
Gesetzgebung der überarbeiteten Bol- 
kestein-Richtlinie nutzt, die nach wie 
vor die Einstellung von Beschäftigten 
aus anderen EU-Ländern entsprechend 
den Lohn- und Arbeitsbedingungen des 
Herkunftslandes ermöglicht. Was für 
die Saisonkräfte aus Bulgarien Nied- 
rigstlöhne bedeutet, um die sie - wie in 
den erwähnten Fällen, die sicher keine 
Ausnahmen sind - auch noch von skru¬ 
pellosen Unternehmern betrogen wer¬ 
den. Für diese Menschen sind das mehr 
als nur „teure“ Erdbeeren. 

Allerdings hat der soziale Protest, ha¬ 
ben Gewerkschaften und Kommunen 
die meisten Plantagenbesitzer inzwi¬ 
schen gezwungen, lokale Arbeitskräfte 
einzustellen. Auch aus diesem Grund 
sind in diesem Jahr nur rund 2 000 Sai¬ 
sonkräfte aus anderen Ländern gekom¬ 
men. Vor Beginn der Finanzkrise im 
Jahr 2007 waren es noch 40 000. 

Carmela Negrete 




8 Freitag, 28. Juni 2013 


Kommentare / Interview 


unsere zeit m 


Gastkolumne von Arno Neuber 

Obamas 

Täuschungsversuch 


Im April 2009 bekannte Obama sich 
in seiner Prager Rede zu einer mora¬ 
lischen Verantwortung der USA als 
einziges Land, das Atomwaffen ein¬ 
gesetzt hat. Seine Vision einer atom¬ 
waffenfreien Welt entpuppte sich je¬ 
doch als Anspruch seines Landes auf 
globale militärische Vorherrschaft. 
Die Berliner Rede setzt diesen Kurs 
fort, wenn der Präsident Russland zu 
Verhandlungen über die Reduzierung 
strategischer Atomwaffen auffordert, 
ohne mit einem Wort darauf einzu¬ 
gehen, wie die USA daran arbeiten, 
Russland militärisch in die Zange zu 
nehmen. Denn Obamas Formulie¬ 
rung, „die nukleare Kräfteverteilung 
des Kalten Kriegs hinter uns lassen“ 
zu wollen, ist in Wahrheit eine Absage 
an Verhandlungen auf der Basis glei¬ 
cher Sicherheit. 

Obama will mit Russland darüber 
reden, „unsere stationierten atoma¬ 
ren Sprengköpfe um ein Drittel“ zu 
reduzieren, lässt aber gleichzeitig 
eine Raketenabwehr aufbauen, die 
das russische Zweitschlagpotential 
außer Kraft setzen kann. 2002 hatte 
die Bush-Regierung mit der Kündi¬ 
gung des ABM-Vertrages, der den 
Aufbau eines flächendeckenden Ab¬ 
wehrschirmes verbot, das lange Jahre 
ausgehandelte und austarierte strate¬ 
gische Gleichgewicht zwischen Russ¬ 
land und den USA zum Abriss frei 
gegeben. Die Atomstreitmacht der 
USA wird darauf ausgerichtet, „einen 
präemptiven Entwaffnungsschlag ge¬ 
gen Russland oder China zu führen“, 
analysierten die US-Autoren Lieber 
und Press bereits im März 2006 in der 
Zeitschrift „Foreign Affairs“ die Wa¬ 
shingtoner Politik. Die Raketenab¬ 
wehr ist dabei kein defensives Instru¬ 
ment, sondern Ergänzung und Garant 
einer US-Erstschlagsfähigkeit. 


Putins rasche und harte Reaktion 
auf Obamas Atomwaffen-Vorschlag 
kann deshalb niemand verwundern. 



Russland wird „keine Störung des 
strategischen Kräftegleichgewichts 
dulden“. Russische Politiker sehen 
diese „Störung“ neben der Raketen¬ 
abwehr in der Einkreisung durch ato¬ 
mare Mittelstreckenraketen und in 
der Entwicklung von nichtatomaren 
Präzisionswaffen, die das strategische 
Offensivpotential der USA erhöhen. 
Die USA investieren pro Jahr rund 
31 Mrd. Dollar in die Schlagkraft ih¬ 
rer Atomstreitmacht. Die in Europa, 
u.a. in Büchel, stationierten Atom¬ 
bomben werden mit hohem Aufwand 
zu Präzisionswaffen weiterentwickelt, 
die auch mit strategischen Bombern 
zum Einsatz kommen können. Ob¬ 
amas „Offerte“ ist nicht die eines 
„Träumers“, sondern ein plumper 
Betrugs versuch. Wirkliche Abrüstung 
fände ihre Gegner nicht in Moskau, 
sondern im Senat in Washington, im 
Atomwaffenkomplex des US-Ener- 
gieministeriums und in den Chefeta¬ 
gen der US-Rüstungskonzerne. 


Zweifelsfrei: 

Dr. Hans-Peter Friedrich 


Von einigen Innenministerien wird 
wahrheitswidrig der Eindruck er¬ 
weckt, dass es „Regelanfragen“ an 
den Inlandsgeheimdienst wie zur 
Vorbereitung von Berufsverboten 
nicht mehr gebe. In der hohen Zeit 
der Berufsverbote waren es rund 
3,5 Millionen Anfragen, denen der 
so genannte Verfassungsschutz nach¬ 
ging. Das begann vor 41 Jahren. 
Heute sammeln und werten die Ge¬ 
heimdienste wie eben auch der „Ver¬ 
fassungsschutz“ bereits ohne Anfra¬ 
ge aus. Da spioniert auch nicht nur 
der deutsche Dienst die Bürger aus. 
Wir sind als „Kommunikationspart¬ 
ner“ beim britischen Dienst GHCQ 
genauso beliebt wie bei den US-Spi- 
onen von NSA. Die Briten haben 
offensichtlich besonders feine Oh¬ 
ren. Man sagt ihnen nach, dass sie 
600 Millionen Telefongespräche er¬ 
fassen können - pro Tag! Sie hören 
nicht nur. Sie speichern auch. Ver¬ 
mutlich zur eigenen Sicherheit, da¬ 
mit nichts verloren geht. 

„Treffen die Vorwürfe zu, wäre das 
eine Katastrophe.“ So klagt Justizmi¬ 
nisterin Sabine Leutheuser-Schnar- 
renberger (FDP). Innenminister 
Hans-Peter Friedrich ist gegenüber 
der „Welt“ ambivalenter: „Sagen wir 
so, es gibt Dinge, die ich nicht am Te¬ 
lefon bespreche.“ Aber gleichzeitig: 
„Ich habe keinen Grund, daran zu 
zweifeln, dass sich die USA an Recht 
und Gesetz halten.“ Er bekräftigt sei¬ 
ne Kritik an den Kritikern der US- 


Geheimdienste: „So geht man nicht 
mit Freunden um.“ 

Zur Frage, in welchem Ausmaß die 
deutschen Dienste persönliche In¬ 
formationen im Internet erfassen, 
lautet seine Antwort ganz schlicht, 
aber nicht ergreifend: „Ich kann Sie 
beruhigen: Der Verfassungsschutz be¬ 
obachtet im Internet vor allem extre¬ 
mistische und gewalttätige Struktu¬ 
ren und Organisationen. Dabei wer¬ 
den im Rahmen der Gesetze auch 
Informationen über Personen erho¬ 
ben, die in diesen Strukturen eine 
Rolle spielen.“ 

Da bleibt mir nur eine Frage: Lesen 
die „Dienste“ diesen Kommentar erst 
in der UZ - oder haben sie ihn schon 
während der Übermittlung an die UZ 
gelesen? Ganz legal natürlich! 

Uwe Koopmann 

PS: Dem Verfasser wurde 1977 vorge¬ 
halten, dass er drei Artikel in der UZ 
veröffentlicht habe. Außerdem habe 
er zehn (in Ziffern: 10) Deutsche 
Mark für die DKP gespendet. Das 
war zu der Zeit als „Oberschnüffler 
Neumann“ vom „Verfassungsschutz“ 
glaubte, unerkannt den DKP-Info- 
stand in der Oldenburger Fußgänger¬ 
zone kontrollieren zu können. Herr 
Neumann wurde versetzt, vermut¬ 
lich, weil ihm eine weitere passende 
Verkleidung vom Dienstherrn nicht 
zugestanden wurde. Manches lief da¬ 
mals ganz ohne „Netz“ und doppel¬ 
ten Boden ab. 


Schaffen wir die Voraussetzungen für das UZ Pressefest 2014! 

Spenden für den Kampffonds der DKP! 

DKP Parteivorstand, Konto-Nr.: 4002 487 502 

GLS Bank Bochum, BLZ 430 609 67 Stichwort:„UZ-Pressefest“ 



Wir setzen auf konsequente Opposition... 

Gespräch mit Ellen Brombacher zum Ausgang des Dresdener Parteitags der Partei „Die Linke" 


UZ: War der Dresdener Parteitag nur 
ein „ Wahlparteitag “? 

Ellen Brombacher: Was heißt „nur ein 
Wahlparteitag“? Dresden hat - natür¬ 
lich mit Einschränkungen - durch In¬ 
halt und Verlauf eine solide Grundlage 
für einen erfolgversprechenden Wahl¬ 
kampf geschaffen. Ein Wahlspektakel 
war Dresden jedenfalls nicht. Es wurde 
sehr konzentriert und anstrengend gear¬ 
beitet. Für irgendwelche Effekthasche¬ 
reien war gar keine Zeit. 

UZ: Setzt die Partei „Die Linke u in ih¬ 
rem Wahlkampf und danach auf konse¬ 
quente außerparlamentarische und par¬ 
lamentarische Opposition? Oder doch 
eher weiter auf ein mögliches Bündnis 
mit SPD und Bündnis grünen? 

Ellen Brombacher: Wir haben uns hier¬ 
zu in der Sprecherratserklärung vom 
17.6.2013 folgendermaßen geäußert: 
„Eine in den Medien stetig wiederhol¬ 
te Aussage ist sehr ernst zu nehmen: Es 
wäre - so tönt es - auf dem Parteitag 
anders zugegangen, wenn diejenigen in 
der Partei, die sich eine Regierungsbe¬ 
teiligung auf Bundesebene wünschen, 
2013 eine Chance dafür gesehen hät¬ 
ten. Aber SPD und Grüne hätten einer 
solchen Option mehrfach eine klare Ab¬ 
sage erteilt. Wir müssen diese Aussage 
ernst nehmen, weil sie einen rationalen 
Kern hat. Die vornehmlich aus dem Re¬ 
formerlager kommenden Befürworter 
einer solchen Koalition - und zwar ohne 
dass sie Bedingungen dafür formulieren, 
denen SPD und Grüne nur gerecht wer¬ 
den könnten, wenn sie ihren Charakter 
grundsätzlich veränderten - sie haben 
ja ihre Vorstellungen mit Dresden nicht 
aufgegeben. Mit anderen Worten: Die 
Widersprüche bleiben und es wird - so 
wie gerade jetzt - Zeiten geben, in de¬ 
nen sie nicht betont werden und es wird 
Situationen geben, da sie im Leben der 
Partei wieder eine größere Rolle spie¬ 
len.“ Das zur Frage nach dem Danach. 
Im bevorstehenden Wahlkampf - das 
ist faktisch Beschlusslage - werden wir 
auf konsequente außerparlamentari¬ 
sche und parlamentarische Oppositi¬ 
on setzen. Das zeichnete sich übrigens 
schon vor dem Parteitag ab. In Berlin 
z.B. haben unsere Genossinnen und Ge¬ 
nossen mit knapp 50.000 gesammelten 
Unterschriften für ein Volksbegehren 
des Energietisches sehr intensiv als Teil 
einer außerparlamentarischen Bewe¬ 
gung gearbeitet. 

UZ : Auf welche Schwerpunkte orientiert 
das beschlossene Wahlprogramm? Wel¬ 
che sind für die Genossinnen und Ge¬ 
nossen der Kommunistischen Plattform 
die entscheidenden und warum? 

Ellen Brombacher: Entscheidend war 
und bleibt für uns die Bewahrung der 
friedenspolitischen Prinzipien unserer 
Partei, so wie sie programmatisch ver¬ 
ankert sind. Wer die Geschichte der Par¬ 
tei kennt, weiß, dass diese Grundsätze in 
harten Auseinandersetzungen bewahrt 
wurden und dass es keinen Grund gibt, 
diese Frage als ein für alle Mal entschie¬ 
den zu betrachten. Viele der sich vor 
allem im Reformerlager Verortenden 



Ellen Brombacher, Mitglied im Bun¬ 
dessprecherrat der Kommunistischen 
Plattform in der Partei „Die Linke“, 
hier bei einer Rede in Ziegenhals im 
Jahr 2010. 

werden nicht müde werden, „Die Lin¬ 
ke“ - durch Veränderungen ihrer außen¬ 
politischen Positionen - regierungskom¬ 
patibel machen zu wollen. Wir sind Teil 
jener Mehrheit in der Partei, die die frie¬ 
denspolitischen Prinzipien ohne Wenn 
und Aber verteidigen. Das ist in unseren 
Augen in dieser immer mehr durch im¬ 
perialistische Kriege gefährdeten Welt 
das Wichtigste. Noch etwas zu den Kern¬ 
orientierungen des Wahlprogramms: Ob 
es die sozialen Forderungen sind, oder 
die Aussagen zu Bildung und Gesund¬ 
heit, ob es die Solidarität mit Migrantin- 
nen und Migranten oder Minderheiten 
betrifft - diesbezüglich und zu anderen 
Bereichen des gesellschaftlichen Lebens 
finden sich Positionen und Forderungen 
unserer Partei, mit denen Wählerinnen 
und Wähler gewonnen werden können. 
Dann nämlich, wenn wir, „Die Linke“- 
Wahlkämpfer, diese Inhalte - anknüp¬ 
fend an die Fragen, Sorgen und Nöte 
der Menschen - glaubwürdig vermitteln. 

UZ: Ihr habt dem Wahlprogramm zuge¬ 
stimmt, obgleich die in ihm enthaltenen 
Formulierungen zur Geschichte - wie ihr 
in einer Erklärung selbst schreibt - für 
viele Mitglieder auch eurer Partei eine 
Zumutung sind? 

Ellen Brombacher: Man kann den Bä¬ 
ren nicht waschen, ohne ihm den Pelz 
zu nässen. Wir sind zutiefst von der Not¬ 
wendigkeit überzeugt, dass unsere Par¬ 
tei in den Bundestag einziehen muss. 
Wer sonst würde dort z.B. noch ge¬ 
gen Auslandseinsätze der Bundeswehr 
stimmen und damit der Stimmung von 
ca. 70 Prozent der Bevölkerung politi¬ 
sches Gewicht verleihen. Weitere poli¬ 
tische Schwerpunkte ließen sich auffüh¬ 
ren. Wenn wir für den 22. September ei¬ 
nen Erfolg wollen, müssen wir unseren 
Beitrag dazu leisten, dass „Die Linke“ 
nicht als halbzerstrittener Haufen in den 
Wahlkampf zieht. Das war ausschlag¬ 
gebend für unser Abstimmungsverhal¬ 
ten. In der Sache haben wir dennoch 
gekämpft. Unseren Geschichtsantrag 
brachten wir mit folgender Begründung 
ein: „Gregor hat heute im Kontext mit 
seiner Kritik an der DDR zugleich das 
Selbstbewusstsein eingefordert, auf ihre 
Leistungen zu verweisen. Und eins geht 
nicht: Zu sagen, die Negativseiten der 
DDR waren systembedingt und die po¬ 
sitiven Erfahrungen hatten mit dem so¬ 
zialistischen Versuch nichts zu tun. Das 
Leben ist widersprüchlich. Dem wird 
die jetzige Formulierung im Wahlpro¬ 
grammentwurf nicht gerecht. Die aus 


der DDR kommenden Mitglieder un¬ 
serer Partei hätten die Erfahrungen vom 
Herbst 1989 eingebracht, ist formuliert. 
Davor haben sie wohl keine Erfahrun¬ 
gen gemacht? Und der Herbst 1989, so 
heißt es, richtete sich gegen einen re¬ 
pressiven Sozialismus. Als habe es an¬ 
deres als Repression nicht gegeben. Und 
dann - damit meint man wohl, die Ge¬ 
nossinnen und Genossen im Osten nicht 
zu beleidigen - sagt die jetzige Formu¬ 
lierung im Wahlprogramm faktisch aus: 
Ihr habt zwar einem ausschließlich re¬ 
pressiven System gedient, aber Eure 
persönlichen Leistungen sind natürlich 
zu respektieren. So einfach geht das 
nicht. Deshalb unser Antrag, der um 
eine differenzierte Sichtweise bemüht 
ist“. Wir können davon ausgehen, dass 
so mancher in der Parteiführung wohl 
bemerkt, dass diese Art von Umgang 
mit der Geschichte große Teile der Par¬ 
teibasis - vor allem im Osten - abstößt. 
Die Auseinandersetzungen um die Ge¬ 
schichte werden weitergehen. 

UZ: Du hast den Dresdener Parteitag - 
wie viele zuvor-als Delegierte miterlebt 
Vor und in Göttingen hatte es heftige 
Auseinandersetzungen um Inhalte und 
Personen gegeben, die dem Ansehen der 
Partei „Die Linke “ schwer geschadet ha¬ 
ben. Wie war es dieses Mal? 

Ellen Brombacher: Sachlich. Es gab 
natürlich genügend Meinungsverschie¬ 
denheiten. Aber - die politische Kultur 
stimmte im Wesentlichen. 

UZ: Siehst du die Chance, dass eure Par¬ 
tei mit diesem Wahlprogramm und einem 
offensiven Wahlkampf wieder mit einer 
großen Fraktion in den Bundestag ein¬ 
ziehen kann? Worauf orientiert die KPF 
vor allem im Wahlkampf? 

Ellen Brombacher: Ich halte nichts von 
Spekulationen. 2005 und 2009 war die 
Partei, bzw. waren die Quellparteien 
PDS und WASG getragen von der Woge 
der bevorstehenden bzw. gerade vollzo¬ 
genen Fusion. Das war eine ganz beson¬ 
dere Aufbruchsstimmung. Jetzt gilt es, 
die „Mühen der Ebenen" zu bewälti¬ 
gen und dies in einer Situation, in der 
nicht zuletzt die Protagonisten der SPD 
gern eine lästige Konkurrentin ein für 
alle Mal los wären. Und auch ansons¬ 
ten stört „Die Linke“: Trotz aller mög¬ 
lichen Kritik an ihr. Das Verhalten der 
meisten Medien bezeugt dies. Die wis¬ 
sen, wie problematisch mangelnde Öf¬ 
fentlichkeit im Medienzeitalter ist. Auch 
damit müssen wir im Wahlkampf fertig 
werden. Nicht zuletzt deshalb orientiert 
die KPF z.B. darauf, das in jeder Hin¬ 
sicht parteiische Verhalten der bürger¬ 
lichen Medien zu problematisieren - ob 
sie uns nun totschweigen oder auf alle 
mögliche Weise denunzieren. Wenn wir 
darüber nicht sprechen, glauben Genos¬ 
sinnen und Genossen wirklich, über uns 
würde wenig berichtet, weil wir nichts 
zustande brächten. Das motiviert nicht 
für den Kampf. Wir halten es auch hier 
mit Rosa Luxemburg: „Sich selbst und 
anderen klaren Wein einschenken, ist 
allezeit die beste praktische Politik...“ 
Das Gespräch führte Nina Hager 


Foto: Karikatur: Bernd Bücking 





























Privatisierte Politik: Brasilien empört sich 


Beobachtungen aus Säo Paulo 


Z wei blutjunge, schmächtige Men¬ 
schlein sitzen auf Drehstühlen 
im Mittelpunkt einer trichterför¬ 
migen Studioarena, von deren Stufen 
herab sie misstrauisch beäugt und be¬ 
fragt werden. „TV Cultura“ der einzi¬ 
ge staatsfinanzierte Fernsehsender des 
Bundesstaats Säo Paulo, präsentiert am 
17. Juni seine Diskussionsshow „Roda 
Viva“ („Lebendige Runde“) mit Nina 
Cappello, Jurastudentin, und Lucas 
Monteiro de Oliveira, Gymnasiallehrer 
für Geschichte. Beide gehören zu den 
Organisatoren des „Movimento Passe 
Livre“ (MPL, sinngemäß: „Bewegung 
Freie Verkehrsmittel“), der man nun 
anlastet, was seit Tagen ganz Brasilien 
erdbebengleich erschüttert, unerwar¬ 
tet und ohne absehbares Ende: Milli¬ 
onen friedlicher Menschen in mehr als 
100 Städten auf der Straße, vereinzelt 
auch verletzte Demonstranten und Po¬ 
lizisten, Brandstiftung, Plünderung und 
zwei Tote - zur Genugtuung der bür¬ 
gerlichen Medien, die natürlich auf sol¬ 
che Bilder setzen. Anlass war die Erhö¬ 
hung des Bus- und U-Bahntarifs in Säo 
Paulo von 3,- auf 3,20 Real (1,07 Euro). 
Nina und Lucas werden nun von Jour¬ 
nalisten der konservativen Tagesblät¬ 
ter und kommerziellen Fernsehka¬ 
näle in die Zange genommen. Unter 
diesen eine ultrarechte Kollegin, die 
ihr spektakuläres „blaues Auge“ einer 


„Policia Militär“,die Ordnungspolizei 

Gummikugel der „Policia Militär“ ver¬ 
dankt, die ebenfalls in der Runde ver¬ 
treten ist. (Nebenbei: „Policia Militär“ 
ist nicht „Militärpolizei“ wie deutsche 
Korrespondenten unbeirrt behaupten, 
sondern seit 1831 die normale, unifor¬ 
mierte Ordnungspolizei, die allein dem 
Gouverneur untersteht). 

Das Kreuzverhör aber gerät zur medi¬ 
alen Sternstunde. Souverän schmettern 
die Befragten hinterhältige, populisti¬ 


sche, auf Schuldzuweisung abzielende 
Fangfragen ab und liefern fundamen¬ 
tale Nachhilfe in puncto Bürgerrechte 
und kommunitärer Moral: Freie oder 
verbilligte Verkehrsmittel bedeuten 
Chancengleichheit für jene 35 Prozent 
der Brasilianer, die am Stadtrand und 
in Elendsvierteln von der brasiliani¬ 
schen Wirtschaftsblüte, vom Arbeits¬ 
markt von Bildung und Kultur aus¬ 
geschlossen sind. Es regnet Fakten, 
Zahlen, juristische und ökonomische 
Belege. Und immer wieder die Forde¬ 
rung nach Transparenz im Finanzfilz 
auf Gemeinde-, Landes- und Bundes¬ 
ebene. Man erfährt beispielsweise, dass 
der Verkehrsreferent von Rio de Janei¬ 
ro seit langen Jahren von den privaten 
Busunternehmern bestimmt wird. Die 
Inquisitoren sind beschämt; ein eben¬ 
falls geladener Karikaturist dokumen¬ 
tiert die allseitige Verblüffung. Sichtlich 
beeindruckt schließt der Diskussions¬ 
leiter die Sendung. Ein in Merkel-Me¬ 
dien unvorstellbarer Abend. 

MPL („Movimento Passe Livre“) ist 
eine unabhängige, überregionale Brei¬ 
tenbewegung ohne Hierarchien. Seit 
etwa zehn Jahren kämpft sie für kosten¬ 
losen, zumindest nicht-kostendecken¬ 
den, kollektiven Transport, der aus dem 
allgemeinen Steueraufkommen finan¬ 
ziert werden soll. Bewusster Abstand 
von politischen Parteien ist Teil ihrer 


Strategie. Parteiplakate, besonders von 
rechts außen, die zum Impeachment 
der Präsidentin Dilma Rousseff oder zu 
einer Militärregierung aufriefen, wur¬ 
den von den Demonstranten verbrannt. 
Parteifrei, so betonen sie, sei aber kei¬ 
neswegs parteifeindlich. Das ganze 
Spektrum des Volkssouveräns ist ge¬ 
fordert, Direktdemokratie, praktische 
Mitbestimmung bei der Finanzierung 
der Großprojekte für die internationa¬ 


len Fußballrituale oder Olympischen 
Spiele. „Gesundheitswesen auf FIFA- 
Niveau“ fordern Transparente in Rio. 
Beide kommunistischen Parteien Bra¬ 
siliens (PCB und PCdoB) sprachen sich 
am 14. bzw. 21. Juni offen für die Ziele 
der Bewegung und gegen gewalttätige 
Ausschreitungen aus. 

Eine Befragung der Demonstranten 
in Säo Paulo ergab folgendes Profil: 
84 Prozent haben keine Parteipräfe¬ 
renz, nur 6 Prozent sind Wähler der im 
Rathaus und in Brasilia regierenden 
Arbeiterpartei PT. 77 Prozent verfü¬ 
gen über Universitätsreife, 22 Prozent 
über mittlere Schulbildung. 39 Prozent 
sind arbeitsrechtlich registriert und da¬ 
mit pensionsberechtigt, 22 noch Schü¬ 
ler und Studenten, 13 Selbstständige, 5 
Unternehmer, 0 Prozent Arbeitslose. 
Als Motiv ihrer Teilnahme an den De¬ 
monstrationen gelten die (schon wider¬ 
rufene) Tariferhöhung (56 %), die Kor¬ 
ruption in der Politik (40%), die Re¬ 
pression durch die Polizei (31 %), die 
Qualität der öffentlichen Verkehrsnet¬ 
ze (27 %), weiterhin die Ablehnung der 
Politiker - nicht der Regierung (24 %), 
Nulltarif (lediglich 14 %), Kriminalität 
(13 %), Bildung und Gesundheit (2 %), 
und „einfach dabei sein“ (1 %). Nicht 
registriert wurde, dass die Mehrheit der 
Demonstranten über vernetzte Kom¬ 
munikationsmittel verfügt und somit 
koordiniert reagieren kann, insbeson¬ 
dere gegen infiltrierte Provokateure. 
Im Gespräch beeindruckt der über¬ 
durchschnittliche Informationsstand. 
Alle betonen den Teufelskreis der „pri¬ 
vatisierten Politik“: Korporationen fa¬ 
brizieren und finanzieren Abgeordne¬ 
te als Spielmacher ihrer Interessen, ab¬ 
gekoppelt vom Wähler und jedweder 
ideologischen Verbindlichkeit, auch in 
der zunehmend akkommodierten und 
von Korruptionsskandalen geschwäch¬ 
ten Regierungspartei der Präsidenten 
Lula da Silva und Dilma Rousseff. De¬ 
mokratie wird als leeres Ritual empfun¬ 
den, die Entscheidungsprozesse verlau¬ 
fen hinter den Kulissen. Ein Erbe der 
Militärdiktatur und der ihr folgenden 
rechts-liberalen und sozialdemokrati¬ 
schen Regierungen. Besonders spürbar 
in der Regierung des sozialdemokrati¬ 
schen und Opus-Dei-verlinkten Gou¬ 
verneurs von Säo Paulo, Geraldo Alck- 
min. Er hatte den anfänglich brutalen 
Polizeieinsatz angeordnet, dem sich 
sogar einzelne Polizisten widersetzten. 
Trotz aller Verbitterung auf der Stra¬ 
ße ist da was Neues: eine lässig-heitere, 
solidarische Grundstimmung, brasilia¬ 
nischer Witz und Ironie im Sprechchor 
und auf Transparenten: „In Saudi-Ara¬ 
bien werden aus Räubern Amputier¬ 
te, in Brasilien Deputierte.“ Solidarität 
auch von Seiten der Alten: „Wir, die 
Jungen von 1968 beglückwünschen die 
Jungen von 2013!“ Dennoch schaffte 
es eine verschwindend geringe Anzahl 


von teilweise polizeibekannten, ver¬ 
mummten „Gewaltbereiten“, den fried¬ 
lichen Gesamtcharakter der Demons¬ 
trationen zu verfälschen. Sie kommen 
aus der rechten Ecke, aus krausen, sek¬ 
tiererischen Parteien und Gruppierun¬ 
gen, zündeln und plündern auch mal 
eben. In mehreren Fällen wurden sie 
vom Gros der Demonstranten gestellt, 
sogar verprügelt. Noch ist unklar, wer 
weiterhin dahintersteckt. Hinweise auf 
die extreme Rechte verdichten sich. 


Brasilia: Proteste vor dem Fußballstadion. 

Anzumerken ist, dass die US-amerika¬ 
nische Spezialistin für lateinamerika¬ 
nische Aufgaben, Liliana Ayalde, mitt¬ 
lerweile zur Botschafterin Obamas in 
Brasilien ernannt worden ist. Zuvor 
war sie jeweils dort tätig, wo mittels 
Organisationen wie US-Aid massive 
Einmischung erfolgte, so in Nikaragua, 
Guatemala und Kolumbien. In Bolivi¬ 
en rausgeschmissen, wurde sie sofort in 
Paraguay akkreditiert. Alsbald erfolgte 
dort der kalte Staatsstreich gegen Prä¬ 
sident Fernando Lugo. US-amerikani¬ 
sche Militärbasen und Konzerne wie 
Monsanto, Rio-Tinto-Alcan machten 
im Handumdrehen aus Paraguay wie¬ 
der die alte US-Satrapie wie zu Zeiten 
des Diktators Alfredo Stroessner. 
Präsidentin Rousseff hat am Abend des 
21. Juni über alle Fernseh- und Rund¬ 
funkstation eine umfassende politische 
Reform angekündigt. Grundton: „Ich 
habe euch verstanden“. Insbesondere 
im Bereich von Bildung und Gesund¬ 
heitsfürsorge, für welche der Ertrag 
der (noch unerschlossenen) brasilia¬ 


nischen Ölreserven verwendet wer¬ 
den soll. 6 000 kubanische Ärzte sind 
als Soforthilfe für das unterversorgte 
Hinterland vorgesehen. Rousseff ver¬ 
sprach Transparenz in allen finanziel¬ 
len Entscheidungen und energisches 
Vorgehen gegen die Korruption. Bleibt 
die Frage nach dem Wie. Ähnlich wie 
in den Nachbarländern Venezuela und 
Argentinien sind die Institutionen der 
brasilianischen Demokratie von äu¬ 
ßerst konservativen Kräften durch¬ 


setzt, denen nur mit einer weitgehen¬ 
den Verfassungsreform beizukommen 
wäre. Sehr wahrscheinlich „zu viel Sand 
für Rousseffs Lastwagen“, wie die Bra¬ 
silianer zu sagen pflegen. Es fehlen die 
notwendigen parlamentarischen Mehr¬ 
heiten in Kongress und Senat und der 
Konsens aller Segmente der noch teil¬ 
weise vormodernen und zukunftsblin¬ 
den Gesellschaft. Gesichert ist hinge¬ 
gen, und „Bild“ wird das selbst einer 
sozialistischen Präsidentin danken: Die 
Fußball-Weltmeisterschaft 2014 findet 
statt. In Brasilien. 

Am Tag nach der Ansprache hat MPL 
die Demonstrationsaufrufe im Bereich 
Säo Paulo eingestellt. Zwei Drittel der 
Stadtbevölkerung wollen jedoch weite¬ 
re Kundgebungen. Die bisherigen und 
größten Demonstrationen im größten 
Land Lateinamerikas haben inzwischen 
ausreichend Elan zum Umbruch - nicht 
Umsturz, den nur die Rechte will. Und 
dies nicht nur in Brasilien. 

Wolf Gauer/Säo Paulo 
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Legenden um „Blockade“ und „Luftbrücke 

Die Berliner Krise von 1948/49 (Teil I) • Von Reiner Zilkenat 


u 


D ie Berliner Krise in den Jahren 1948/49 er¬ 
fordert die Analyse der sich damals vollzie¬ 
henden weltpolitischen Prozesse. Hier ging 
es um den sich immer spürbarer durchsetzenden 
Kalten Krieg, der in Berlin eines seiner wichtigs¬ 
ten Aktionszentren bekommen sollte. 

Die Entstehung des Kalten Krieges 

Es wäre eine unzulässige Vereinfachung den An¬ 
schein zu erwecken, als sei die Durchsetzung des 
Kalten Krieges „gesetzmäßig“ erfolgt. Allerdings: 
Die Entstehung einer aggressiv gegen die Sow¬ 
jetunion gerichteten politischen Strategie inner¬ 
halb der herrschenden Eliten der USA war nach 
der Beendigung des Zweiten Weltkrieges nahe¬ 
liegend. 

Noch zu Kriegszeiten formulierten, zunächst im 
„kleinen Kreis“, Politiker und Militärs auf Sei¬ 
ten der Vereinigten Staaten ihre Auffassung, dass 
für die Zeit nach dem Sieg über den deutschen 
Faschismus ein Konfrontationskurs gegen die 
UdSSR vorbereitet werden müsse. Zwei Beispie¬ 
le seien hier zitiert. Nur wenige Tage nach der be¬ 
dingungslosen Kapitulation Hitlerdeutschlands 
notierte der stellvertretende US-amerikanische 
Außenminister Joseph C. Grew: „Ein zukünftiger 
Krieg mit Russland ist so sicher wie irgendetwas 
auf der Welt nur sein kann. Er mag innerhalb we¬ 
niger Jahre ausbrechen. Wir sollten deshalb dar¬ 
auf achten, unsere militärische Stärke aufrecht¬ 
zuerhalten.“ 

Und der Botschaftsrat an der diplomatischen Ver¬ 
tretung der USA in Moskau, George F. Kennan, 
gab zu Protokoll: „Die Idee, Deutschland gemein¬ 
sam mit den Russen regieren zu wollen, ist ein 
Wahn. Wir haben keine andere Wahl, als unseren 
Teil von Deutschland ... zu einer Form von Un¬ 
abhängigkeit zu führen .. .Besser ein zerstückeltes 
Deutschland, von dem wenigstens der westliche 
Teil als Prellbock für die Kräfte des Totalitaris¬ 
mus wirkt, als ein geeintes Deutschland, das diese 
Kräfte wieder bis an die Nordsee vorlässt.“ Kei¬ 
neswegs vorprogrammiert war jedoch, dass der¬ 
artige Anschauungen schließlich das Handeln der 
US-amerikanischen Administration und des „Big 
Business“ dominieren mussten. 

Doch nach dem Tod von Präsident Franklin D. 
Roosevelt am 12. April 1945 setzten sich dieje¬ 
nigen Kräfte innerhalb der Administration sei- 



Volksbegehren für eine unteilbare deutsche 
demokratische Republik - im Französischen 
Sektor verboten (Mai/Juni 1948). 


nes Nachfolgers Harry S.Truman und in den Vor¬ 
standsetagen großer Banken und Industriekonzer¬ 
ne durch, deren Antisowjetismus sie weitgehend 
blind für die Erfordernisse des heraufziehenden 
atomaren Zeitalters machte. Hier galt die „Ein¬ 
dämmung“ des Kommunismus (Containment), 
bei einigen sogar die „Befreiung“ der Welt von 
der „sowjetischen Gefahr“ (liberation policy, roll 
back), als oberstes Gebot der US-amerikanischen 
Außenpolitik. Letztlich ging es den Verfechtern 
beider Konzeptionen um die ökonomische und 
politische Beherrschung der Welt durch die USA. 
Immer weniger spielten deshalb die Festlegungen 
der Antihitlerkoalition, die während der Konfe¬ 
renzen in Jalta und Potsdam 1945 erzielt worden 
waren, noch eine Rolle. Dies betraf vor allem die 
Vereinbarung, Deutschland als Ganzes zu behan¬ 
deln und gemeinsam zu verwalten. Das Jahr 1947 
brachte dann den Durchbruch der auf die Kon¬ 
frontation mit der Sowjetunion ausgerichteten 
Kräfte in den USA. Zu den entscheidenden Er¬ 
eignissen gehörte in diesem Zusammenhang die 
am 1. Januar 1947 gebildete Bizone, bestehend aus 
der US-amerikanischen und der britischen Zone, 
die innerhalb kurzer Zeit alle äußeren Merkmale 
eines eigenständigen Staates aufwies. 

Der wichtigste Beweggrund für die Truman-Ad¬ 
ministration, den Weg in Richtung eines west¬ 
deutschen Separatstaates zu beschreiten, bestand 
in seiner Funktion, als ökonomisches Herzstück 
eines gegen die UdSSR gerichteten, aggressiven 



Nach der separaten Währungsreform in den Berliner Westsektoren werden Wechselstuben eröffnet. 


Kurses zu dienen. Konrad Adenauer brachte wäh¬ 
rend eines Gesprächs mit den westalliierten Ho¬ 
hen Kommissaren im August 1950 diesen Sachver¬ 
halt offen zum Ausdruck, indem er erklärte, „dass, 
wer Westdeutschland und seine Stahlproduktion 
besitze, voraussichtlich den dritten Weltkrieg zu 
seinen Gunsten entscheiden werde“. 

Mit der von Präsident Truman am 12. März 1947 
verkündeten Doktrin, der zufolge die USA zu¬ 
künftig „freie Völker unterstützen“ sowie ihnen 
helfen würden, „Unterwerfungsversuche von 
bewaffneten Minderheiten oder durch äußeren 
Druck“ zu widerstehen und angesichts des von 
Außenminister George C. Marshall am 5. Juni des¬ 
selben Jahres öffentlich vorgestellten Programms, 
das eine „Wiederaufbauhilfe“ für die Staaten 
Westeuropas vorsah (Marshall-Plan), war offen¬ 
sichtlich geworden, dass die USA die Signale auf 
Konfrontation gestellt hatten. Der US-amerika¬ 
nische Senator Edwin Carl Johnson, ein scharfer 
außenpolitischer Opponent Trumans, formulierte 
vor dem Kongress am 22. April 1947 zutreffend, 
dass die vom Präsidenten öffentlich verkündete 
außenpolitische Doktrin „eine Art Kriegserklä¬ 
rung an die Sowjetunion“ sei. 

Eine Währung für ganz Deutschland? 

In diesem Zusammenhang stand seit längerer Zeit 
die Frage einer Währungsreform in den Westzo¬ 
nen Deutschlands im Raum, mit deren Hilfe die 
weitgehend wertlose Reichsmark zugunsten einer 
neuen Währung abgelöst werden sollte. Die Folge 
waren die Rationierungen fast aller Waren und 
die Existenz eines „Schwarzen Marktes“. Selbst¬ 
verständlich war eine Währungsreform von den 
Alliierten von Anfang an als gesamtdeutsche, zo- 
nenübergreifende Maßnahme gedacht gewesen. 
Doch die neue Währung, die „D-Mark“, war ins¬ 
geheim bereits im Herbst 1947 in den USA ge¬ 
druckt und die Geldscheine anschließend auf dem 
Seeweg nach Deutschland transportiert worden, 
wo sie im November 1947 eintrafen („Operati¬ 
on Bird Dog“). Sie lagerten in den Kellern der 
Reichsbankhauptstelle in Frankfurt am Main und 
warteten hier auf den „Tag X“. Dieser Tag war am 
20. Juni 1948 gekommen, als in den Westzonen das 
neue Geld ausgegeben wurde; zunächst 40 DM, 
später noch einmal 20 DM pro Kopf der Bevöl¬ 
kerung. Damit existierte jetzt in den Westzonen 
ein von der SBZ klar zu unterscheidendes Wirt¬ 
schaftsgebiet mit eigener Währung. 

Innerhalb der Bizone kamen hinzu: ein eigenes 
Parlament (der so genannte Frankfurter Wirt¬ 
schaftsrat) sowie eine eigenständige Regierung 
(Verwaltungsrat), deren Kompetenzen freilich 
von den Militärgouverneuren noch stark einge¬ 
schränkt wurden. 

Die Lage in Berlin am 
Vorabend der „Blockade“ 

Eine besonders komplizierte Situation herrsch¬ 
te zeitgleich in Berlin. Der hier tagende Alliierte 
Kontrollrat, das oberste Gremium der vier Sieger¬ 
mächte zur Festlegung gemeinsamer Beschlüsse, 
war seit dem 20. März 1948 durch den Auszug der 
sowjetischen Delegation, die unter der Leitung 
von Marschall Sokolowski stand, praktisch lahm 
gelegt. Was war geschehen? 

Im Zentrum der Auseinandersetzungen standen 
die Ergebnisse der Londoner Sechs-Mächte-Kon- 
ferenz, an der die USA, Frankreich, Großbritanni¬ 
en und die Benelux-Staaten teilnahmen (23. Feb¬ 
ruar bis 6. März und 20. April bis 7. Juni 1948). Die 
Sowjetunion hatte keine Einladung erhalten, ob¬ 
wohl hier außerordentlich bedeutsame Beschlüs¬ 
se, die „Londoner Empfehlungen“, ausgearbeitet 
und verabschiedet wurden, die Deutschland als 
Ganzes betrafen: So zum Beispiel die Einbezie¬ 
hung der Westzonen in den Marshall-Plan, die 


Durchführung einer einheitlichen Wirtschaftspo¬ 
litik in diesen Zonen, die endgültige Absage einer 
Vier-Mächte-Kontrolle über das Ruhrgebiet so¬ 
wie die Einberufung einer Verfassungsgebenden 
Versammlung, die ein Grundgesetz für den ange¬ 
strebten Separatstaat ausarbeiten und beschlie¬ 
ßen sollte. Alle derartigen Themen hätten jedoch 
unbedingt zuvor im Alliierten Kontrollrat bzw. auf 
einer Außenministerkonferenz der vier Mächte 
erörtert werden müssen. 

Weiter: Am 17. März wurde auf einer Konferenz 
in Brüssel zwischen Frankreich, Großbritannien 
und den Benelux-Staaten eine „Verteidigungsge¬ 
meinschaft“ abgeschlossen. Nur zwei Tage später 
begannen Verhandlungen der USA, Großbritan¬ 
niens und Frankreichs über die Erweiterung der 
Bi- zur Trizone. In plumper Weise wurde der So¬ 
wjetunion nahegelegt, ihre Zone mit den Westzo¬ 
nen zu vereinen - selbstverständlich auf der Ba¬ 
sis der dort geschaffenen vollendeten Tatsachen, 
an deren Zustandekommen die UdSSR keinerlei 
Einfluss hatte ausüben können. Auf der Kontroll- 
ratssitzung am 20. März 1948 erbat Marschall So¬ 
kolowski deshalb von seinen westalliierten Kolle¬ 
gen Informationen über die genauen Inhalte und 
die Bedeutung der „Londoner Empfehlungen“, 
die ihm jedoch verweigert wurden. 

Daraufhin verließ der Repräsentant der Sowjet¬ 
union die Sitzung, da - wie er erklärte - aufgrund 
der Handlungen der Westalliierten „der Kontroll¬ 
rat als oberstes Machtorgan in Deutschland, das 
die Viermächte Verwaltung dieses Landes verwirk¬ 
licht, faktisch nicht mehr besteht“. 

Unter welchen politischen Optionen konnte die 
sowjetische Führung angesichts dieser Entwick¬ 
lungen eine Auswahl treffen, immer unter dem 
Gesichtspunkt, den beginnenden Kalten Krieg 
nicht unnötig zu verschärfen und die westalliier¬ 
ten Partner wieder auf eine Politik einschwenken 
zu lassen, die sich von den Prinzipien des Pots¬ 
damer Abkommens leiten ließ? Die Sowjetunion 
entschied sich für eine Mixtur aus Kompromiss¬ 
bereitschaft und Pressionen. Das bedeutete zum 
einen die ständige Bereitschaft zu Verhandlungen, 
auch auf hoher und höchster Ebene, zum ande¬ 
ren die Ausübung von Druck, um die drohende 
Konstituierung eines westdeutschen Separatstaa¬ 
tes, der sich womöglich in nicht allzu ferner Zeit 
in eine antisowjetische Allianz einreihen könnte, 
zu verhindern. 

Die „Blockade“ beginnt 

In diesen Zusammenhang gehörten die ersten von 
der SMAD verfügten, eher sporadischen Behin¬ 
derungen des Verkehrs von und nach Berlin ab 
dem Januar, dann häufiger praktiziert, seit dem 
März 1948. Als schließlich am 20. Juni die D-Mark 
in den Westzonen und am 24725. Juni auch in den 
Westsektoren Berlins eingeführt wurde, entstand 
eine neue Situation. Es bestand ökonomisch die 
Gefahr, dass die Reichsmark-Bestände jetzt für 
Käufe in der SBZ, einschließlich des sowjeti¬ 
schen Sektors in Berlin, genutzt werden und dort 
eine importierte Inflation sowie einen Ausver¬ 
kauf nicht kontingentierter Güter auslösen wür¬ 
den. Im Kern handelte es sich für die Sowjetische 
Militäradministration darum, den dramatischen 
Wertverlust der in der SBZ gültigen Währung und 
den daraus zwangsläufig ergebenden Ausverkauf 
ihrer Besatzungszone zu verhindern. Die SMAD 
reagierte daraufhin neben der Organisierung ei¬ 
ner eigenständigen Währungsreform mit der Kap- 
pung der Verkehrswege zu Wasser, auf der Schie¬ 
ne und auf der Straße in der Nacht vom 23. zum 
24. Juni 1948. 

Für die Westmächte kamen diese Maßnahmen 
keineswegs unerwartet. In seinen Memoiren be¬ 
richtet Robert D. Murphy, politischer Berater des 
Außenministeriums der USA für General Lucius 


D. Clay, dass eine harte Reaktion der UdSSR auf 
Seiten der Westalliierten für durchaus möglich ge¬ 
halten wurde: „Wir schickten unsere Warnungen 
an alle beteiligten Stellen in Washington, London 
und Paris und baten um genaue Anweisungen da¬ 
rüber, ob die Währungsreform in der Bizone auch 
auf die Gefahr einer sowjetischen Gegenaktion 
hin weitergehen und ob gegebenenfalls mit Ge¬ 
walt gegen eine russische Blockierung Berlins vor¬ 
gegangen werden sollte. Nicht nur einmal, sondern 
mehrfach befassten sich die höchsten Regierungs¬ 
stellen mit dieser sehr dringenden Anfrage. Es war 
offensichtlich, dass die politischen Autoritäten in 
Washington unterschiedliche Auffassungen zu 
dieser Angelegenheit hatten.“ Man wusste in den 
Hauptstädten der Westalliierten also Bescheid, 
welche Risiken die Einführung der D-Mark in 
ihren Berliner Sektoren mit sich bringen könnten. 
Im übrigen hatten die Westmächte von vornher¬ 
ein ein unehrliches Spiel mit ihrem sowjetischen 
Alliierten betrieben: Während am 20. Juni 1948 
Finanzexperten darüber berieten, wie die Ein¬ 
führung der D-Mark in den Westsektoren Berlins 
verhindert werden könnte, waren insgeheim, ge¬ 
tarnt als militärischer Nachschub, zehn Flugzeug¬ 
ladungen mit Geldscheinen der neuen Währung 
im Werte von 250 Millionen D-Mark bereits im 
Westen der Stadt eingetroffen. 

Als es schließlich am 23724. Juni 1948 zu den von 
der SMAD verordneten Absperrungen gekom¬ 
men war, sahen sich die West-Berliner jedoch kei¬ 
nesfalls einer totalen „Blockade“ ausgesetzt. Für 
sie wurde vom 1. August an die Möglichkeit ge¬ 
schaffen, sich im sowjetischen Sektor mit Waren 
einzudecken. Hierfür waren unter anderem zu¬ 
nächst 100.000 Tonnen Mehl und 10.000 Tonnen 
Fette sowie andere Lebensmittel vorgesehen, die 
aus der Staatsreserve der Sowjetunion stammten. 
Die Angaben über die Anzahl der Bürgerinnen 
und Bürger der Westsektoren, die sich im sowjeti¬ 
schen Sektor der Stadt, aber auch in der umgeben¬ 
den Mark Brandenburg regelmäßig mit Lebens¬ 
mitteln versorgten, ist nicht mehr zweifelsfrei fest¬ 
zustellen. Es dürften etwa zwischen 20.000 und 
100.000 Westberliner gewesen sein, die ihre Le¬ 
bensmittelkarten im sowjetischen Sektor Berlins 
registrieren ließen. 

Zugleich ergriff Fritz Selbmann (SED), stell¬ 
vertretender Vorsitzender der Deutschen Wirt¬ 
schaftskommission in der SBZ, die Initiative, um 
die Westsektoren Berlins mit Energie und Brenn¬ 
materialien zu versorgen. 

Sein Vorschlag lautete: Das im Ostsektor liegende 
Kraftwerk Klingenberg werde Strom liefern, zu¬ 
sätzlich würden Brennholz und Braunkohlen in 
ausreichender Menge zur Verfügung gestellt. Als 
Gegenleistung müsse Steinkohle aus dem Ruhr¬ 
gebiet angeliefert werden. Zwar erklärte die am¬ 
tierende Berliner Oberbürgermeisterin Louise 
Schröder (SPD) am 19. Juli ihr Einverständnis 
mit diesem Vorschlag. Sie war jedoch außerstan¬ 
de verbindlich mitzuteilen, ob die britische Mili¬ 
tärregierung die notwendige Menge Steinkohle 
aus dem in ihrer Zone liegenden Ruhrgebiet zur 
Verfügung stellen werde. Die intensiven Bemü¬ 
hungen Fritz Selbmanns, die auch in persönlichen 
Gesprächen mit dem stellvertretenden Oberbür¬ 
germeister Ferdinand Friedensburg (CDU) ihren 
Ausdruck fanden, blieben leider erfolglos. 
Stattdessen entfaltete sich das Schauspiel der 
„Berliner Luftbrücke“, die zum Gründungsmythos 
eines spezifischen „Westberlinertums“ avancierte, 
das aus aggressivem, ja hasserfülltem Antikom¬ 
munismus und Antisowjetismus sowie einer „Ni¬ 
belungentreue“ gegenüber den US-Amerikanern 
bestand, die wegen ihrer vollkommen undifferen¬ 
zierten Bewunderung alles „Amerikanischen“ von 
geradezu peinlicher, mitunter hysterischer Unter¬ 
würfigkeit gegenüber den USA geprägt war. 
Hinzu gesellte sich die absurde Selbsteinschät¬ 
zung, die „Insel westlicher Freiheiten“ zu sein, ja 
den „Vorposten der Demokratie“ inmitten des 
„Meeres des Kommunismus“ darzustellen. Damit 
einher ging ein galoppierender politischer Rea¬ 
litätsverlust, der in der vielfach durchaus ernst 
gemeinten Metapher „Lieber tot als rot“ seinen 
konzentrierten Ausdruck fand. 

Das Gefühl, der „Blockade“ widerstanden zu ha¬ 
ben, ist bis zum heutigen Tage nicht ohne emoti¬ 
onale Bedeutung. Über die tieferliegenden Ur¬ 
sachen der damals entstandenen Situation sowie 
über die Tatsache, dass Westberliner die Möglich¬ 
keit hatten, sich im sowjetischen Sektor der Stadt 
mit den lebensnotwendigsten Dingen zu versor¬ 
gen und ein Vorschlag auf dem Tisch lag, die West¬ 
sektoren mit Energie zu versorgen, ist bei solchen 
Gelegenheiten allerdings nicht die Rede. Auch die 
„Gegenblockade“ der Westalliierten, die alle Lie¬ 
ferungen von Wirtschaftsgütern in die SBZ einge¬ 
stellt hatten, wird gern verschwiegen. 

Teil II und Schluss in der nächsten Ausgabe der 
UZ 
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Mit Meerblick, ohne Ausblick 

Darragh Byrnes „Parked - Gestrandet“ jetzt auf DVD erhältlich 


Provinzleben als 
Weltpanorama 

Wilhelm Bartschs Roman 
„Das bisschen Zeug zur Ewigkeit“ 


F red Daly ist ein stämmiger Mann 
um die 50, war mal Uhrmacher 
und hat auch sonst vieles gemacht, 
meist ohne Erfolg. Gelegentlich wirft 
er einen verstohlenen Blick auf sein 
ehemaliges Elternhaus am Stadtrand 
von Dublin. Er sei lange im Ausland 
gewesen, erklärt er der neuen Besitze¬ 
rin, und habe nun „etwas Kleines ge¬ 
funden, ganz in der Nähe“ Ob das mit 
dem Ausland stimmt, ist unsicher, über 
den Wahrheitsgehalt des Folgenden hat 
schon die erste Filmszene Auskunft ge¬ 
geben: Fred „wohnt“ in seinem blauen 
Mazda auf einem öden Parkplatz am 
Meer, mit Wassertank und Rasierzeug 
im Kofferraum, zum Waschen geht er 
auf eine öffentliche Toilette. Später im 
Film, als er mal wieder beim Sozialamt 
abgewiesen wird, weil er keine feste 
Adresse angeben kann, gibt er trotzig 
„Mazda 626, Parking Fot, Coast Road, 
Dublin“ an. 

Für einen wie den jungen Cathal, der 
bald darauf dort im knallgelben Klein¬ 
wagen auftaucht (oder eher als Drogen¬ 
junkie untertaucht), hat der wortkarge 
Fred anfangs nur die altväterliche Ver¬ 
achtung des soliden Kleinbürgers üb¬ 
rig. Doch die schmilzt bald dahin in der 
Sonne der Solidarität der gesellschaft¬ 
lich Ausgestoßenen, und wenn’s drauf 
ankommt, kann der sonst so friedliche 





Wieder 130 Teilnehmer - wie es einer 
auf der Auswertungsdiskussion formu¬ 
lierte: „Das ist heutzutage schon ein Er¬ 
folg!“ - beim Finken Fiedersommer im 
Hunsrück. 

Das legendenumwobene, traditionsrei¬ 
che Gelände neben der Burg Waldeck 
war erfüllt von Musik, Gesang, Diskus¬ 
sionen, geschäftigem Betrieb. Mit acht 
Workshop-Angeboten von „150 Jahre 
Arbeiterlieder“ bis „Musik des Wider¬ 
stands“ gab es für jeden ein interessan¬ 
tes Angebot. Auch wenn zwei Refe¬ 
renten ausfielen, wurde das Programm 
doch - fast - erfüllt. Statt Bernd Köh¬ 
ler erarbeitete Sonja Gottlieb mit zwei 
Workshops vor- und nachmittags die 
„150 Jahre Arbeiterlied“, und statt der 
geplanten „Popkulturkritik“ von Jonas 
Engelmann werkelte eine kleine Grup¬ 
pe unter Anleitung von Jane Zahn an 
einem kabarettistischen Sketch, der 
auch am Abend unter großem Geläch¬ 
ter aufgeführt wurde. Dr. Seltsam war 
aus Berlin gekommen, um über „Kunst 
als Waffe“ zu referieren und hatte sei¬ 
nen „Hauskünstler“ Detlef K. mitge¬ 
bracht. Beide zeigten sich begeistert 
über die Waldeck-Atmosphäre. 

Das Samstagabend-Programm spreng¬ 
te mit seinen vier Stunden Dauer je¬ 
des Auffassungsvermögen - aber zum 
Schluss fanden sich alle wieder ein, 
als „Musikandes“, chilenische Genos¬ 
sen aus Saarbrücken, des 40. Todestags 
von Victor Jara gedachten und zum 
Abschluss die „Bandbreite“ mit Fie¬ 
dern aus ihrem neuen Album die mü¬ 
den Zuhörer zum Mitsingen und Tan¬ 
zen und die fast schon „erschlagenen“ 
Gehirnzellen zum Arbeiten brachten. 
Da es offenbar nicht ohne Eklat abge¬ 
hen kann, wenn „Bandbreite“ auftritt, 
sorgte der Vertreter der Rosa-Fuxem- 
burg-Stiftung für einen, als er zu Be¬ 
ginn der Abendveranstaltung erklär- 


Fred seinen neuen Schützling auch mal 
ganz handfest vor einem skrupellosen 
Dealer retten. Der Gerettete bedankt 
sich dafür, indem er dem schüchternen 
Fred ein paar Hemmungen nimmt ge¬ 
genüber seiner neuen Herzensdame, 
der aus Helsinki stammenden Musike¬ 
rin und Organistin Jules. 

Also alles wie gehabt: Alter Grantier 
rettet jungen Drogensüchtigen und fin¬ 
det eine neue Fiebe? Da wäre schon der 
Filmtitel davor, der wie ein Amtsstem¬ 
pel auf allen Figuren lastet, und Regis¬ 
seur Darragh Byrne, der vom Doku¬ 
mentarfilm kommt, kennt die Realität 
in seinem Fand wohl zu gut, als dass 
er sich für seinen ersten Spielfilm von 
Drehbuchneuling Ciaran Creagh eine 
billige Seifenoper hätte schreiben las¬ 
sen. Dessen Metaphern kommen zwar 
gelegentlich arg bedeutungsgeladen da¬ 
her, oft noch verstärkt durch extreme 
Blickwinkel der Kamera, die John Con- 
roys diskreter, stimmungsvoller Bild¬ 
sprache ein paar vorlaute Ausrufzei¬ 
chen einfügt. Die ein wenig konturlos 
bleibende Figur der Jules scheint we¬ 
niger aus dramaturgischer Notwendig¬ 
keit als aus den Zwängen der finnisch¬ 
irischen Koproduktion hineingeraten. 
Doch solche Schwächen wiegen wenig 
gegen das rare Erlebnis eines Films, 
der mit realen, alltäglichen Problemen 


te, diese verlassen zu müssen, weil die 
„Bandbreite“ ein Fied für die Partei 
„Die neue Mitte“ geschrieben habe, und 
die sei rechts. Dass der Gründer dieser 
Partei am 31. Mai von ebenderselben 
Rosa-Fuxemburg-Stiftung als Referent 
eingeladen war - er ist ausgewiesener 
Syrien-Experte - sorgte für Heiterkeit 
im Publikum, das sich in seiner Begeis¬ 
terung für „Bandbreite“ nicht weiter 
stören ließ. 

Aber vor diesem Abschluss gab es jede 
Menge Highlights im Programm. Kai 
Degenhardt sorgte für Gänsehaut mit 
seiner Moritat und der Ballade vom 
Fremden von Väterchen Franz, der üb¬ 
rigens auch mit einem Workshop geehrt 
wurde. 

Ernst Schwartz, Straßensänger aus Hes¬ 
sen, riss alle mit seinem Schunkellied 
vom Kommunismus hin (Empfehlung: 
Auf youtube eingeben: „Stunksitzung“ 
und „Kommunismus“!). Jürgen Eger, 
ein „ehemaliger Mensch aus der ehe¬ 
maligen DDR“ war eine absolute Neu¬ 
entdeckung für uns Westler, und es ist 
zu hoffen, dass er öfter zu hören sein 
wird. 

Die Teilnehmer des Workshops 
„150 Jahre Arbeiterlied“ sangen mit 
Sonja Gottlieb zusammen „Bet und ar- 
beit“, „Miteinander“ und ein Fied der 
Straßenrockgruppe „nuemmes“: „Da 
ist der Wurm drin“. So blieb der Auf¬ 
tritt von „nuemmes“ vom letzten Fin¬ 
ken Fiedersommer nicht ohne Folgen - 
auch das ein Highlight des Programms. 
Berührend dann am Sonntagvormittag 
das Programm von Gina und Frauke 
Pietsch über Mütter und Töchter „Hör 
nicht auf mich“. Sie haben die Fiteratur 
durchforstet und einige wunderschöne, 
spaßige und traurige Texte und Fieder 
gefunden, wobei sie nicht puristisch 
vorgingen: Auch Fieder von Vätern ka¬ 
men vor! 


realer Menschen aufwartet und darin 
auch noch einen Blick auf das gesell¬ 
schaftliche Ganze wirft, das deren Fe- 
ben mindestens ebenso stark prägt wie 
ihre menschlichen Unzulänglichkeiten. 
Mit dem nur aus TV-Serien bekannten 
Jungstar Colin Morgan hat Byrne eine 
überraschend gute Besetzung für die Fi¬ 
gur des zwischen Sucht und Febenswil- 
len fiebernden Cathal gefunden. Aber 
ein kleiner Geniestreich ist die Beset¬ 
zung der Hauptfigur. Colm Meaney, in 
TV-Serien und Science-Fiction-Block- 
bustern oft in Nebenrollen verschlissen, 
scheint in Fred die Rolle seines Febens 
gefunden zu haben. Wie sich dieser ver¬ 
biesterte Brummbär und vorurteilsbe¬ 
ladene Prolet langsam einer ihm unbe¬ 
kannten Welt öffnet, wie er - ausgerech¬ 
net von Drogenjunkie Cathal! - lernen 
muss, dass hinter seinem Elend wie hin¬ 
ter dem der anderen sozial Gestrande¬ 
ten „das System“ steckt, das weiß der 
heute 60-jährige Dubliner perfekt zu 
verkörpern und gibt Byrnes Film gera¬ 
de die richtige Unaufgeregtheit und den 
feinen Humor. Im lauten Kommerzkino 
ging „Parked“ im Vorjahr fast unter - 
wie gut, dass man ihn nun wenigstens 
auf DVD sehen und Meaneys Grant- 
lerstimme auch im Original hören kann, 
(seit 21. Juni bei Dualfilm) 

Hans-Günther Dicks 


Und wie immer die große Besonder¬ 
heit der Waldeck: Das Fagerfeuer mit 
Gesängen aller Akteure, vom Schlager 
zum Kampflied und zurück. 

Am Freitagabend gab es einen neue¬ 
ren Film von Gabi Bollinger über die 
Geschichte der Waldeck zu sehen. Viel 
Unbekanntes aus der Geschichte der 
Bündischen Jugendbewegung kam da 
zutage, auch Bilder von und Interviews 
zu den berühmt-berüchtigten Festivals 
der 60er Jahre auf der Burg Waldeck, wo 
Franz Josef Degenhardt, Hannes Wader, 
Dieter Süverkrüp, Hanns Dieter Hüsch 
und Reinhard Mey auftraten und von 
dort aus ihren Ruf erlangten. Schön, wie 
während des Films die Fagerfeuerlieder 
herüberklangen und die Gegenwart mit 
der Vergangenheit verbanden. 

Auf der Auswertungsdiskussion am 
Sonntagvormittag bedankten sich alle 
bei den Verantwortlichen für ihre Ar¬ 
beit bei der Vorbereitung und Durch¬ 
führung. Besonderer Dank ging an die 
beiden Genossen von „musikandes“, die 
ja nicht nur einen Workshop leiteten 
und im Abendprogramm auftraten, son¬ 
dern auch die gesamte Anlagentechnik 
betreut hatten. Eine unglaubliche Feis- 
tung, und immer unaufgeregt, kompe¬ 
tent und freundlich. 

Es gab einige Anregungen, die sicher¬ 
lich aufgenommen werden: So soll auf 
der Webseite www.linker-liedersommer- 
waldeck.de auch eine Möglichkeit zur 
Organisation von Mitfahrgelegenheiten 
aufgenommen werden, ebenso Hinwei¬ 
se zur Fahrt mit öffentlichen Verkehrs¬ 
mitteln! 

Was alle besonders freute - ein Mitglied 
der Arbeitsgemeinschaft Burg Waldeck 
(ABW), Nachfolgerin der bündischen 
Erbauer, berichtete, dass ursprüngliche 
Bedenken gegen den Finken Fieder¬ 
sommer dem Eindruck gewichen sind, 
dass diese Veranstaltung ebenfalls legi¬ 
timer Weise in der Nachfolge der Festi¬ 
vals der 60er Jahre steht, und eine Rei¬ 
he Mitglieder dafür selbst Werbung ma¬ 
chen wollen. Jane Zahn 


D ie Frage, wovon der Roman han¬ 
delt, ist nicht leicht zu beantwor¬ 
ten, zu vielfältig ist er. Der Autor 
nennt ihn einen Fiebesroman, aber er 
ist auch ein Gesellschaftsroman vom 
Ende der sechziger Jahre in Eberswal¬ 
de, DDR. Autobiografisches ist unver¬ 
kennbar, authentische Fotos bestätigen 
das. 

Franz Florschütz erlebt am 16. Oktober 
1965 das Ende seiner Kindheit; als ihm 
der Tod ins Bewusstsein kommt und 
sich Trauer einstellt, denn der Großva¬ 
ter könnte bald sterben. Franz ist fünf¬ 
zehn Jahre und erlebt in der DDR Hö¬ 
hen und Tiefen. Als er 1969 nach Feip- 
zig zum Studium geht, ist diese Jugend 
abgeschlossen. Die Jugend ereignet sich 
in einer politisch ereignisreichen Zeit, 
die abwechslungsreich verläuft, die Ju¬ 
gend aber nicht beherrscht, nicht ein¬ 
mal besonders prägt. Eine Jugendkultur 
ist vorhanden, die zwischen Bob Dylan, 
der gerüchtweise im DDR-Fernsehen 
auftreten soll, was den Roman auslöst, 
und den HO-Spatzen verläuft, eine Un¬ 
terhaltungsband, deren Foto beigefügt 
ist und deren Bassist Wolf Thielmann 
möglicherweise akustisch mit Bob 
Dylan verwechselt wurde: Der Gegen¬ 
satz verweist auf die beabsichtigte irri¬ 
tierende Erzählweise. Die Familie des 
Franz hat für beide Interesse. Franz liebt 
Musik und Mädchen, die ihn allerdings 
auch erobern. Er trifft auf verschiede¬ 
ne Schichten und Situationen, von der 
Familie eines ZK-Mitgliedes, dessen 
Tochter Fu zum erotischen Erlebnis 
verhilft, bis zu sowjetischen Offizieren, 
die „grundlos zu feiern“ verstanden und 
die Deutschen einbezogen, vom Ober¬ 
landforstmeister, dessen Tochter Moni 
Franz 4 große Fiebe wird, bis zur „gut 
bezahlten Arbeit im Tagebau“. 

Ein unterhaltsamer, abwechslungsrei¬ 
cher und spannender Roman beschreibt 
eine Zeit voller Probleme, aber keine 
unfreundliche Zeit. Nichts wird ver¬ 
klärt, alles erscheint authentisch. Flan¬ 
kiert wird die Handlung um Franz von 
Erwin, mit dem er Groschenhefte ver¬ 
leiht: Jerry Cotton, den Franz in seiner 
Fektüre durch griechische Sagen er¬ 
setzt, aber Franz kennt auch die „Dige- 
dags“ und die „Mosaik“-Reihe. 

Erwin Hagedorn wird zum Kindermör¬ 
der; an ihm wird 1972 zum letzten Mal 
in der DDR die Todesstrafe vollzogen. 
Die Familie des Mörders lernt Franz 
kennen. Die diszipliniert erscheinende 
Familie ist nicht sympathisch, aber dass 
durch diese Erziehung einer zum Mör¬ 
der wird, ist kein Thema. Nirgends gibt 
es Unheimliches in dem Roman, aber 
Zuspitzungen finden sich oft. Verbote¬ 
nes wird so genommen wie überall: Es 
reizt zum Widerspruch. Das ist die eine 
Seite des Romans; sie reichte aus, um 
ihn dringend zu empfehlen. Aber über 
den Roman legt sich ein Netz literari¬ 
scher Bezüge, Nennungen und Zitate, 
das denVerdacht nahelegt, es solle noch 
etwas Anderes betrieben werden. Franz 
tauscht die Groschenhefte schließlich 
gegen eine Karl-May-Gesamtausgabe, 
die wiederum gegen eine Bibliothek 
„mit Hunderten Werken der Weltlitera¬ 
tur“. Der vorhandene Grundbestand - 
eine Goethe-Ausgabe und Dantes 
„Göttliche Komödie“ - wird zum Mit¬ 
telpunkt dieser Bibliothek und dient 
der Symbolik des Romans. Zahlreiche 
Anspielungen auf literarische Gestalten 
bauen sie aus: Franz 4 Großvater ist dem 
Großvater von Strittmatters Tinko aus 
dem gleichnamigen Roman sehr ähn¬ 
lich. In sein Feben hat Franz Rituale 
eingebaut, die ohne die Bücher Günter 
Grass 4 nicht zu denken sind. Er schluckt 
Kalk vom Wandputz für sein Skelett wie 
in Grass 4 „Katz und Maus“ die Jungen 
auf dem gesunkenen Boot den Kalk 
des Möwenmists. An diese Novelle er¬ 
innert auch jungenhafter Erotikwett- 
bewerb. Brausepulver bringt Sinnlich¬ 
keit wie in der „Blechtrommel“ und 
die ausführlichen Erörterungen über 
Hunde lassen sich auf die „Hundejah¬ 
re“ beziehen. Mehr wird genannt - von 
Sean 0‘Casey bis zu Kafka, von Otto 


Gotsche bis zu Tucholsky, von Ostrow¬ 
ski bis zu Bulgakow - und will erklärt 
sein. Es sind keine zufälligen Bezüge, 
sondern die erwähnten Namen und Ti¬ 
tel haben eine sozialkritische Prägung, 
fragen nach Gefährdungen des Indivi¬ 
duums und stehen für Geschichtsträch¬ 
tigkeit. Willi Bartsch erinnert thema¬ 
tisch und gestalterisch an Traditionen 
großen Erzählens in Ost (Strittmatter) 
und West (Grass), aus Vergangenheit 
(Dante, Goethe) und Moderne (Tolstoi, 
Bulgakow) gleichermaßen, konfrontiert 
sie mit einer neuen Generation literari¬ 
scher Helden - Franz Florschütz bringt 
Neues ein - und mit anderen Autoren, 
zu denen Bartsch selbst zählt. Dadurch 
kommt er trotz der schrecklichen Kin¬ 
dermorde, die sich im Hintergrund des 
Romans ereignen, zu einem irritieren¬ 
den Realismus, der historische Einsei¬ 
tigkeiten und Verzerrungen, wie sie zu¬ 
letzt vor allem in hoch gelobten Roma¬ 
nen üblich waren, überwindet. 

Der Autor geht ironisch mit den zur 
Verfügung stehenden literarischen Mit¬ 
teln um, denn die von ihm beschwore¬ 
nen literarischen Zeugnisse werden ver¬ 
fremdet: Fiteratur ist nicht unantastbar, 
sondern Material. So entstehen Situa¬ 
tionen, die man zu kennen glaubt, und 
die doch anders sind, oft werden sie sa¬ 
tirisch umgewertet. Bartsch hat dafür 
den Begriff der „Anderswelt“ verwen¬ 
det, „die man von der tatsächlichen oft 
nur schwer unterscheiden konnte“, in 
der aber der Mensch seine Beziehung 
zur Welt erfährt. Das wirkt sich bis zum 
Titel aus, der ein Zitat aus dem „Para¬ 
dies“, 13.Gesang, der „Göttlichen Ko¬ 
mödie“ Dantes ist, nur eben anders: Aus 
den „zufäll 4 gen kurzen Dingen 44 wurde 
das „bisschen Zeug“, das jeder Mensch 
als eigenen Beitrag einbringt in Gesell¬ 
schaft und Geschichte. Aber ohne das 
„bisschen Zeug“ gäbe es auch keine 
Ewigkeit. 

Diese „Anderswelt“ folgt einer ästhe¬ 
tischen Eigenheit des Autors: Das sind 
irritierende Bezüge, die den Feser zur 
Auseinandersetzung, auch zum Wider¬ 
spruch zwingen. Ein Fiebesbrief etwa 
entsteht auf der Rückseite des Titelblat¬ 
tes von Klemperers „FTI“; das Buch 
trägt eine Busschaffnerin hinter ihrer 
umgehängten Zahlbox, um in freien 
Minuten darin zu lesen. Franz, der mit 
Francois Villon als Vorbild dichtet und 
poetisch vorstellt („Ich bin der Franz 
...“), entlarvt die Sinnlosigkeit von 
Werbesprüchen („Mit guter Miene bei 
der Brackwasser-Marine ...“). Franz 
samt Freundin Karine können mühe¬ 
los Tschechows „Möwe“ vom Theater in 
die Wirklichkeit verlegen. Man glaubt 
zu erkennen, worum es in dem Roman 
letztlich geht: Der Erzähler Franz be¬ 
richtet von einem vielseitigen Feben 
in seinem Fand, in dem Irritationen 
zahlreich, aber nicht größer waren als 
in anderen Fändern. Franz vergleicht 
das Erlebte mit den aus Fiteratur und 
aktualisierten Mythen - alle Freundin¬ 
nen Franz 4 erscheinen als Nymphen - 
gewonnenen Erfahrungen; sein Feben 
war nicht nur lebenswert, dadurch ist 
erinnernswert, auch wenn es für die 
Ewigkeit nur ein „bisschen Zeug“ ist. 
Die literarische Spannung schafft der 
Erzähler: Er berichtet von den Niede¬ 
rungen des sozialen Alltags, die er auf 
den Höhen seiner geistigen Fähigkei¬ 
ten, literarischer Kenntnisse und eines 
ausgeprägten sozialen Empfindens re¬ 
flektiert. 

Bob Dylan, der den Romananfang be¬ 
stimmt, bekommt so doch eine Bedeu¬ 
tung: So wie dessen Songs bis heute auf 
versteckte Beziehungen und Verweise 
untersucht wurden, um die Zusammen¬ 
hänge der Gegensätze zu finden, so will 
dieser Roman, dialektisch entwickelt, 
als ein Beitrag zur Zeitgeschichte gele¬ 
sen werden, um eine Wahrheit an Stelle 
verbreiteter Fegenden mitzuteilen. 

Rüdiger Bernhardt 

Wilhelm Bartsch: Das bisschen Zeug 
zur Ewigkeit. Roman. Hamburg: 
Osburg Verlag, 2013,216 S., 19,95 Euro 
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Schon ein Erfolg 
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Internationale Politik 


unsere zeit m 


„Wir bezeichnen die Polizei-Angriffe nicht 
als solche - Für uns ist das Staatsterror“ 

Ein Bericht aus dem Gezi-Park in Istanbul 


A ls Teil einer europäischen De¬ 
legation reiste ich mit einem 
weiteren SDAJler (Max aus 
Frankfurt) vor zwei Wochen für ein 
Wochenende nach Istanbul. Als Beob¬ 
achterdelegation wollten wir uns selbst 
ein Bild von der Protestbewegung ma¬ 
chen und die Gelegenheit nutzen, um 
uns sowohl mit Genossinnen vor Ort, 
als auch mit anderen aktiven Kräften 
in der Bewegung auszutauschen. Wir 
führten Gespräche mit der Gewerk¬ 
schaft, dem oppositionellen Sender 
Hayat TV und besuchten die Strei¬ 
kenden der Hava-Is-Gewerkschaft. 
Vornehmlich aber verbrachten wir 
viel Zeit im Gezi-Park. Dieser Ort, an 
dem die Proteste ihren Anfang fanden, 
hatte sich von einem einfachen öffent¬ 
lichen Park in einen Ort der Solidari¬ 
tät und des organisierten Widerstands 
verwandelt. Kurden lebten hier neben 
Türken, Nationalisten neben Sozialis¬ 
ten, viele der Besetzer des Gezi-Parks 
waren vorher noch nie auf einer De¬ 
monstration gewesen. Auffällig ist das 
junge Alter der Demonstranten, die 
ihre kleine eigene Gesellschaft voll¬ 
kommen selbst verwalten. 90 Prozent 
sind zwischen 19 und 30 Jahre alt. Die 
Prämisse: Niemand muss hier für die 
Dinge zahlen, die er zum täglichen Le¬ 
ben braucht - egal, ob es sich dabei um 
Lebensmittel, Kleidung oder Zigaret¬ 
ten handelt. Unermüdlich kümmern 
sich die Menschen um ihren Park. Di¬ 
rekt nach der ersten Führung nach un¬ 
serer Ankunft Samstag Morgen um 
5.30 Uhr sind wir schon vollkommen 
überwältigt. Selbstverständlich sind 
der Park und die mit ihm einherge¬ 
henden Proteste ein Dorn im Auge des 
türkischen Ministerpräsidenten Tayyip 


Erdogan. Jedem im Park ist klar, dass 
es in diesem Kampf nicht nur um ein 
paar Bäume geht, die nicht abgeholzt 
werden sollen. Hier führen Menschen 
einen Kampf gegen eine Regierung, 
die sie seit Jahren unterdrückt und 
zur Unmündigkeit erzieht. Jeden Tag 
aufs Neue müssen die Protestierenden 
den Park verteidigen. Fünf Tote wer- 


Der Gezi-Park-vor der Räumung. 

den bisher beziffert; für sie gibt es ein 
Denkmal aus Holzlatten an einer zen¬ 
tralen Stelle im Park: „Taksim gehört 
dem Volk“ steht dort geschrieben. 

Am eigenen Leib erfuhren wir dann am 
Samstagabend die Räumung des Gezi- 
Parks. Was wir am Tag zuvor noch als 
Mittelpunkt solidarischen Miteinan¬ 


ders erlebten, wurde zumindest augen¬ 
scheinlich innerhalb weniger Stunden 
dem Erdboden gleich gemacht. Plötz¬ 
lich bestand der Park aus einer einzi¬ 
gen CS-Gas-Wolke und tausende von 
Menschen wurden wie Vieh erst aus 
dem Park und letztendlich durch die 
Straßen rund um den Taksim-Platz ge¬ 
trieben. Immer wieder mussten wir den 


Gaspatronen ausweichen, die oft nur 
einen Meter neben uns zu Boden gin¬ 
gen. Doch mit dieser Machtdemonst¬ 
ration machte Erdogans einen großen 
Fehler. Das türkische Volk und vor al¬ 
lem die Jugend wollen sich nicht mehr 
beugen und fordern an diesem Abend 
lautstark wie auch schon in den Wo¬ 


chen zuvor den Rücktritt des Minister¬ 
präsidenten. Dass die akuteste Gefahr 
für die Besetzer des Gezi-Parks die 
von der Regierung gesteuerte Polizei 
ist, wurde an diesem Abend nur allzu 
deutlich. 

Noch an demselben Morgen erklärte 
der Vorsitzende der KESK-Gewerk- 
schaft (Konföderation der im öffent¬ 


lichen Dienst beschäftigten Arbeiter), 
Lami Özgen: „Wir bezeichnen die 
Polizei-Angriffe nicht als solche. Für 
uns ist das Staatsterror.“ Auch sie so¬ 
lidarisieren sich neben ihren eigenen 
gewerkschaftlichen Forderungen aus¬ 
nahmslos mit denen des Taksim-Soli- 
daritätskomitees. Lami Özgen: „Einige 


dieser Forderungen sind Forderungen, 
die das gesamte Volk betreffen und 
eine Möglichkeit, um gegen die anti¬ 
demokratische Politik der Regierung 
zu kämpfen.“ Auf die Frage hin, was wir 
als Delegation und Aktive in unseren 
Ländern tun können, um die Protes¬ 
te zu unterstützen, antwortet er: „Wir 
sehen die starke Verbindung zwischen 
der türkischen Regierung und denen 
der anderen europäischen Länder 
und wir sind uns bewusst, dass sie auf¬ 
grund ökonomischer Interessen unse¬ 
re demokratischen Rechte behindern. 
Was ihr tun könnt: Berichtet von der 
starken Opposition, der sich die tür¬ 
kische Regierung gerade stellen muss, 
macht mit bei den Solidaritätsbewe¬ 
gungen und Streiks in euren Ländern, 
übt Druck auf eure eigene Regierung 
aus. Wenn auch nicht im Weltmaßstab, 
so sollten wir doch in der Lage sein, 
die Proteste zumindest im europäi¬ 
schen Maßstab zu verknüpfen. Wenn 
die anderen europäischen Länder sich 
aufgrund ökonomischer Interessen ge¬ 
genseitig verknüpfen, dann sollten wir 
das erst recht tun!“ 

Sicher ist: Die Proteste in der Türkei 
werden so bald nicht enden - im Ge¬ 
genteil: Täglich gehen mehr und mehr 
Menschen auf die Straße, um für ihre 
Rechte zu kämpfen. Die KESK und die 
DISK haben mittlerweile einen Gene¬ 
ralstreik ausgerufen, in den einzelnen 
Stadtteilen Istanbul weiten sich die 
Demonstrationen immer weiter aus. 
Die Demonstranten rufen es immer 
wieder auf den Straßen und scheinen 
recht zu behalten: „Bu daha baslangig, 
mücadeleye devam!“ - „Dies ist nur 
der Anfang, wir werden weiter kämp¬ 
fen.“ Mi na 



Taksim ist überall - auch in Mesopotamien 

Der Widerstand geht weiter 


Auch wenn vor zwei Wochen das Ge- 
zi-Camp der Protestierenden auf dem 
Taksim-Platz mit brutaler Polizeigewalt 
geräumt wurde, geht der Widerstand 
gegen die AKP-Regierung unter Minis¬ 
terpräsident Erdogan in vielen Städten 
der Türkei weiter. Die Umbrüche in der 
politischen Landschaft werden darüber 
hinaus noch Jahre weiter wirken. 
Innerhalb von wenigen Tagen sind in 
Istanbul über Jahrzehnte gewachsene 
Widersprüche zwischen verschiedenen 
politischen Gruppierungen zerbrochen 
und teilweise überwunden worden. In 
der Türkei sind die Zuschreibungen 
von politischen Einstellungen relativ 
klar abgesteckt: Grob gesagt gibt es 
die Kemalisten, die den Staatsgründer 
Mustafa Kemal als Bezugspunkt haben, 
dann gibt es die AKP-Anhänger, die 
meist aus den religiös geprägten Un¬ 
terschichten Anatoliens stammen und 
nach der 12-jährigen Herrschaft der 
AKP teilweise einen moderaten so¬ 
zialen Aufstieg hinter sich haben. Als 
dritte Gruppe sind die ultranationalis¬ 
tischen und faschistischen Grauen Wöl¬ 
fe der MHP zu bennen. Dann gibt es, 
viertens, die Linken aller Couleur, die 
vor allem in den Großstädten Istanbul, 
Ankara und Izmir ein gewisses Mobi¬ 
lisierungspotential haben. Zuletzt gibt 
es noch die im Westen der Türkei mar- 
ginalisierten Kurdinnen, die vor allem 
im Osten der Türkei, also in Nordkur¬ 
distan aktiv sind und sich an der fort¬ 
schrittlichen Politik der kurdischen 
Partei für Frieden und Demokratie 
(BDP) und der Arbeiterpartei Kurdi¬ 
stans (PKK/KCK) orientieren. 

Auch wenn viele Jugendliche in der 
Türkei, genauso wie in Deutschland, 
unpolitisch und inaktiv sind, so ordnen 
sie sich in Abgrenzung zu den anderen 
politischen Strömungen einer dieser 
fünf Richtungen zu. 

Das Besondere an den Protesten, die 
sich um die geplante Abholzung des 
Gezi-Parkes am Taksim entzündet hat¬ 
ten, ist die Vielfalt der verschiedenen 
politischen Organisationen und Strö¬ 
mungen, die gemeinsam in der ganzen 


Türkei, aber vor allem in Istanbul de¬ 
monstriert haben und immer noch de¬ 
monstrieren. Mit Ausnahme natürlich 
der AKP-Anhängerschaft fanden sich 
vor allem Jugendliche mit den unter¬ 
schiedlichsten Ansichten zusammen. 
Auf dem Taksim-Platz demonstrierten 
Anhänger Atatürks, die meistens sehr 
kurdenfeindlich eingestellt sind, zu¬ 
sammen mit Menschen, die Bilder des 
Vorsitzenden der PKK, Abdullah Öca- 
lan, trugen. In den sozialen Medien, vor 
allem auf Facebook und Twitter gab es 
verwunderte Kommentare von natio¬ 
nalistischen Atatürk-Anhängern, die 
sich niemals hätten träumen lassen zu¬ 
sammen mit Kurdinnen zu demonstrie¬ 
ren. So wurde berichtet, dass am zwei¬ 
ten Samstag der Proteste auf der einen 
Seite des Taksim-Platzes eine Gruppe 
Jugendlicher mit Türkei-Fahnen stand 
und „Wir sind die Soldaten Atatürks“ 
skandierten, während auf der anderen 
Seite des Platzes junge Menschen mit 
BDP- und PKK-Fahnen standen und 
„Es lebe unser Vorsitzender Abdullah 
Öcalan“ riefen, und sie dann unter dem 
Slogan „Nieder mit der Regierung“ be¬ 
gannen gemeinsam zu demonstrieren, 
bis sie von den Wasserwerfern und 
Gasgranaten der Polizei auseinander¬ 
getrieben wurden. 

Der deutsch-türkische Journalist Ömer 
Erzeren schreibt: „Da kamen die ,Fe- 
ministinnen 4 , die ,Schwulen und Les¬ 
ben 4 , die Globalisierungsgegner von 
den ,antikapitalistischen Muslimen 4 , 
die Fußballfans, die sich nicht in Erdo¬ 
gans Reihen einfügten, die Kinder von 
AKP-Wählern, die alten linken Grup¬ 
pen, Gewerkschafter, PKK-Anhänger 
und zuletzt auch die Kemalisten. Und 
gemeinsam, beschossen von den Gum¬ 
migeschossen und Tränengasgranaten 
der Polizei, haben sie sich kennenge¬ 
lernt und haben sich verändert.“ 

Eine solche Veränderung des politi¬ 
schen Klimas, hatte sich auch nur ei¬ 
nen Tag vor den Protesten niemand 
vorstellen können. Dabei sind natür¬ 
lich nicht alle politischen Differenzen 
aufgehoben. Doch hätte früher ein sol¬ 


ches Zusammentreffen zu einer gewalt¬ 
samen Auseinandersetzung geführt, so 
toleriert man sich heute oder geht so¬ 
gar aufeinander zu. Ein Alptraum für 
Ministerpräsident Erdogan, der in den 
letzten Jahren alles dafür getan hat, sei¬ 
ne Politik des „Teile und herrsche“ auf¬ 
rechtzuerhalten. Mal waren die Alevi- 
tlnnen, mal die Kurdinnen oder auch 
linke Gruppierungen die Sündenbö¬ 
cke der Gesellschaft. Dass diese Spal¬ 
tung nun erstmals überwunden werden 
konnte, ist ein einmaliger historischer 
Fortschritt im politischen System der 
Türkei, denn trotz der breiten Betei¬ 
ligung nationalistischer Atatürk-An¬ 
hänger und auch religiöser Menschen 
an den Protesten hatten die linken, 
die fortschrittlichen (auch kurdischen) 
Kräfte immer die Hegemonie über den 
Taksim-Platz und auch in den anderen 
Städten. 

★ 

Die Proteste wurden von Beginn an 
von den beiden Istanbuler Parlamen¬ 
tarierinnen der BDP, dem bekannten 
Regisseur Sirri Süreyya Önder und der 
Frauenaktivistin Sebahat Tuncel unter¬ 
stützt. Dabei bestanden viele Beden¬ 
ken, dass die kurdische fortschrittliche 
Bewegung die Proteste um den Gezi- 
Park nicht unterstützen werde aus Sor¬ 
ge, damit den Friedensprozess mit der 
AKP-Regierung zu behindern. Doch 
nur wenige Tage nach Beginn der De¬ 
monstrationen veröffentlichte Mustafa 
Karasu, Mitglied des Exekutivrats der 
Gemeinschaft der Gesellschaften Kur¬ 
distans (KCK) eine Erklärung, in der 
die Proteste als das neue demokrati¬ 
sche Gesicht der Türkei bezeichnet 
werden. Gleichzeitig übte er aber auch 
Kritik: „Die Verteidigung eines Parks, 
in dem die Istanbuler Bevölkerung sich 
ausruhen und frische Luft atmen kann, 
schätzen wir und messen ihr viel Be¬ 
deutung bei. Warum seid Ihr allerdings 
nicht gegenüber der Existenz eines Vol¬ 
kes, gegenüber seiner Freiheit, seinem 
muttersprachlichen Unterricht und der 
freiheitlichen Ausübung seiner kultu¬ 
rellen Identität so empfindlich? [...] 


Nur ein wirkliches Verständnis von 
Demokratie und Freiheit wird zum 
Zerbrechen und zur Überwindung der 
antidemokratischen Mentalität füh¬ 
ren.“ Doch spätestens als der auf der 
Gefängnisinsel Imrali inhaftierte Ab¬ 
dullah Öcalan die Proteste begrüßte, 
war die Position der kurdischen Bewe¬ 
gung klar. 

Dabei ist die derzeitige Demokratiebe¬ 
wegung in der Westtürkei auch für die 
derzeit laufenden Friedensverhandlun¬ 
gen zwischen der PKK und dem türki¬ 
schen Staat von wichtiger Bedeutung. 
Die kurdische Nachrichtenagentur 
Firatnews veröffentlichte letzte Woche 
ein Interview mit dem Vorsitzenden 
der KCK, Murat Karayilan, der davor 
warnte, dass der türkische Staat den 
Friedensprozess sabotieren wolle. So 
werden derzeit in Nordkurdistan trotz 
des Rückzugs der PKK-Kämpferlnnen 
die Militärposten massiv ausgebaut, 
aus der Region Catak am Van-See gibt 
es Berichte über einen Bau eines gro¬ 
ßen unterirdischen Foltergefängnisses. 
Auch das repressive Dorfschützersys- 
tem wird ausgebaut und neue Famili¬ 
en mit Waffen ausgestattet. Schritte, 
die den Willen der AKP-Regierung 


für Frieden und Gerechtigkeit deut¬ 
lich machen, gibt es hingegen so gut 
wie keine. Noch immer sitzen tausen¬ 
de politische kurdische Gefangene ein, 
darunter mehrere gewählte BDP-Par- 
lamentarier. 

Die Niederschlagung der Proteste in Is¬ 
tanbul und anderswo haben die Hoff¬ 
nung auf eine Demokratisierung der 
Türkei mehr als nur gedämpft und es 
wird immer öfter vermutet, dass die 
AKP die Friedensverhandlungen mit 
der kurdischen Bewegung aus rein tak¬ 
tischen Gründen führt, um sich Luft in 
der Syrien-Frage zu verschaffen. Denn 
der Widerstand der dortigen Kurdin¬ 
nen gegen das Assad-Regime und 
gleichzeitig gegen die sogenannte Freie 
Syrische Armee und vor allem der Auf¬ 
bau einer autonomen Region West¬ 
kurdistan haben mit dazu geführt, die 
türkische Regierung an den Verhand¬ 
lungstisch zu bringen. 

Damit der türkische Staat zu einem 
Frieden gezwungen werden kann, ist 
es umso wichtiger, dass der jahrzehn¬ 
telang so ruhige Westen der Türkei nun 
endlich aufbegehrt. Nur dieser Druck, 
in enger Gemeinschaft mit der kurdi¬ 
schen Bewegung, ist in der Lage eine 
wirkliche Demokratisierung und Frie¬ 
den in der Türkei zu erreichen. Zwei 
Dinge, die untrennbar miteinander ver¬ 
bunden sind. Kerem Schamberger 
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Der Versuch, wieder Staat zu machen 

ln Mali soll im Juli gewählt werden 


D er vor über einem Jahr ins Amt 
geputschte Interimspräsident 
Dioncounda Traore hat pflicht¬ 
gemäß am 18. Juni dem am 4. Juni ver¬ 
fassten „Accord“ zugestimmt, wenn 
auch nach 14 langen Tagen „Über¬ 
zeugungsarbeit“ durch die Vertreter 
Frankreichs, der Europäischen Union, 
von CEDAO, der Westafrikanischen 
Wirtschaftsgemeinschaft und MISMA, 
der Mission zur Unterstützung Malis. 
Nicht gering zu schätzen ist dabei das 
Verdienst der Mediatoren, des Präsi¬ 
denten von Burkina Faso, Blaise Com- 
paore, unter Beistand des Präsidenten 
von Nigeria, Jonathan Ebele Goodluck, 
an dieser Brüssel zufolge „historischen 
Übereinkunft“ Diesen Vertrag, der die 
Zeit vor der Neuwahl eines Präsiden¬ 
ten und die Zeit danach regelt, hat die 
burkinische Zeitung „Fasozine“ eine 
„bittere Pille“ und eine „schmerzliche 
Geburt“ genannt. Und das ist noch eine 
Untertreibung, wenn man bedenkt, was 
Professor Traore in diesen „Verhand¬ 
lungen“ zugestehen musste: Die de-fac- 
to-Anerkennung der MNLA/HCA als 
Haupt-Vertreter des „von bestimmten 
Kreisen AZAWAD genannten Gebie¬ 
tes“ so im Original, was Traore auf je¬ 
den Fall zu verhindern suchte. Die hi¬ 
nausgeschobene Befriedung des Nord- 
Ostens, was Prof. Dionkounda Traore 
bis zuletzt zögern ließ - insbesondere 
die Region um die Stadt Kidal, dem 
Hauptsitz der Tuareg. Im Rahmen 
des „DDR“-Verfahrens: Desarme¬ 
ment, Demobilisation, Reintegration, 
also Entwaffnung der Soldaten, Ent¬ 
lassung und Wiedereingliederung ins 
zivile Leben sollte die Voraussetzung 
der Wiedereinsetzung staatlicher Orga¬ 
ne im Norden sein - das ist aufgescho- 
ben bis nach den für 28. Juli angesetz¬ 
ten Präsidentschaftswahlen. Bis dahin 
sollen sich die bewaffneten Tuareg nur 
in bestimmten Zonen aufhalten, die 
eine „Gemischte technische Sicher¬ 
heitskommission“ unter dem Vorsitz 
des Kommandanten von MISMA/MI- 
NUSMA, General Jean-Bosco Kazura, 
definieren wird. Diese aus 13 Mitglie¬ 
dern bestehende „Gemischte Kommis¬ 
sion mit Sitz in Gao wird unterstützt 
von „Gemischten Teams“ die vor Ort 
„unter allen Umständen“ den Waf¬ 
fenstillstand garantieren sollen. Einen 
Waffenstillstand, der sehr zerbrechlich 
ist, selbst wenn malische Behörden in 
den Norden zurückkehren und das ma¬ 
lische Militär nur in internationaler Be¬ 
gleitung im Norden auftritt. Rache der 
malischen Truppen zu verhindern oder 
gar die Frage nach Amnestie aufzuwer¬ 
fen, wird in dem anstehenden Versöh¬ 
nungsprozess eine gewichtige Rolle 
spielen oder wie die Zeitung „Le Pays“ 
aus Burkina Faso meinte: „Das Härtes¬ 
te beginnt.“ 

Wahlen um jeden Preis 

Unter den Bedingungen des Ausnah¬ 
mezustandes, in dem die demokrati¬ 
schen Grundrechte außer Kraft gesetzt 
sind - dieser Ausnahmezustand soll bis 
zum Vorabend der Wahl dauern - darf 
nun Dioncounda Traore mit der Inte¬ 
rimsregierung in wenigen Wochen de¬ 
mokratisch Präsidentschaftswahlen or¬ 
ganisieren. Zu seiner Ehre sei gesagt, 
dass er, obwohl er letztens Präsident¬ 
schaftskandidat der größten Partei war, 
auf eine Kandidatur verzichtete. Dass 
die meisten der 175 000 vor dem Krieg 
ins Ausland Geflohenen, der 300 000 
im Lande provisorisch Untergekomme¬ 
nen von der Wahl ausgeschlossen sind, 
dass in vier Wochen in den administ¬ 
rationslosen Regionen VI (Timbuktu), 
VII (Gao) und VIII (Kidal) im Nor¬ 
den für die dort lebenden Tuareg kaum 
Wählerlisten aufzustellen sind - in Ki¬ 
dal offiziell 67 638 Einwohner 2009 - 
macht diese Wahlen zu einer Farce, de¬ 
ren demokratische Legitimität sich von 
selbst erledigt. Selbst Mitarbeiter der 
UNO analysieren in einem anonymen 
Artikel, der „nicht notwendigerweise 
den Standpunkt der UN reflektiert“, die 
Gefahren einer übereilten Wahl, dass 
sie die Teilung des Landes im Norden 
nach sich ziehen und die ganze Region 
erneut destabilisieren könne und den 


Prozess von „Dialog und Versöhnung“ 
verlangsame, für den regionale und lo¬ 
kale Kommissionen eingerichtet wer¬ 
den sollen. 

Aber die Favoriten unter den Präsi¬ 
dentschaftskandidaten „reiben sich die 
Hände“, schreibt „EObservateur“ aus 
Burkina Faso. Unter ihnen sind ehema¬ 
lige Minister wie Soumaila Cisse oder 
Soumeylou Boubeye Maiga, der frühe¬ 
re Premierminister Modibo Sidibe oder 
Ibrahim Boubacar Keita, der ehema¬ 
lige Präsident und Premierminister. 
Das „neue Gesicht“ in dieser Runde, 
Dramane Dembele, ist der Nachfolger 
von Dioncounda Traore in der Partei¬ 
führung von ADEMA-PASJ, der tradi¬ 
tionell stärksten Partei Malis, die schon 
das Sprungbrett für drei Staatspräsi- 


Wahlkampf in Timbuktu 

denten war. Und dieser junge Mann soll 
den Neuanfang symbolisieren, von Be¬ 
ruf her ist er prädestiniert für das Amt: 
Als gelernter Geologie-Ingenieur, heu¬ 
te tätig als Bergbau-Consultant mit Ex¬ 
plorationserfahrung für private Berg¬ 
bauunternehmen wie CMCX, Barrick 
Gold, Pangea Goldfield. 

Der von der Übergangsregierung auf¬ 
gestellte Finanzplan 2013-2014 sieht 
100 Millionen Euro für den Wahl¬ 
kampf vor. Die sich aufdrängende Fra¬ 
ge, wohin gehen diese zur Hälfte kre¬ 
ditfinanzierten Gelder in diesen vier bis 
sechs Wochen? Und wohin gehen die 
100 Millionen Euro für die Ankurbe¬ 
lung der Privatwirtschaft? Interimsprä¬ 
sident Traore berät sich bis 26. Juni in 
einer Reihe von Konsultationsgesprä¬ 
chen mit 35 Parteichefs, um „Wege zu 
öffnen und Möglichkeiten zu eröffnen, 
die Übereinkunft von Ouagadougou 
umzusetzen und transparente und ru¬ 
hige Wahlen durchzuführen“. 

Wer soll führen? 

Der Offizier aus dem Tschad führte die 
2 000 Mann starke Interventionstruppe 
FATIM, koordiniert mit SERVAL. Sie 
eröffneten eine zweite Front, besetz¬ 
ten Kidal und bezahlten den höchsten 
Blutzoll im Kampf gegen die bewaffne¬ 
ten Dschihadisten, 50 Verletzte und 27 
Gefallene, unter ihnen der stellvertre¬ 
tende Kommandeur der FATIM, der 
Sohn des Staatspräsidenten Idriss Deby, 
General Mahamat Deby Itno. Auf ihr 
Konto geht der international beachte¬ 
te Erfolg, den Militärchef von AQMI, 
Abu-Zeid, getötet zu haben, wobei sich 
Francois Hoflande mit dieser fremden 
Feder schmückte. 

Auf Beschluss des UN-Sicherheitsrats 
wird am 1. Juli die afrikanische MIS- 
MA-Truppe in die von der UN geführ¬ 
te, auf 11 200 Mann Kampftruppe und 
1 440 Polizisten aufgestockte MINUS- 
MA-Truppe integriert. Es wurde fest 
damit gerechnet, dass General Oumar 
Bikimo aufgrund der in Mali erworbe¬ 
nen Meriten die MINUSMA-Einheiten 
kommandieren würde, aber zur großen 


Enttäuschung, ja Verärgerung wurde 
der ruandische General Jean-Bosco 
Kazura von UN-Generalsekretär Ban 
dazu benannt. Die spontane Reaktion 
des Präsidenten Idriss Deby Itno, „Der 
Tschad wird die UN-Mission in Mali 
leiten oder niemand!“, wurde mühsam 
diplomatisch korrigiert. General Ou¬ 
mar Bikimo machte einen gravieren¬ 
den Fehler, er scheute sich nicht, die 
Stadt Kidal nach tagelangen Kämpfen 
einzunehmen und zu besetzen. Er be¬ 
kämpfte die separatistisch-terroristi¬ 
sche Bedrohung, während Frankreich 
sie zu instrumentalisieren sucht. Zu¬ 
dem hat er einen Mangel, er ist ein al¬ 
ter Kampfgefährte des Oberbefehlsha¬ 
bers der französischen Serval-Truppen, 
General Gregoire de Saint-Quentin, 


der Bikimo seit 1994 aus Ruanda gut 
kennt. Außerdem verfügt General Jean- 
Bosco Kazura über reichlich Erfahrun¬ 
gen in Separationskrisen aus dem Su¬ 
dan-Konflikt, was sich hier als nützlich 
erweisen könnte. 

Die normative Kraft 
des Faktischen... 

...was bedeuten soll, dass aus gegebe¬ 
nen Umständen Normen, Gesetze und 
Regeln entstehen. Fakt ist in Mali, dass 
Francois Hoflande das, was General de 
Gaulle nicht geschafft hat, unter dem 
Vorwand des „Kampfes gegen den Ter¬ 
ror“ gelungen scheint. Was der erste 
Präsident Malis, Mobido Keita (1960- 
1968) dem General de Gaulle verwei¬ 
gert hatte, zwingt Hoflande dem durch 
illegalen Militärputsch eingesetzten 
Übergangspräsidenten Traore und dem 
zukünftigen „demokratisch gewählten“ 
Präsidenten Malis auf: Die Umwand¬ 
lung einer Hilfsmission in eine dauer¬ 
hafte „Militärpräsenz“, die Errichtung 
einer Militärbasis mit 1 000 bis 1 500 
Mann Besatzung, die es Frankreich 
dank der hier unter Beweis gestellten 
Kapazität seiner Eingreiftruppe gestat¬ 
tet, die Länder (nicht nur) Westafrikas 
in neokolonialer Abhängigkeit zu hal¬ 
ten. Selbst Präsident George Bush ist es 
2007 nicht gelungen, Africom auf dem 
afrikanischen Kontinent zu installieren, 
er musste nach Stuttgart ausweichen. 
Durch internationale Vermittlung und 
auf internationalem Druck hin wird 
der Übergangspräsident zu einem 
„Friedensplan“ genötigt, einem „Ver¬ 
handlungsergebnis“ zuzustimmen, das 
die politischen Rahmenbedingungen 
für diese auf Dauer angelegte Präsenz 
schafft: Dass 

★ die territoriale Integrität Malis in 
Frage steht und eine Abtrennung des 
Nordens nicht ausgeschlossen ist. Um 
nur eine Stimme zu nennen: Der frü¬ 
here Premierminister und aktuelle Prä¬ 
sidentschaftskandidat Soumana Sacko 
kritisiert „Bestrebungen Hoflandes, die 
Region Kidal in ein französisches Pro¬ 
tektorat zu verwandeln“, 


★ eine scheinlegitime Marionettenre¬ 
gierung durch offensichtlich undemo¬ 
kratische Präsidentschaftswahlen ins¬ 
talliert werden soll, 

★ die Entwaffnung und Demobilisie¬ 
rung von aufständischen Kräften und 
ihre Reintegration ins Zivilleben ver¬ 
schoben und stattdessen ihre Bewegung 
auf Zonen beschränkt werden soll, 

★ die Ausübung der Staatsgewalt, 
sprich Militär und Polizei, im Norden 
nur im Einvernehmen mit MINUSMA 
erfolgen kann. Damit sind auch ande¬ 
re Staatsfunktionen wie die öffentliche 
Verwaltung und das Bildungswesen be¬ 
troffen. 

★ Die sogenannten Hilfsgelder, die auf 
der am 15. Mai in Brüssel organisierten 
internationalen Konferenz von Geber¬ 


ländern versprochenen Kredite über 
3,250 Milliarden Euro - darin sind die 
1,350 Milliarden Euro von der Europä¬ 
ischen Union enthalten - werden eine 
normative Kraft entfalten, zum einen 
der Rekapitalisierung der Privatwirt¬ 
schaft einen Schub geben, zum anderen 
die politisch-ökonomischen Abhängig¬ 
keiten zementieren, davon abgesehen, 
dass dadurch eine neue nationale Kom¬ 
pradorenbourgeoisie als „kommerziel¬ 
les Gelenk für Operationen des imperi¬ 
alistischen Auslandskapitals“ an vor al¬ 
lem französische Interessen dauerhaft 
gebunden werden soll. Schließlich wird 
für Mali 2013 ein Wirtschaftswachstum 
von 5,4 Prozent erwartet, was etwas 
über dem afrikanischen Durchschnitt 
von 4,8 Prozent liegt. Der Chef der Zen¬ 
tralbank der westafrikanischen Staaten 
(BCEAO), Tiemoko Meyliet Kone, 
rechnet mit 6,5 Prozent Wachstum 2013 
nach 6,3 Prozent im Jahr 2012. Zahlen, 
die Begehrlichkeiten beim internationa¬ 
len Finanzkapital wecken ... 

Hoch die 

internationale Solidarität! 

Es ist dem Imperialismus als System 
nicht gelungen, alle Bastionen sozia¬ 
listischer Aufbauprojekte und Expe¬ 
rimente zu eliminieren. Aber er hat 
weitgehend erreicht, die Verbindung 
„Frieden = Abrüstung“ in den Köpfen 
in die Formel „Frieden = Krieg gegen 
den Terror“ zu verwandeln. So haben 
aus Mali nur die Partei SADI mit Dr. 
Oumar Mariko an der Spitze und die 
frühere Kulturministerin Aminata Tra¬ 
ore die Stimme erhoben, wie die drei 
Parteien der Nachbarländer PC Benin, 
PCR Cöte dTvoire und die PC Revo- 
lutionnaire Voltaique (PCRV - Burki¬ 
na Faso) und die Südafrikanische KP, 
District Eastern Cape, die Interven¬ 
tion als imperialistische Bedrohung 
der Völker Afrikas verurteilt und den 
Kampf gegen den Terror als Alibi ge¬ 
brandmarkt. 

Auch die Französische Kommunistische 
Partei ist auf die Strategie von Francois 
Hollande hereingefallen und hat im Ja¬ 


nuar bei allen Bedenken im Chor der 
Kriegsbefürworter mitgesungen: Der 
Einmarsch sei „dringend und notwen¬ 
dig“, so Andre Chassaigne in der Frage¬ 
stunde in der Nationalversammlung und 
„Eine Nicht-Intervention wäre das Al¬ 
lerfeigste gewesen“, so Francois Asensi. 
Im April stimmten erneut beide Kam¬ 
mern des Parlaments für die Verlänge¬ 
rung des Kriegseinsatzes. Aber die FKP 
enthielt sich der Stimme, sie wollte der 
Regierung „keine Blankovollmacht 
ausstellen“, wie der Vize-Präsident des 
Verteidigungsausschusses Jean-Jacques 
Candelier in der Nationalversammlung 
erklärte. 

Dabei tut aktive Solidarität Not. Und 
der erste Schritt ist Aufklärung, Aufklä¬ 
rung über die Machenschaften, die über 
das Volk von Mali „hereinbrechen“. Die 
Medienblockade scheint perfekt, sie zu 
durchbrechen sind alle Informations¬ 
medien, vor allem Netzwerke gefordert. 
Die Freunde Azawads konnten in Pa¬ 
ris ungestört demonstrieren (was ihnen 
auch unbenommen bleiben sollte. Aber 
die französische Regierung verhinder¬ 
te im Verein mit Brüssel die Einreise 
von Dr. Oumar Mariko von der Par¬ 
tei SADI. Wer hat über den zwei Mal 
angesetzten und zwei Mal verbotenen 
„Protest-Marsch auf Kidal“ zur Ver¬ 
teidigung der Integrität Malis berich¬ 
tet? Wer fordert zusammen mit SADI 
die Freilassung der dabei Verhafteten, 
wenn nicht wir ...Wenn nicht wir, wer 
greift den Aufruf zur Solidarität mit Dr. 
Oumar Mariko vom 2. Juni auf, dessen 
Kandidatur von der Interimsregierung 
wenn nicht verhindert, so doch behin¬ 
dert wird, und wer kümmert sich ...? 

Georges Hallermayer 
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Wir gratulieren unserem Genossen 

Eugen Stiefvater 

zu seinem 90. Geburtstag am 1 .Juli. 

Lieber Eugen, 

Wir wünschen Dir und Deiner Margot vor allem 
eine stabile Gesundheit, damit Ihr noch möglichst 
lange gemeinsam am bunten Leben teilnehmen 
könnt. 

Deine Genossinnen und Genossen 
der DKP-Gruppe Wedel 

Wir gratulieren nachträglich ganz herzlich 
den folgenden Genossinnen und Genossen: 

Andreas Hartle der am 20. 4. 74 wurde, 
Christa Meyer die am 14. 5. 77 wurde, 
Gerd Beerenwinkel der am 27. 5. 71 wurde, 
Willi Orzykowski der am 31. 5. 83 wurde 
und Doris Kister die am 22. 6 . 76 wurde. 

Wir wünschen euch auch weiterhin alles Gute, 
viel Gesundheit und Kraft! 

DKP Kreisvorstand Hannover 
DKP Gruppe Hannover Mitte 
DKP Gruppe Hannover Linden 


Und seien es die Engel des Himmels - 
glaubt ihnen nicht! (Fichte) 

Quo vadis - DKP? 

Gut vorbereitet und mit Spannung erwarten 
wir den stellvertretenden Vorsitzenden der DKP 

Dr. Hans-Peter Brenner 

am 4. Juli 2013 in Aachen zu einer Diskussion 
über die Entwicklungen in unserer Partei. 

DKP und SDAJ Aachen 

dkpaachen@gmx.de - 0176-93680643 


<&n§tI)of Reimes 


* Superior 


Inhaber: 

Hans-Georg Müller 
Hauptstraße i 
57392 Schmallenberg- 
Grafschaft 
Hoch sauerland 

Tel.: 02972-9780-0 
Fax.: D2972-97B0Ü7 
Restaurant: 

Dienstag Ruhetag 


Hausprospekt 

anfordern 


1685 


El 


1 ? 7 >D 


1 KJH) 


In unmittelbarer Mähe des Klosters Grafschaft liegt unser 
Gasthof Wie vor Jahrhunderten sorgt auch heute der Wirt 
persönlich für das Wohl der Gäste. 

Komfortable Zimmer und Räumlichkeiten, gutes Essen, 
gepflegte Getränke Alle Zimmer haben Bad, Dusche, WC, 
Telefon, Fernseher, die meisten Balkon und Vorraum, Im 
Hotelbereich befinden sich Lift, Sauna, Solarium, Nicht- 
raucherzimmer und Kamin, Kinderspiel raum, Salatbüffet, 
Frühstiicksbüffet. Auch Senioren-Portionen. 

Übernachtung/Frühstück30,- bis 53.- € p.P. 

HP 15,50 Cp.P. * VP, 22,-€p.P. 

Kostenlos Bus-und Bahn fahren im Sauerland. 

Auch Kinderermäßigung / Nebensaisonpreise. 

Bei 21 Tagen Aufenthalt im Jahr 10 % Treuerabatt. 


oiail@gasthof-heimes.de * www.gasthof-heimes.die 


DKP im Internet: 

www.dkp.de 


Urlaub im Lotsenhaus an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03 831 -459 366 , www.ferien-im-lotsenhaus.de 


Hallo, Jugendfreunde in Berlin und anderswo! 


Benno zum 80 . Geburtstag 

bereits am 19. Juni 2013 

liebe rote Grüße nach Hamburg 

Maggi, Hesi und Torsten 




Wir gratulieren 

Marianne und Robert Konze 


60 Jahre gemeinsam, 

nie einsam, 

aber auch streitbar! 


zur diamantenen Hochzeit. Noch viele 
gemeinsame Jahre wünschen euch 


Sonja und Wolfgang, Jan-Juri und Mareen 
Pia und Patric, Jörg und Nicole mit Claire 
und die „Thüringer“ 



der 

Solidarität 

München, Rolkreuiptatz 
Samstag, 6, Mi - 12 bis 20 Uhr 


Mvrilr V US Chile ijnd fürkwdw l/nd 

sfMfirsche JLripder pdrfisebe Rhythmen PoeTry 
Rock und Funk iinfcer Jn/omorkt EfergfffTen 

£-5 fcrifo aki Rartai Uütotrtefl * E&op&'ui\± 
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Hanfried Brenner > und schatten der erde 

Malerei - Objekt - Zeichnung 

4 . - 21 . Juli 2013 im Kulturort Depot,. Dortmund, Immermanmstr. 29 
Öffnungszeiten: MI-FR 15-20 Uhr, SA-SO 11-18 Uhr 

Im Rahmen der Reihe "Kultur im Z" führt Hanfried Brenner am 
20 . 07 . ab 15 Uhr durch die Ausstellung mit anschließender 
Diskussion in seinem Atelier 


Traumblick,Traumstrand,Traumurlaub... 

abseits vom Touristenstrom in unserem Ferienhaus in Griechenland, das wir 
gerne günstig Genossinnen und Freundinnen überlassen, 
für 2-6 Personen, 2 Schlafzimmer, Wohnzimmer, Küche, Bad, Terrasse, Gar¬ 
ten, (ergänzbar durch ein weiteres Schlafzimmer und Bad), alles mit Blick 
aufs Meer, Waschmaschine, Internet, Fahrräder... 

Näheres unter http://villairini.wordpress.com/oder bei 
dieter@friedensnetz.de oder 0711 551 410 . 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe Berlin-Spandau preiswerte 
Ferienwohnung für 5 Personen (2 Zimmer, Wohnküche - Herd, Kühl¬ 
schrank, Bad, Dusche,WC). Preis nach Vereinbarung 
Näheres Tel./Fax: 033231/60661 


Wir verkleinern uns und geben deshalb einen Teil unserer Bücher ab. 
Telefon: 030/45 020427 , Familie Feske 


Toskana, nah am Heer 

xfH.latoi™-bwhof.dr | 4 D». 05 & filtffl 


Ökohof im Olivenhain, 
weiter Blick, Stille: 
große helle Zimmer r 



viele gute Bücher, 

Baus oder Häuschen; 

Kintfcrparadics. 



Entschleunigxmg: 

Ruhe & Natur satt im Müritz- 
Nationalpark. 2 FeWo je 2-3 Pers. 
ganzjährig in Kratzcbuig-GranzirL 
Hs.vd & Havelaeen, Boot & Rad. 

Info: www.triuogga.de 
Toi,: 0331/87 0796 (AB) 


Weingut Eicher 

Rheinterassen 

Bachstraße 7 
67577 Alsheim 
Tel.:06249-4128 
Fax:06249-67263 


www.amiata.de olivastra@amiata.de 
immer gute Adressen 

Ferienhaus und Ferienwohnungen in der T0SCANA-SEGGIAN0 

Bei GUNTER & SIBYLLE 
Tel. 003905641 836713, mob. 00393381539818 



Die Marx-Engels-Stiftung 
lädt ein zur Konferenz 



Marx Engels 
Stiftung 


Neoliberale Stadt - Spaltung, Zonierung 
und Widerstand 

Sa/So, 6 ./ 7 . Juli, Dortmund, Wichernhaus, Stollenstr. 36 
Beginn Sa 10.00 Uhr, Ende So 14.00 Uhr 


★ Daniel Zimmermann: Zur bürgerlichen Analyse des großen Wohnungs¬ 
eigentums am Beispiel der Enquete-Kommission des NRW-Landtags und 
daraus erwachsende Vorschläge 

★ Klaus Linder: Zur marxistischen Analyse des Wohnungsmarkts sowie 
Vorschläge für Widerstandsformen 

★ Andreas Hartle: Zur neoliberalen Stadtentwicklung am Beispiel der Inter¬ 
nationalen Bau Ausstellung (IBA) Hamburg-Wilhelmsburg 

★ NN: Zu feministischer Sicht auf Stadtentwicklung und Gentrifizierung 

★ Rundfahrt mit politischen Gesprächen am Nordmarkt und danach am 
Phoenix-See in DO-Hörde. Fotoserie „Gentrification“ mit Jürgen Evert, Stadt¬ 
planer und Fotograf 

★ Irina Vellay: Zur sozialen Spaltung der Stadtgesellschaft und ihrer Bear¬ 
beitung durch die kommunale Politik 

★ Wolfgang Richter: Zur Vertiefung der Arbeitsteilung zwischen Produktion, 
Dienstleistung und Dritter Arbeit in der Stadt 


Kostenbeitrag 15 Euro, ermäßigt 7 Euro. Wir bitten um Anmeldung unter 
marx-engels-stiftung@t-online.de oder per Telefon 0211-6802828 (H. Kopp). 


MARXISTISCHE n 


iimwmt 


marxistische-btnetfer, de 




Marxismus 
für die 

A-KIp t#* 



Die MAmusn&cra Blatteh gibt -cs seit 19D-3. Ihre Kcrn- 
ajfgabe damals wie heute: Arbeiterbewegung und 
Mara smus zusammanzubringfln- Alse: Marxismus für 
die A-Klasse, damit vor allem die Arbeiterklasse ilhier 
Lege auf den Grund kommt und nachhaltiger für ihre 
eigenen Tägas- und Zukunftsinteressen kämpfen kann. 
Disse Aufgabe ist angesichts der liefen Krise des Kapi¬ 
talismus aktueller denn je. 


Darum unser 
Jubiläumsangebot 
im Jahr 2013 

Wer die Mahkrtisühfh Büttfr für miindtestens zwölf 
Ausgaben abonniert, bekommt die ersten 6 Ausgaben 
mit BÖ % Rabatt. (Das Normal-Abo kostet im ersten 
Jahr 24 p - Eum bzw. das ermäßigte Abo 1& ? - Egrg und 
erst im zweiten Jehr 4B ? - bzw. 32 r - Eure. Men spart also 
insgesamt 2A 3 - bzw. 16 ? - Euno|i 
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Neue Impulse Verlag 

Hoftnyngstraüe 1B 

iprfcn&nwLie-l mpu Ise-verlag .de 1 17 Essen 
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CE 


unsere zeit 


Richtigstellungen 

Betr.: „Die Zukunft gehört uns“, UZ 
vom 21.6.2013, S. 5 

Unter der Überschrift „Die Zukunft 
gehört uns“ veröffentlichte die UZ 
ein Flugblatt der nach der Annexion 
der DDR vom „Arbeiterbund für den 
Wiederaufbau der KPD“ unter der al¬ 
ten Bezeichnung „Freie Deutsche Ju¬ 
gend“ initiierten neuen Jugendorgani¬ 
sation. Darin protestiert die Organisa¬ 
tion dagegen, dass ihre Mitglieder vor 
Gericht gezerrt und verurteilt werden, 
weil sie das Zeichen der aufgehenden 
Sonne öffentlich getragen haben. Die¬ 
ses Symbol wurde mit dem Verbot der 
„FDJ in Westdeutschland“ wegen ihres 
Kampfes gegen die Remilitarisierung 
und für ein einiges antifaschistisch-de¬ 
mokratisches Deutschland durch das 
Adenauer-Regime 1951 kriminalisiert. 
Der Protest gegen die undemokrati¬ 
schen Machenschaften ist berechtigt 
und verdient unsere Unterstützung. 

In dem Flugblatt wird allerding nicht 
nur der Versuch unternommen, die jet¬ 
zige FDJ in die Tradition der „FDJ in 
Westdeutschland“ zu stellen, sondern es 
auch so darzustellen, als sei die jetzige 
Organisation FDJ nach 1990 von denje¬ 
nigen geschaffen worden, die nach dem 
Verbot der „FDJ in Westdeutschland“ 
weiter gegen dieses Verbot gekämpft 
hätten. Heißt es doch in dem Flugblatt: 
„In der BRD gaben Teile der revolu¬ 
tionären Jugend den Kampf gegen das 
Verbot der FDJ in Westdeutschland nie 
ganz auf. Es waren genau diese Teile, die 
nach der Annexion der DDR um Auf¬ 
nahme in die bestehende FDJ im Os¬ 
ten baten.“ 

Der letzte Satz steht im Widerspruch 
zu den geschichtlichen Tatsachen und 
muss richtiggestellt werden. 

Nach dem Verbot 1951 wurde der 
Kampf der FDJ in Westdeutschland 
zunächst unter äußerst schwierigen 
Bedingungen in den nunmehr illega¬ 
len Strukturen der Organisation sowie 
im öffentlichen Wirken der FDJler in 
der Gewerkschaftsjugend und anderen 
demokratischen Jugendorganisationen 
weitergeführt. 

Bis zum Verbot der KPD 1956 wa¬ 
ren die meisten politisch Verfolgten 
und in die Gefängnisse Geworfenen 
in der BRD Mitglieder der FDJ. Nach 
dem Verbot der KPD, der viele der be¬ 
sonders aktiven FDJ-Mitglieder und 
-Funktionäre angehörten, wurde die 
Aufrechterhaltung der illegalen Struk¬ 
turen der FDJ immer schwieriger. Nach 
und nach wurden diese in schwieriger 
vom Gegner zu fassende und zu zer¬ 
schlagende Strukturen der Jugendar¬ 
beit und in die illegale Arbeit der jun¬ 
gen Mitglieder der KPD in ihrer Par¬ 
tei überführt. Die Tradition der FDJ in 
Westdeutschland wurde in der illegalen 
KPD und dann in der DKP fortgesetzt. 
Ein großer Teil der führenden Mitglie¬ 
der in den ersten Jahrzehnten kam aus 
der „FDJ-Generation“. Die Tradition 
der FDJ in Westdeutschland wurde zu¬ 


dem von der SDAJ und dem MSB auf¬ 
genommen. 

Die Behauptung, dass „diejenigen Tei¬ 
le der revolutionären Jugend“, die „den 
Kampf gegen das Verbot der FDJ in 
Westdeutschland nie ganz aufgaben“, 
„genau diejenigen“ gewesen seien, die 
„nach der Annexion der DDR durch 
die BRD um Aufnahme in die bestehen¬ 
de FDJ im Osten baten“ wird übrigens 
schon dadurch ad absurdum geführt, 
dass diejenigen, die 1990 Mitglieder der 
neuen FDJ, also einer „Jugendorganisa¬ 
tion“ geworden sind, zur Zeit des Ver¬ 
bots der „FDJ in Westdeutschland“ 1951 
und zumindest im ersten Jahrzehnt da¬ 
nach noch gar nicht das Licht der Welt 
erblickt haben konnten. Die geschichtli¬ 
che Wahrheit lässt sich eben nicht über¬ 
listen. 

Willi Gerns, ehemaliges Mitglied des 
Sekretariats des Zentralbüros 
der illegalen „FDJ in Westdeutsch¬ 
land“ und bis 1990 Mitglied 
des Präsidiums der DKP 

Die CSU und ihr 
Alleinstellungsmerkmal 

Betr.: „CSU - Reaktionärer 
Taktgeber“, UZ vom 14.6.2013, S. 4 

Die Genossin Renate Münder hat in 
der UZ (...) zu den Landtagswahlen 
in Bayern und zur vermeintlich beson¬ 
deren Rolle der CSU als „reaktionärer 
Taktgeber“ in der Bundespolitik Stel¬ 
lung genommen. Diese These darf nach 
dem Ende der Ära Strauss und spätes¬ 
tens nach dem Abgang Stoibers be¬ 
zweifelt werden. Das bundespolitische 
Gewicht der CSU ist durch den Verlust 
der absoluten Mehrheit bei den letzten 
Landtags wählen eher gesunken. Und 
Bundesländer wie Sachsen oder Hessen 
unter Koch/Bouffier sind bei der Durch¬ 
setzung reaktionärer Politik mittlerwei¬ 
le durchaus weiter als Bayern, was nicht 
als Trost zu verstehen ist. 

Folgt man Renate Münder, erscheint 
Bayern als Bundesland, in dem nahezu 
alles unter der dicken schwarz-braunen 
CSU-Soße erstickt. Folgerichtig taucht 
bei Ihr auch keine Opposition gegen 
die CSU auf, weder außerhalb des Par¬ 
laments noch innerhalb. Man mag das 
Volksbegehren zum Nichtraucherschutz 
nicht politisch finden - das erfolgreiche 
Volksbegehren zur Abschaffung der 
Studiengebühren in Bayern war eine 
deutliche WatsdTn gegen die CSU-Ar- 
roganz. Ein bisschen Nervosität scheint 
nach der „Verwandtenaffäre“, dem 
Mollath-Skandal und all den anderen 
Amigo-Geschichten bei der CSU doch 
vorhanden zu sein. Muss sie doch fürch¬ 
ten, die Regierungsmehrheit erstmalig 
nach über 50 Jahren zu verlieren, weil 
ihr möglicherweise der bisherige Koa¬ 
litionspartner FDP nach der Wahl ab¬ 
handen kommt. 

Renate Münder fordert am Schluss ihres 
Artikels „Wir müssen verhindern, dass 
die CSU wieder mehr Stimmen einfährt 
....“. Wie das geschehen soll, das erfährt 
der geneigte Leser allerdings nicht. 


Die DKP-Bezirksvorstände Nord- und 
Südbayern sind da erheblich weiter. 
Seit gut drei Monaten wird der Ent¬ 
wurf eines gemeinsames Aufrufes zur 
Landtagswahl von den beiden DKP- 
Leitungsgremien beraten und ist mitt¬ 
lerweile auch beschlossen. Darin findet 
sich eine erheblich differenziertere Ana¬ 
lyse der bayerischen Politik als bei Mün¬ 
der. Und sie nennen die Wahlalternati¬ 
ve die es gibt, nachdem die DKP leider 
nicht auf dem Wahlzettel in Bayern zu 
finden sein wird. Die DKP ruft in Bay¬ 
ern zur Wahl der Partei „Die Linke“ auf. 
Weiß Renate Münder nicht, was die Lei¬ 
tungsgremien der DKP in Bayern bera¬ 
ten und beschlossen haben? Gut mög¬ 
lich, dass sie bei Ihrem Engagement für 
eine Kurskorrektur von Programmatik 
und Politik der DKP ein bisschen die 
Details der bayerischen Politik aus den 
Augen verloren hat. 

Randolph Oechslein, Hof 

Distanzierung möglich? 

Betr.: „Antworten der DKP auf die 
Krise“ sind eine gute Leitlinie, UZ 
vom 14.6.2013, S. 8 

(...) Patrik spricht von zwei DKP-Blö- 
cken. Da er nicht in Frankfurt war, sollte 
es ihm berichtet werden, dass es nur ei¬ 
nen DKP-Block gegeben hat. In einem 
Gespräch vor dem Auftakt der Demons¬ 
tration mit Axel Koppey wurde die Auf¬ 
forderung von mir mit „Wir bilden aber 
selbstverständlich einen gemeinsamen 
Block!“ beantwortet mit „Natürlich! 
Und alles andere klären wir später!“ 
Gemeinsam mit SDAJlerlnnen gin¬ 
gen Wera, Richter Axel und einige 
Genossinnen der DKP mit einem der 
DKP-Transparente an die Spitze die¬ 
ses Blocks, andere DKP- und SDAJ- 
Genosslnnen folgten mit dem zweiten 
Transparent. 

Richtig ist, dass das Symbol der Euro¬ 
päischen Linken gemeinsam mit dem 
DKP-Logo dabei war. Blockupy ist eine 
europaweite Aktion. Aktivistinnen aus 
anderen Ländern waren in Frankfurt, 
zeitgleich gab es in 10 Ländern ähnliche 
Aktionen, in denen die EL Mitorgani¬ 
sator ist. Die Verbindung zum internati¬ 
onalen Charakter des Widerstands fand 
seinen Ausdruck in dem Transparent: 
„Deutsche Bank enteignen“ Finanz¬ 
märkte entmachten“ mit dem EL und 
DKP-Logo. Hinzu kommt, dass Genos¬ 
sinnen der Partei „Die Linke“ es mit¬ 
gestaltet und getragen haben. Die DKP 
konnte also als Partei wahrgenommen 
werden, die sowohl im eigenen Land, 
als auch international bündnisfähig ist. 
Der Beschluss zur EL wirft zudem die 
Frage auf, wie er durchsetzbar sein soll, 
angesichts des von uns geforderten stär¬ 
ker zu entwickelnden Widerstand gegen 
die Politik der Troika? Können wir uns 
in der Praxis per Beschluss von einem 
wichtigen Teil des Widerstands, kom¬ 
munistische, sozialistische und linke 
Parteien Europas in der EL, distanzie¬ 
ren? (...) 

Bettina Jürgensen, Kiel 


termine@unsere-zeit.de 


SA ★ 29 . JUNI 


Berlin: „Kleider machen Leute“, kritische 
Theaterrevue aus Essen. Nach spektakulä¬ 
ren Aufführungen in mehreren Städten und 
nach den grauenvollen Vorfällen in Bang¬ 
ladesh neubearbeitet. Ladengalerie von 
Flaxmilltextilien, Streustraße 27,19.00 Uhr. 

Frankfurt/Main: Tagesseminar der DKP 
zur Entwicklung des Imperialismus heute 
und zur internationalen Zusammenarbeit 
der DKP mit Heinz Stehr. DGB-Haus Frank¬ 
furt, Wilhelm-Leuschner-Straße 69-77, 
11.00 Uhr._ 

Neu-Anspach: Aktionstag der DKP Hoch¬ 
taunus. Bahnhofsvorplatz, 10.00 Uhr. 


SO ★ 30 . JUNI 


Friedrichsdorf Köppern: Mitgliederver¬ 
sammlung der DKP Hochtaunus. Zum Köp- 
perner Tal 44,14.00 Uhr. 


Dl ★ 2 . JULI 


München: „Wohnen in München - nur für 
Reiche?“ Öffentlicher Gruppenabend der 
DKP Neuhausen-Süd. KommTreff, Holzap¬ 
felstraße 3,19.00 Uhr 


SA ★ 6. JULI 


Borken: Gemeinsame Wanderung mit 
der DKP Borken durch das Muttental bei 
Witten. Treffpunkt am Parkplatz vor dem 
Bahnhof Borken, 9.00 Uhr. 

Gladbeck: Feier zum 35. Jahrestag der 
Gründung der DKP-Kreisorganisation Glad¬ 
beck. Im und um das Rolf-Krane-Zentrum 
in Gladbeck, Friedenstraße 16. 


Dl ★ 9 . JULI 


Recklinghausen: Treffen der DKP. Laden¬ 
lokal Kellerstraße 7,19.30 Uhr. 


Ml ★IO.JULI 


Münster: „Kapitalismus - ein Auslaufmo¬ 
dell. Und was dann?“ Am Beispiel Venezu¬ 
ela und Lateinamerika diskutieren Malte 
Daniljuk und Günter Pohl. Veranstaltung 
der Marx-Engels-Gesellschaft Münster. 
„Die Brücke“, Wilmergasse 2,19.00 Uhr. 

Stadtlohn: „Marxistische Krisentheorie“, 
Mitgliederversammlung der DKP Borken 
mit Dr. Holger Wendt. Vredener Straße 54 
beiTenbusch, 19.15 Uhr. 


FR ★ 12 . JULI 


Schweinfurt: „Ist die SPD willens und fä¬ 
hig, die Gesellschaft zu verändern?“ DKP- 
Gruppenabend. DFG-VK Büro, Gabelsber¬ 
gerstraße 1,19.00 Uhr. 


SO ★ 14 . JULI 


Recklinghausen: „Lesen gegen das Ver¬ 
gessen“, Veranstaltung zum Gedenken 
an die Bücherverbrennung vor 80 Jah¬ 
ren. Neumarkt, Recklinghausen-Süd, 
14.00 Uhr. 


SA ★ 20 . JULI 


Stadtlohn: „Warum wehren sich die Men¬ 
schen nicht?“ Diskussionsveranstaltung 
der DKP Borken zum Zustand der Arbei¬ 
terklasse. Gaststätte Tenbusch, Vredener 
Straße 90,17.00 Uhr. 

Terminankündigungen 
von Gliederungen der DKP gehören auch in 
die UZ! Bitte so schnell wie möglich, spä¬ 
testens am Freitag eine Woche vor dem 
Erscheinungstermin der entsprechenden 
Ausgabe der UZ, möglichst auch mit Anga¬ 
be des Themas der Veranstaltung an ter- 
mine@unsere-zeit.de oder UZ-Redaktion, 
Hoffnungstraße 18,45127 Essen. 


Aus der deutschen 
Novemberrevolution lernen! 

Internationales Meeting des KNE vom 5 . bis 7 . Juli in Krefeld 

Die Organisationen des Kommunistischen Jugendverbands Griechenlands (KNE) 
aus Deutschland, Frankreich, Belgien und den Niederlanden laden vom 5. bis 7. Juli 
in Krefeld herzlich zu einem internationalen Meeting ein. Die Veranstaltungen sind 
dem 95. Jahrestag der Novemberrevolution in Deutschland gewidmet. Das Motto 
des Veranstaltungswochenendes lautet „Vom Krieg der Ausbeuter zur Abschaffung 
der Ausbeutung“. 

Veranstaltungsort ist der Zeltplatz auf dem Pfadfindergelände DPSG St. Georg in 
der Kleingartenanlage „Kirschenbüschgen“ in 47829 Krefeld-Uerdingen, Kirsch¬ 
enbüschgen 1. 

Das Programm beginnt am Abend des 5. Juli (Freitag). Zentraler Punkt des 6. Juli 
ist die Hauptrede, die ein Vertreter der KKE halten wird. Den Abschluss bildet am 
Sonntag, 7. Juli, eine Besichtigung von Denkmälern der Proletarier des Ruhrge¬ 
biets. Programmauszug: Buchpräsentation zu W.l. Lenin, Über den Krieg und die 
sozialistische Revolution; Filmvorführung: „Ernst Thälmann, Sohn seiner Klasse“; 
Fußball-Turnier, Musik und Tanzabend. In allen Veranstaltungen wird es Überset¬ 
zungen in Englisch, Deutsch und Französisch geben. 

Der genaue Ablauf der einzelnen Veranstaltungen kann abgefragt werden: kne.deutschland@ 
gmail.com, Kontakttelefon: 017 684 077 549. 
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... überall ist Widerstand - Schluss mit Erdogans Diktatur“. So lautete das Motto 
der europäischen Großdemonstration, zu der die alevitische Gemeinde Deutsch¬ 
land nach Köln aufgerufen hatte. 80 ooo Menschen folgten dem Ruf nach Anga¬ 
ben von Ali Dogan, dem Generalsekretär der Alevitischen Gemeinde Deutschland, 
einige sprechen sogar von 100 00 . In jedem Fall ist es die größte Demonstration, 
die türkische Migranten bisher in Deutschland veranstalteten. 

Wegen der großen Teilnehmerzahl verzichteten die Veranstalter auf einen zunächst 
vorgesehenen Demonstrationszug durch die Kölner Innenstadt und hielten statt- 
dessen eine mehrstündige Kundgebung auf dem zentralen Heumarkt ab. 


Brandstifter als Biedermänner 

Zur selbstverfassten „Unternehmensgeschichte“ 
der Bayer AG (5 und Schluss) 


In loser Folge kommentieren wir aus 
Anlass des 150. Geburtstages die selbst¬ 
verfasste verlogene Geschichte des Bay¬ 
erkonzerns: 

„Ölkrise und Konsolidie- 
rung (1974-1988)“ 

Über dem obigen Zeitabschnitt heißt es 
in der Unternehmensgeschichte: „1988 
besteht das Unternehmen 125 Jahre. 
Der Konzernumsatz beträgt in diesem 
Jahr rund 40 Mrd. DM und weltweit 
werden mehr als 165 000 Menschen 
beschäftigt. Im gleichen Jahr wird die 
Bayer AG als erstes deutsches Unter¬ 
nehmen an der Börse in Tokio notiert.“ 
Man meint die stolz geschwellte Brust 
zu sehen. Der Aufstieg zum Global 
Player war endgültig vollzogen. 

„Transformation und Globa¬ 
lisierung (1988-1995)“ 

Die Übernahme der chemischen Indus¬ 
trieanlagen der DDR bedeutete auch 
für Bayer ein Sondergeschäft, das man 
gerne mitnahm. Die Menschen in der 
DDR kostete es zu hundertausenden 
Lohn und Brot. 

In dieser Zeit wurden Risikomedika¬ 
mente für die Bayer-Pharma-Abtei- 
lung immer mehr zum Kerngeschäft. 
Neu entwickelte Medikamente - wir 
erinnern uns an den Lipobay-Skandal - 


wurden schlecht erprobt auf den Markt 
gebracht. An den Wirkungen (und Ne¬ 
benwirkungen) sterben Menschen. Für 
Rechtsauseinandersetzungen und Straf¬ 
zahlungen hat Bayer einen Milliarden¬ 
fonds gebildet. Bis heute ist das Ge¬ 
schäft mit diesen Risikomedikamenten 
so lohnend, dass auch unter dem neuen 
Chef Dekkers bewusst an der todbrin¬ 
genden Strategie festgehalten wird. 

„Daten aus der jüngeren 
Bayer-Geschichte“ 

Die beiden letzten Jahrzehnte sind ent¬ 
gegen den gegenteiligen Behauptun¬ 
gen der „Unternehmensgeschichte“ 
geprägt von der Zurückdrängung der 
Rechte, die sich die Belegschaft über 
Jahrzehnte erkämpft hat. Arbeitshet¬ 
ze, Lohndrückerei, Auflösung von so¬ 
zialen Strukturen, Entsolidarisierung 
durch Leih- und Fremdarbeit bestim¬ 
men den Arbeitsalltag. Dafür wurden 
die alten Betriebsstrukturen zerschla¬ 
gen und zuletzt erstmals in der Firmen¬ 
geschichte ein Außenstehender auf den 
Vorstandsposten berufen. Im Ergebnis 
wurde die Arbeitsproduktivität Jahr für 
Jahr enorm gesteigert - auf Kosten der 
Beschäftigten. 

Fazit 

Nach dem Ende des Faschismus 
schrieb Bertolt 
Brecht: „Der Schoß 
ist fruchtbar noch, 
aus dem das kroch“. 
Er meinte den Ka¬ 
pitalismus, dessen 
genuines Kind der 
Faschismus ist. 
„Fruchtbar“ ist die- 
Bayer-AG bis heu¬ 
te. Und die Aufgabe 
von 1945, den Ver¬ 
brecherkonzern I. G. 
Farben zu zerschla¬ 
gen ist bis heute un¬ 
gelöst und aktueller 
denn je. AR 
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Lipobay kostete hunderte Menschenleben. Bis heute 
sind „Risikomedikamente“ finanzielle Säulen des Bayer- 
Konzerns. 


Meine progressive Woche 

Vom 15. bis 21. Juni 


Samstag 

Auf diesem Wege möchte ich mich bei 
Innenminister Friedrich für seine Aus¬ 
wahlkriterien bedanken. Die Sätze, mit 
denen er mich im Verfassungsschutzbe¬ 
richt 2012 (laut Vorabfassung) zitiert, 
sind nicht die schlechtesten, die ich 2011 
geschrieben habe:„die Entstehung eines 
republikumspannenden rechten Netz¬ 
werkes wird nicht nur totgeschwiegen 
und geduldet, sondern V-Leute ziehen 
dem wabernden braunen Sumpf erst die 
Korsettstangen ein, an denen er sich or¬ 
ganisiert. (...) Warum hätschelt man die 
Braunen? Es sind im Wesentlichen die 
gleichen Antworten wie vor 1933. Gera¬ 
de in der Krise braucht man sie als Waf¬ 
fe gegen jede Art von Widerstand gegen 
die Krisenfolgen. (...) Den braunen Ter¬ 
ror halten weder Brüning noch Merkel 
auf, das kann nur die übergroße Mehr¬ 
heit der antifaschistisch und antirassis¬ 
tisch Gesinnten in diesem Land tun 
Aber mal im Ernst, Hans-Peter, das soll 
verfassungswidrig sein? Diese Sätze ge¬ 
hören nicht in den Bericht, sondern hin¬ 
ter deinen Rasierspiegel geklemmt! 

Montag 

Bundespräsident Gauck hat dazu auf¬ 
gerufen, die Bedeutung des Volksauf¬ 
stands in der DDR am 17. Juni 1953 
stärker zu würdigen. Also ehrlich, jetzt 


lass mal gut sein, Jo. Noch stärker wür¬ 
digen, hieße neben dem Antikommunis¬ 
mus gar keinen Platz mehr zu lassen - 
im Gehirn. 

Gauck hat den Kapitalismus immer 
noch nicht richtig verstanden. Natürlich 
müssen alle verdummt werden, aber den 
Weg zum Arbeitsplatz sollen wir schon 
noch finden können. 

Mittwoch 

Die Zahl der Flüchtlinge weltweit 
ist 2012 auf den höchsten Stand seit 
zwei Jahrzehnten gestiegen. Mehr als 
45,2 Millionen Menschen waren auf 
der Flucht, schreibt das UN-Flüchtlings¬ 
hilfswerk in seinem Jahresbericht. Über 
die Hälfte der Flüchtlinge kommen aus 
Afghanistan, Somalia, Irak oder Syrien. 
Die ersten drei Länder genießen be¬ 
kanntlich die Segnungen der „Staa¬ 
tengemeinschaft “ wie sich der verein¬ 
te Imperialismus gerne nennt, wenn er 
Botmäßigkeit herstellt - mit Bomben, 
Panzern und Granaten. Afghanistan 
führt nach wie vor die Staatenliste mit 
den meisten Flüchtlingen an. Interessant 
wäre auch zu erfahren, warum sich der 
aufwendig „befriedete“Irak noch unter 
den führenden Flüchtlings Staaten be¬ 
findet. Diese Probleme hält UN-Flücht¬ 
lingskommissar Antonio Guterres, 
Portugal, aber anscheinend für nicht so 


wichtig. Im Vordergrund seiner Ausfüh¬ 
rungen bei der Vorstellung des Berich¬ 
tes steht die Lage in - Syrien. Hier sorgt 
er sich, fordert Hilfe ein, warnt vor der 
Zukunft. Und unterstreicht ein weiteres 
Mal, dass die UN immer mehr zum Inst¬ 
rument der „ Staatengemeinschaft “ (s. o.) 
verkommt. 

Von den eine Mio. irakischen Christen, 
die seit Jahren Zuflucht in Syrien fin¬ 
den - ja, ja unter Assad - schweigt des 
Kommissars Voreingenommenheit. 

Freitag 

Der Hamburger Künstler Gerhard Jes- 
ke schickt der UZ-Redaktion eine E- 
Mail zum - von Frau Merkel aufge¬ 
brachten - Thema „Beutekunst “ Darin 
heißt es: 

„In Deutschland wird der Begriff,Beu¬ 
tekunst* propagandistisch gegen die 
ehemalige Sowjetunion und jetzt im¬ 
mer noch gegen Russland angewandt. 
Es gibt aber einen gravierenden Unter¬ 
schied zwischen der Sowjetunion und 
dem Deutschen Reich. Nach dem An¬ 
griff auf die Sowjetunion wurde das 
eroberte Gebiet als Beute ausgewiesen 
und demzufolge aus geplündert. Dazu 
gehörte auch der Raub von Kunstschät¬ 
zen. 

Als sich die deutsche Niederlage ab- 
zeichnete wurden viele hunderttausende 
Kunstexponate nach Deutschland ver¬ 
schleppt und wo das nicht mehr gelang 
wurden sie an Ort und Stelle vernichtet.“ 

Adi Reiher 


(K)ein Fest für Alle 

Fußball-WM Brasilien 2014 


Bilanz der WM 2010 in Südafrika 

Die erste Fußball-Weltmeisterschaft auf afrikanischem Boden löste in der süd¬ 
afrikanischen Bevölkerung große Hoffnungen aus: Von wirtschaftlichem Auf¬ 
schwung, Perspektiven und neuen Arbeitsplätzen war die Rede. Doch die Bilanz 
ist ernüchternd. 

Die Kosten für den südafrikanischen Staat fielen um 1709 Prozent (!) höher aus 
als geplant. Statt eines erwarteten Gewinns von 700 Millionen Franken resul¬ 
tierte für Südafrika ein Verlust von 2,8 Milliarden. Die Fifa hingegen nahm zu¬ 
sammen mit ihren Partnern über 3 Milliarden Franken ein. Sie fuhr den größten 
Gewinn ihrer Geschichte ein und steigerte die Einnahmen gegenüber der WM 
2006 in Deutschland um 50 Prozent. 

Unter den zehn gebauten oder erweiterten Stadien sind mindestens drei so¬ 
genannte „Weiße Elefanten“: Sie sind viel zu groß, als dass sie nach der WM 
jemals kostendeckend betrieben werden könnten. Auf Druck der Fifa wurden 
sie trotz Einwänden des südafrikanischen Fußballverbands gebaut. Für die¬ 
se und andere Infrastrukturbauten wurden laut Schätzungen der UNO ca. 
20 000 Menschen aus ihren Häusern vertrieben. Gegen 100 000 Straßenhänd¬ 
lerinnen verloren ihre Existenz. 

Statt dass die Bevölkerung von der WM profitiert hätte, war sie von der Kürzung 
der Sozialabgaben betroffen, zu denen sich Südafrika nach den WM-Verlusten 
gezwungen sah. Quelle: www.solidar.ch 


D ie Massenproteste in Brasilien 
entspringen einer sozialen Si¬ 
tuation, die sich bereits ein Jahr 
vor dem Beginn der Fußballweltmeis- 
terschaft drastisch verschlechtert hat. 
Die Hilfsorganisation Solidar Suisse 
macht seit längerer Zeit auf die Miss¬ 
stände rund um Sportgroßereignisse 
aufmerksam. Die folgenden Texte sind 
Teile eines Dossiers, das speziell zu den 
Folgen der WM in Brasilien angelegt 
wurde (siehe: www.solidar.ch). 



Immer mehr Favelas in Brasilien 
brennen genau dort, wo Bauten 
für die WM entstehen sollen. Die 


Bewohnerinnen vermuten gezielte 
Brandstiftung. 

Die Fußball-Weltmeisterschaft vom 
12. Juni bis 13. Juli 2014 in Brasilien 
soll das größte Fußballfest aller Zeiten 
werden. Doch von diesem Fest profi¬ 
tieren nicht alle. Im Gegenteil. Gera¬ 
de jenes Viertel der Bevölkerung, das 
jetzt schon in Armut lebt, wird unter 
den Auswirkungen der WM leiden: 
Vertreibungen von Favela-Bewohne- 
rlnnen zur Imagepflege, Menschen¬ 
rechtsverletzungen und Ausbeutung 
überschatten bereits jetzt die Vorbe¬ 
reitungen zur Weltmeisterschaft und 
werden sich weiter zuspitzen. 

Doch noch ist es nicht zu spät, dies 
zu ändern! Die Fifa hätte es durchaus 
in der Hand, die Weltmeisterschaft 
doch noch zu einem Fest für alle zu 
machen - dazu braucht es aber einen 
weltweiten Aufschrei für mehr Ge¬ 
rechtigkeit: 

Die Fifa muss endlich zu ihrer Verant¬ 
wortung stehen und einen Beitrag zur 
Verbesserung der Lebensbedingungen 
der Menschen in Brasilien leisten. Sie 
muss sich konsequent dafür einset- 
zen, dass keine Menschenrechte ver¬ 
letzt und keine Arbeiterinnen ausge¬ 
beutet werden. Und sie darf nicht die 
ganzen Gewinne in die eigene Tasche 


stecken und Brasilien mit einem Berg 
von Schulden zurücklassen. 

Konkret heißt das: 

1. Keine Vertreibungen und Menschen¬ 
rechtsverletzungen 

Über 150 000 Menschen werden wegen 
der WM aus ihren Behausungen ver¬ 
trieben. Straßenhändlerinnen fürchten 
um ihre Existenz, weil die WM-Sponso- 
ren exklusive Verkaufsrechte durchset¬ 
zen wollen. Gewaltsame Vertreibungen 
führen zu massiven Menschenrechts¬ 
verletzungen. Deshalb fordern wir: 
Keine Vertreibungen von Straßenhänd¬ 
lerinnen und keine „Säuberungen“ der 
Favelas zur Imagepflege. Wenn Um¬ 
siedlungen zwingend sind, müssen die 
Betroffenen angehört und entschädigt 
werden. 

2. Keine Ausbeutung für die Fußball- 
WM 

Die Gewinne an der WM dürfen nicht 
mit Ausbeutung erwirtschaftet werden. 
Die bisherige Erfahrung zeigt: Auf den 
WM-Baustellen in Brasilien herrschen 
oft prekäre Bedingungen, Fifa-Fanar- 
tikel werden teilweise unter ausbeute¬ 
rischen Bedingungen hergestellt. Des¬ 
halb fordern wir: 

Die Fifa muss für die Einhaltung von 
fairen Arbeitsbedingungen und für fai¬ 
re Löhne sorgen. 

3. Von den Milliarden-Gewinnen der 
WM muss auch das brasilianische Volk 
profitieren 

Die Fifa und die WM-Sponsoren (Adi¬ 
das, Coca-Cola, Budweiser...) weigern 
sich, ihre milliardenschweren Gewinne 
in Brasilien zu versteuern. Für die Kos¬ 
ten der WM muss jedoch die brasilia¬ 
nische Bevölkerung aufkommen. Es ist 


klar wohin das führt: Die Sozialleistun¬ 
gen geraten wegen der Staatsverschul¬ 
dung unter Druck. Letztlich werden die 
50 Millionen Armen in Brasilien für die 
WM bezahlen. Deshalb fordern wir: 
Alle Profiteure der WM sollen auf ihre 
Gewinne Steuern bezahlen. Das gilt 
auch für die Fifa. 


Der rote Kanal 


Im Tal von Elah, USA 2007 

Für US-Verhältnisse erstaunlich re¬ 
alistisches Bild der Verhältnisse in 
der US-Armee. Der Film-Dienst 
5/2008 schrieb, der Film sei „vor¬ 
dergründig ein Kriminalfilm im Mi¬ 
litärmilieu“ und nutze den Genre- 
Rahmen, „um die Erschütterungen 
einer Nation zu artikulieren“. Er sei 
„ein engagierter Film um eine Figur, 
die ihr nationalistisch-militärisch ge¬ 
prägtes Gedankengut in Frage ge¬ 
stellt sieht“. 

Sa., 29. 6., 21.45-23.40 Uhr, Einsfes¬ 
tival 

Geboren in der Sowjetunion - 
Neun Leben (1983 bis heute) 

Vergleichbar mit den deutschen 
„Kindern von Golzow“. Vor 22 Jah¬ 
ren hat der Filmer Miroshnichenko 
begonnen, Kinder zu filmen und zu 
interviewen, die 1983 in der dama¬ 
ligen UdSSR geboren waren. Alle 
sieben Jahre suchte er sie wieder 
auf, um zu sehen, was aus ihnen ge¬ 
worden ist. Und das Projekt ist noch 
lange nicht beendet. 

So., 30.6., 23.30-1.15 Uhr, mdr 





















